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BERICHT 
 

APS-Jahresrückblick 2024 

ANJA HEIDELBERGER,  
MARLENE GERBER,  
GUILLAUME ZUMOFEN UND  
MARC BÜHLMANN 

2024 war die Themenpalette in der Schweizer Politik noch bunter als im 
Jahr 2023 – dies ganz im Unterschied zu den Vorjahren, die stark von 
verschiedenen Krisen geprägt waren (vgl. Jahresrückblicke 2020, 2021 
und 2022). Schlaglichter auf verschiedene Bereiche warf 2024 sicherlich 
die direkte Demokratie, Folgen auf verschiedene Themen hatten aber – 
zumindest teilweise –auch die eidgenössischen Wahlen vom Oktober 
2023. Aber vor allem die unter anderem durch die vorangegangenen Kri-
sen bedingte angespannte Lage der Bundesfinanzen beschäftigte sowohl 
die Printmedien als auch das Parlament im Jahr 2024 überdurchschnitt-
lich stark.  

 Sparprogramm bei den Bundesfinanzen 

 Die Schweizer Politik stand 2024 also stark im Zeichen des klammen Bun-
deshaushalts: Um die Schuldenbremse im Budget 2025 einhalten zu kön-
nen, mussten 2024 gegenüber dem früheren Finanzplan CHF 2 Mrd. ge-
spart werden. Das daraus resultierende heftige Ringen zwischen den ver-
schiedenen Akteuren mit unterschiedlichsten finanziellen Begehrlich-
keiten wurde begleitet von harten Debatten im Parlament und breiten 
Diskussionen in den Medien (vgl. Abbildung 2). Betroffen waren – wie bei 
früheren Sparprogrammen – die schwach gebundenen Ausgaben, neu 
sollte jedoch auch bei stark gebundenen, also durch Gesetze festgelegte 
Ausgaben gespart werden. 

 Gewichtige Ursachen der schwierigen finanziellen Situation des Bundes 
waren unter anderem die Corona-Pandemie sowie der Ukraine-Krieg. 
Letzterer hatte nicht nur eine verstärkte Aufnahme von Geflohenen zur 
Folge, sondern war 2022 mit ein Grund für die Erhöhung des Armeebud-
gets auf 1 Prozent des BIP bis 2030 respektive 2032 gewesen. Die von 
Bundesrat und Parlament im Berichtsjahr im Rahmen der Armeebot-
schaft vorgenommene Erhöhung des Zahlungsrahmens 2025–2028 der 
Armee sowie die Aufstockung beim Rüstungsprogramm 2024 um insge-
samt mehrere Milliarden verschärften die Situation der Bundesfinanzen 
weiter. 

 Gespart wurde insbesondere bei der Arbeitslosenversicherung: Bundes-
rat und Parlament kürzten mit einer Gesetzesänderung den Bundesbei-
trag für die Jahre 2025 und 2026 um je CHF 600 Mio. Der Bundesrat 
schlug zudem Kürzungen oder Streichungen bei der Einlage in den 
Bahninfrastrukturfonds, beim Fonds Regionalentwicklung und beim Bei-
trag an den ETH-Bereich vor. Nicht zuletzt wurde auf eine Umsetzung von 
kostensteigernden Aufträgen des Parlaments in verschiedenen Berei-
chen der Landwirtschaft verzichtet.[stimmt das noch? siehe übernächs-
ter Abschnitt] Keine Senkung beantragte der Bundesrat hingegen beim 
Kantonsanteil an der direkten Bundessteuer, da der neue Entwurf zur 

https://anneepolitique.swiss/dossiers/1507
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1174
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1318
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1399
https://anneepolitique.swiss/articles/75500
https://anneepolitique.swiss/articles/75500
https://anneepolitique.swiss/articles/75701
https://anneepolitique.swiss/articles/73384
https://anneepolitique.swiss/articles/63661
https://anneepolitique.swiss/articles/68972
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1413
https://anneepolitique.swiss/articles/69696
https://anneepolitique.swiss/articles/69696
https://anneepolitique.swiss/articles/74182
https://anneepolitique.swiss/articles/74182
https://anneepolitique.swiss/articles/74426
https://anneepolitique.swiss/articles/75660
https://anneepolitique.swiss/articles/75660
https://anneepolitique.swiss/articles/75705
https://anneepolitique.swiss/articles/66670
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Unterstützung der familienergänzenden Kinderbetreuung keine finanzi-
elle Beteiligung des Bundes an den Betreuungskosten der Eltern mehr 
vorsah. 

ABBILDUNG 1: ANZAHL IM PARLAMENT EINGEREICHTE VORSTÖSSE UND PARLAMENTARISCHE INITIATIVEN PRO THE-

MENBEREICH (2024, 2023, 2021–2022) 
 

 

Legende: Anzahl eingereichte Motionen, Postulate und parlamentarische Initiativen zu den verschiedenen Themen in den 
Jahren 2024, 2023 und 2020-2021; Themenbereiche geordnet nach der anteilsmässigen Differenz zu 2023. 

Lesebeispiel: Im Jahr 2024 wurden 13 Vorstösse und parlamentarische Initiativen zum Thema «Medien» eingereicht, 2023 
waren es 3 und 2021 bis 2022 waren es durchschnittlich 15.5. 

Datenquelle: Datensatz der «Grünenfelder Zumbach GmbH», der auf Daten der Parlamentsdienste der Bundesversammlung 
(2024) beruht. 

 Während diese Kürzungen vornehmlich in Bereichen getätigt wurden, die 
über grössere Reserven verfügen, um so einen Leistungsabbau verhin-
dern zu können, setzte der Bundesrat wie in den Jahren zuvor auch auf 
Querschnittskürzungen bei den schwach gebundenen Ausgaben, im ak-
tuellen Jahr betrugen diese 1.4 Prozent. Fast die Hälfte dieser Kürzungen 
fielen beim WBF an, das über besonders viele entsprechende Ausgaben 
verfügt. In den Medien und im Parlament fanden vor allem die entspre-
chenden Einsparungen im Bildungs- und Kulturbereich Aufmerksamkeit, 
was womöglich dazu führte, dass die BFI-Botschaft 2025–2028 zu den 
am ausführlichsten debattierten Geschäften gehört (vgl. Tabelle 1). 

 Deutlich wurde der in den Medien so betitelte Verteilkampf im Dezember 
bei der Beratung des Bundesbudgets im Parlament – über keine Vorlage 
debattierte das Parlament 2024 wortreicher: National- und Ständerat 
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sprachen der Armee CHF 530 Mio. und der Landwirtschaft CHF 42 Mio. 
mehr zu, als der Bundesrat geplant hatte. Im Gegenzug wurden die Quer-
schnittskürzungen erhöht und insbesondere die Kredite für die Ausland-
hilfe, für Personalausgaben sowie für die Bundesasylzentren und die So-
zialhilfe für Asylsuchende gekürzt – Letztere beiden begründet durch 
rückläufige Asylzahlen. 

 Mit diesen – und wenigen einnahmeseitigen oder budgettechnischen – 
Massnahmen gelang es zwar, das Budget 2025 kostenbremsekonform 
auszugestalten, jedoch droht auch in den Folgejahren ein finanzielles De-
fizit. Aus diesem Grund schlugen das Parlament in Form von Vorstössen 
und eine vom Bundesrat eingesetzte Expertengruppe in einem medial 
stark debattierten Bericht weitere Sparmöglichkeiten vor. Gespart wer-
den soll dabei unter anderem bei der Klima- und Energiepolitik.  

 Verstärkt wurde die Kostenproblematik auf Bundesebene 2024 auch 
durch die Direkte Demokratie: Mit Annahme der 13. AHV-Rente wächst 
durch die Beteiligung des Bundes an den AHV-Einnahmen auch die 
Mehrbelastung für die Bundesfinanzen – wenn auch aufgrund eines Re-
chenfehlers des BSV weniger stark als ursprünglich angenommen. Die 
Sparmassnahmen wurden vom Bundesrat auch schon in früheren Jahren 
mit angenommenen Initiativen und der Erarbeitung von Gegenvorschlä-
gen begründet. Im Moment belasten etwa die Umsetzung der Pflegeiniti-
ative (siehe unten) und die indirekten Gegenvorschläge zur Prämienent-
lastungs- und zur Steuergerechtigkeitsinitiative (siehe nachfolgend) das 
Budget zusätzlich. 

 Die direkte Demokratie als Trendsetterin und Korrekturinstanz 

 Die direkte Demokratie ist aber nicht nur potenzielle Kostentreiberin und 
bringt damit die Budgetpläne von Bundesrat und Parlament durcheinan-
der, sondern erweitert die politische Agenda, zwingt dem Parlament 
neue Lösungsansätze auf oder veranlasst es, solche zu revidieren. 

 Im Jahr 2024 waren die Sozialversicherungen Dauerthema an der Ab-
stimmungsurne und erhielten im Vergleich zu den drei vorangegangenen 
Jahren deutlich überdurchschnittliche Medienaufmerksamkeit; ebenso 
wie, damit einhergehend, Fragen rund um die Alterung der Bevölkerung. 
Insgesamt konnte sich die Stimmbevölkerung sechsmal zu Fragen in die-
sem Themenbereich äussern – also bei der Hälfte aller Vorlagen. Dabei 
wurde mit der Initiative für eine 13. AHV-Rente das insgesamt 26. Volks-
begehren an der Urne angenommen, erstmals überhaupt eine linke Initi-
ative, die einen Ausbau des Sozialstaats anstrebte. Über konkrete Aus-
wirkungen einer anderen Initiative wurde auch im Gesundheitsbereich 
wortreich diskutiert: Das Parlament konnte jedoch zur Umsetzung der 
bereits angenommenen Initiative «Ja zum Schutz der Kinder und Ju-
gendlichen vor Tabakwerbung» noch keine Einigung erzielen. 

https://anneepolitique.swiss/articles/75738
https://anneepolitique.swiss/articles/75537
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1621
https://anneepolitique.swiss/articles/74455
https://anneepolitique.swiss/articles/75560
https://anneepolitique.swiss/articles/75593
https://anneepolitique.swiss/articles/72050
https://anneepolitique.swiss/articles/75585
https://anneepolitique.swiss/articles/75585
https://anneepolitique.swiss/articles/61700
https://anneepolitique.swiss/articles/61700
https://anneepolitique.swiss/articles/72048
https://anneepolitique.swiss/articles/72048
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1536
https://anneepolitique.swiss/articles/75128
https://anneepolitique.swiss/articles/75497
https://anneepolitique.swiss/articles/72050
https://anneepolitique.swiss/articles/75833
https://anneepolitique.swiss/articles/65157
https://anneepolitique.swiss/articles/65157
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TABELLE  1: DIE 25 2024 AM AUSFÜHRLICHSTEN DEBATTIERTEN GESCHÄFTE IM PARLAMENT 
 

Anzahl  
Wör-

ter 
2024 

Ge-
schäfts-
nummer Titel 

Themen- 
bereich 

198760 24.041 Voranschlag der Eidgenossenschaft 2025 Öffentliche  
Finanzen 

96232 24.031 Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den Jahren 
2025-2028 

Bildung und 
Forschung 

93206 22.058 Zollgesetz. Totalrevision Wirtschafts- 
politik 

84067 23.082 Legislaturplanung 2023-2027 Institutionen  
und  
Volksrechte 

73467 24.025 Armeebotschaft 2024 Landes- 
verteidigung 

69214 24.026 Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung (Steuer-
gerechtigkeits-Initiative). 

Öffentliche  
Finanzen 

62790 22.062 KVG. Änderung (Massnahmen zur Kostendämpfung, Paket 2) Sozial- 
versicherungen 

60260 24.033 Stromversorgungsgesetz (Stromreserve). Änderung  Energie 
56729 24.027 Kulturbotschaft 2025-2028 Kultur, Sprache, 

Kirchen 
52638 24.049 Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2025-2028 Aussenpolitik 
51183 22.085 Umweltschutzgesetz. Änderung Umweltschutz 
41733 22.061 CO2-Gesetz für die Zeit nach 2024. Revision Umweltschutz 
38713 24.021 Für eine verantwortungsvolle Wirtschaft innerhalb der planeta-

ren Grenzen (Umweltverantwortungs-Initiative). Volksinitiative 
Umwelt- 
schutz 

37330 21.403 Parlamentarische Initiative WBK-N. Überführung der Anstossfi-
nanzierung in eine zeitgemässe Lösung  

Soziale  
Gruppen 

33084 23.051 Energiegesetz. Änderung (Beschleunigungserlass) Energie 
32661 24.038 Asylgesetz (Sicherheit und Betrieb in den Zentren des Bundes). 

Änderung 
Soziale  
Gruppen 

30376 23.049 Tabakproduktegesetz (TabPG). Teilrevision Gesundheit, 
Sozialhilfe,  
Sport 

30002 22.071 Strafgesetzbuch und Jugendstrafgesetz. Änderung Rechtsordnung 
28977 17.400 Parlamentarische Initiative WAK-S. Systemwechsel bei der 

Wohneigentumsbesteuerung 
Raumplanung 
und Wohnungs- 
wesen 

28064 22.066 Obligationenrecht (Baumängel). Änderung Raumplanung 
und Wohnungs- 
wesen 

26937 23.086 Investitionsprüfgesetz Wirtschafts- 
politik 

24711 23.047 Kartellgesetz (KG). Änderung Wirtschafts- 
politik 

24142 24.053 Erklärung des Ständerates. Urteil des EGMR "Verein Klimasenio-
rinnen Schweiz u. a. versus Schweiz" 

Umweltschutz 

24081 23.022 Bundesgesetz über die Plattformen für die elektronische Kom-
munikation in der Justiz  

Rechtsordnung 

 

Legende: Anzahl Wörter, welche National- und Ständerat 2023 zu einzelnen Geschäften gesprochen haben; abgebildet 
sind die 25 am ausführlichsten debattierten Geschäfte. 

Lesebeispiel: Am ausführlichsten debattierte das Parlament 2024 über den Voranschlag der Eidgenossenschaft 2025 
und den Finanzplan für die Jahre 2026-2028 (BRG 24.041) mit fast 200'000 Wörtern.  

Datenquelle: Datensatz der Parlamentsdienste der Bundesversammlung (2024). 
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 Initiativen wirken sich allerdings als Trendsetterinnen auf den Schweizer 
Politikbetrieb aus, schon lange bevor es zu einer Urnenabstimmung 
kommt. Volksbegehren werden dabei im Parlament oft als wichtige Vehi-
kel benutzt, um in langen Debatten für eigene ideologische Standpunkte 
zu werben. 2024 gab es initiativbedingt vor allem Diskussionen über die 
Steuergerechtigkeitsinitiative und deren indirekten Gegenvorschlag, zu 
denen 2024 von allen vom Parlament beratenen Vorlagen am sechstmeis-
ten Wortmeldungen gezählt wurden (vgl. Tabelle 1). Auch die Vorlage für 
ein Bundesgesetz über die Unterstützung der familienergänzenden Kin-
derbetreuung, die gemäss Ständerat der Kita-Initiative als indirekter Ge-
genvorschlag gegenübergestellt werden soll, gab innerhalb und aus-
serhalb des Bundeshauses viel zu reden. Nicht zuletzt diskutierte das 
Parlament im Berichtsjahr intensiv über die Umweltverantwortungsiniti-
ative, die im Februar 2025 ohne Gegenvorschlag zur Abstimmung kom-
men wird. 

 Die politische Agenda wird mitunter auch schon vor der parlamentari-
schen Debatte von Volksbegehren beeinflusst. Auch wenn etwa die Initi-
ative «200 Franken sind genug!» noch nicht vom Parlament beraten 
wurde, warf sie im Medienbereich bereits ihre Schatten voraus: Der Bun-
desrat entschied, die Gebühren ab 2029 schrittweise auf CHF 300 zu 
senken. Auch die Ankündigung des Bundesrats, für die Initiative «Black-
out stoppen» einen indirekten Gegenvorschlag ausarbeiten zu wollen, 
sorgte für mediale Diskussionen. 

TABELLE  2: ANTEIL ANGENOMMENE MOTIONEN UND POSTULATE 2024 UND 2020-2023 
 

Vorstoss 
von 

Anteil angenommene  
Vorstösse 2024, in % 

Durchschnittlicher Anteil 
angenommene Vorstösse 
2020-2023, in % 

Differenz,  
in Prozentpunkten 

Kommis-
sion 88.9 83.7 5.2 

FDP 74.3 73.0 1.3 

GLP 66.7 53.9 12.8 

Mitte 64.2 74.1 -9.9 

SVP 35.4 19.5 15.9 

SP 18.1 30.3 -12.2 

Grüne 9.5 29.8 -20.3 
 

 

Legende: Anteil angenommene Vorstösse, Mitglieder der Fraktionen werden zur Übersicht den Fraktionen zugerechnet  

Lesebeispiel: 2024 wurden 88.9 Prozent aller von einer Kommission eingereichten Vorstösse angenommen; 2020 bis 2023 
waren es durchschnittlich 83.7 Prozent. 

Datenquelle: Datensatz der Parlamentsdienste der Bundesversammlung (2024). 

 Die direkte Demokratie ist aber natürlich insbesondere in den Wochen 
vor einem Abstimmungswochenende wichtigster Treiber der Themen-
konjunktur in den Medien (vgl. Abbildung 2). Nach den teilweise überra-
schenden Ausgängen bei den zwölf Abstimmungsvorlagen wurde speku-
liert, ob das Jahr nach den eidgenössischen Wahlen zu besonders starker 
Behördenskepsis geführt habe. Genährt wurde diese Spekulation durch 

https://anneepolitique.swiss/dossiers/1536
https://anneepolitique.swiss/articles/66670
https://anneepolitique.swiss/articles/66670
https://anneepolitique.swiss/articles/69247
https://anneepolitique.swiss/articles/70263
https://anneepolitique.swiss/articles/70263
https://anneepolitique.swiss/articles/67805
https://anneepolitique.swiss/articles/70691
https://anneepolitique.swiss/articles/70691
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die Annahme der Volksinitiative für eine 13. AHV-Rente und der Ableh-
nung von vier der sechs Referenden (angenommen wurden das Stromge-
setz und EFAS, abgelehnt wurden die BVG-Reform, der Ausbau des Au-
tobahnnetzes und die beiden Mietrechtsvorlagen). Das Jahr entsprach in 
der Tat nicht dem langjährigen Trend, der eine zunehmende Überein-
stimmung zwischen Behörden und Bevölkerung zeigt. Ob dieses Jahr 
eine Ausnahme darstellt oder ob die erstarkten Gewerkschaften und die 
Wahlverliererinnen die direkte Demokratie verstärkt als Oppositionsin-
strumente gegen die neuen Parlamentsmehrheiten nutzen können wer-
den, wird sich weisen. 

 Interessant ist bei der Idee der direkten Demokratie als Korrektiv auch, 
dass die SVP als Wahlgewinnerin (+9 Sitze) hinsichtlich ihrer Parolenfas-
sung lediglich bei 4 der 12 Abstimmungsvorlagen mit der Mehrheit über-
einstimmte. Bei den Wahlverliererinnen deckte sich die gefasste Parole 
hingegen häufiger mit dem Abstimmungsausgang: Die GP (-5 Sitze) und 
die GLP (-6 Sitze) trafen mit ihren Stimmempfehlungen bei neun (75%) 
bzw. acht (67%) der insgesamt zwölf Abstimmungsvorlagen die Mehr-
heitsverhältnisse. Bei der SP lag dieser Wert bei 75 Prozent, bei der FDP 
und der Mitte bei jeweils 50 Prozent. Dieses «Checks-and-Balances-
Phänomen» war in den beiden Jahren nach den eidgenössischen Wahlen 
2019 weniger ausgeprägt (SVP: -12 Sitze und 55% Abstimmungserfolge; 
GP: +17 Sitze und 50% Abstimmungserfolge). 

 Politischer Richtungswechsel mit dem neuen Parlament? 

 Mit 9 Sitzgewinnen für die SVP und Verlusten vor allem von Grünen (-5) 
und GLP (-6) hatten die Medien nach den eidgenössischen Wahlen 2023 
von einem Rechtsrutsch gesprochen. Als Folge wurde im Berichtsjahr 
über die Polarisierung der Schweizer Politik diskutiert. Aber machten 
sich die parteipolitischen Verschiebungen im ersten Jahr der neuen Le-
gislatur hinsichtlich Abstimmungsverhalten und Themensetzung im 
neuen Parlament bemerkbar? 

 Eine Auswertung aller im Parlament im Jahr 2024 beratenen Motionen 
und Postulate (vgl. Tabelle 2) zeigt, dass von Mitgliedern der SVP-Frakti-
onen stammende Vorstösse im ersten Jahr der neuen Legislatur eine hö-
here Zustimmungsquote erzielten als in der vorangegangenen Legislatur. 
Die Unterstützung für Vorstösse von Mitgliedern der SP- und Grünen-
Fraktionen ging hingegen deutlich zurück. Unklar bleibt dabei allerdings, 
inwiefern diese Änderungen im Abstimmungsverhalten den neuen Mehr-
heitsverhältnissen im Parlament oder einer sich geänderten gesellschaft-
lichen Problemwahrnehmung geschuldet sind. 

 Thematische Akzentverschiebungen lassen sich 2024 mit Blick auf die 
eingereichten Vorstösse aufzeigen – dies war jedoch in ähnlichem Rah-
men auch in den Vorjahren jeweils der Fall und dürfte entsprechend 
nicht nur der neuen Parlamentszusammensetzung geschuldet sein: In 

https://anneepolitique.swiss/articles/74177
https://anneepolitique.swiss/articles/74177
https://anneepolitique.swiss/articles/73126
https://anneepolitique.swiss/articles/72046
https://anneepolitique.swiss/articles/74911
https://anneepolitique.swiss/articles/74911
https://anneepolitique.swiss/articles/75045
https://anneepolitique.swiss/articles/74716
https://anneepolitique.swiss/articles/74164
https://anneepolitique.swiss/articles/74164
https://anneepolitique.swiss/dossiers/995
https://anneepolitique.swiss/dossiers/995
https://anneepolitique.swiss/articles/70920
https://anneepolitique.swiss/articles/75631
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absoluten Zahlen dominierten auch in diesem Berichtsjahr neu einge-
reichte Vorstösse zu den Themen «Soziale Gruppen» – insbesondere zu 
Asylfragen – sowie zu den Sozialversicherungen. Verglichen mit dem Vor-
jahr und gemessen an der Zahl neuer Vorstösse kann das anteilsmässig 
grösste zusätzliche Interesse allerdings im Medienbereich, der Landes-
verteidigung sowie den politischen Institutionen festgestellt werden (vgl. 
Abbildung 1): Im Medienbereich erwies sich die Ausgestaltung der Medi-
enförderung als Dauerbrenner, bei der Landesverteidigung drehten sich 
die meisten neu eingereichten Vorstösse um Fragen der Zusammenar-
beit mit der NATO und der EU sowie der Finanzierung der Armee (vgl. 
oben). Bei den politischen Institutionen standen Vorschläge für Wahl-
rechtsänderungen im Zentrum. Solche Forderungen werden zwar nach 
eidgenössischen Wahlen stets laut, 2024 scheinen sie aber erstmals 
grössere Umsetzungschancen zu haben. Zahlreiche Vorstösse wurden 
zudem zur Regelung der Unterschriftensammlung eingereicht, nachdem 
eine Medienrecherche zum Schluss gekommen war, dass die Zahl miss-
bräuchlicher Unterschriften hoch sein dürfte. Verglichen mit dem Vor-
jahr deutlich zurück ging die Vorstossaktivität 2024 hingegen im The-
menbereich «Geld, Währung und Kredit». 2023 hatte der Zusammen-
bruch der Credit Suisse hier für grosse parlamentarische Betriebsamkeit 
geführt. 

ABBILDUNG 2: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE IN DEN JAHREN 2024, 2023, 2021–2022 
 

 

Legende: Anteil Zeitungsberichte zu den verschiedenen Themen gemessen an allen Zeitungsberichten zur nationalen Politik in 
den Jahren 2024, 2023 und 2021-2022 (Januar bis November); Themenbereiche geordnet nach der anteilsmässigen Differenz 
zu 2023. 

Lesebeispiel: Der Anteil Artikel zum Thema «Sozialversicherungen» in den von APS berücksichtigten Printmedien betrug 2024, 
gemessen an allen Artikeln, 9.3%, 2023 3.6% und 2021-2022 durchschnittlich 3.6%. 

Datenquelle: APS-Zeitungsausschnittsammlung 
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https://anneepolitique.swiss/articles/75273
https://anneepolitique.swiss/articles/75632
https://anneepolitique.swiss/articles/75738
https://anneepolitique.swiss/articles/72786
https://anneepolitique.swiss/articles/74470
https://anneepolitique.swiss/articles/75732
https://anneepolitique.swiss/articles/74310
https://anneepolitique.swiss/articles/74310
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1607
https://anneepolitique.swiss/articles/75046
https://anneepolitique.swiss/articles/72056
https://anneepolitique.swiss/articles/72056
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 Richtungsänderungen lassen sich bei einzelnen konkreten Themen fest-
stellen: So war das Stimmrechtsalter 16 im alten Parlament noch unter-
stützt worden, vom neuen wurde es aber schliesslich versenkt. Und auch 
im Asylbereich stiessen politische Vorstösse zur Verschärfung der Best-
immungen verglichen mit den Vorjahren vermehrt auf Unterstützung. 
Und schliesslich kann auch bei der Diskussion um Atomenergie eine Ver-
schiebung festgestellt werden: Hatten Vorstösse für einen Ausbau von 
Atomstrom vor den Wahlen keine Chancen – gleich deren vier waren in 
der 51. Legislatur abgelehnt worden –, nahm der Ständerat 2024 nach 
einer sehr langen Debatte ein Postulat an, das die Überprüfung eines 
Weiterbetriebs bestehender Kernkraftwerke fordert. 

 Schwieriger festzustellen sind Richtungswechsel bei Vorlagen, die be-
reits in der vorhergehenden Legislatur aufgegleist worden waren und die 
nun das neu zusammengesetzte Parlament intensiv beschäftigten. Solche 
Geschäfte, die 2024 vom Parlament besonders wortreich diskutiert wur-
den, fanden sich nicht zuletzt im Umweltbereich, wo das Umweltschutz-
gesetz und das CO2-Gesetz zur Debatte standen, nachdem Letzteres im 
Jahr 2021 in einer ersten Version an der Urne abgelehnt worden war. Viel 
Aufmerksamkeit im neuen Parlament und in den Medien generierte dies-
bezüglich auch das Urteil des EGMR bezüglich der Klage des Vereins «Kli-
maseniorinnen Schweiz», das die Räte zu einer Erklärung veranlasste und 
eine ausserordentliche Session zur Europäischen Menschenrechtskon-
vention begründete. Wortreich weitergeführt wurden auch die parla-
mentarischen Diskussionen zum Zollgesetz – es wurde 2024 am dritt-
meisten diskutiert. Neu aufgenommen wurden im Wirtschaftsbereich die 
Beratungen über das lange vorgespurte Investitionsprüfungs- sowie über 
das Kartellgesetz. Schliesslich dürfte auch die E-ID bzw. die Umsetzung 
des neuen Bundesgesetzes über den elektronischen Identitätsnachweis, 
welches das Parlament 2024 nach jahrelangem Seilziehen verabschie-
dete, noch zu reden geben. 

 Was 2024 sonst noch wichtig war 

 Abseits des Parlamentsbetriebs und der direktdemokratischen Schau-
bühne aber medial dennoch intensiv begleitet wurden die Verhandlun-
gen des Bundesrats für ein weiteres Abkommenspaket mit der EU, deren 
Abschluss Ende Jahr verkündet wurde. 

 Auch der Konflikt im Nahen Osten, der 2024 nicht zuletzt zu Diskussionen 
über ein Verbot der Hamas und der Hisbollah, über eine Einstellung der 
Zahlungen an die UNRWA sowie zu pro-palästinensischen Demonstrati-
onen an den Universitäten führte, dürfte – genau wie auch der Krieg in 
der Ukraine – weiterhin auch im Fokus der Schweizer Aussenpolitik blei-
ben. 

https://anneepolitique.swiss/articles/65034
https://anneepolitique.swiss/articles/75617
https://anneepolitique.swiss/articles/74270
https://anneepolitique.swiss/articles/71019
https://anneepolitique.swiss/articles/71019
https://anneepolitique.swiss/articles/69585
https://anneepolitique.swiss/articles/60451
https://anneepolitique.swiss/articles/59244
https://anneepolitique.swiss/articles/59244
https://anneepolitique.swiss/articles/70781
https://anneepolitique.swiss/articles/75688
https://anneepolitique.swiss/articles/73804
https://anneepolitique.swiss/articles/70336
https://anneepolitique.swiss/articles/75502
https://anneepolitique.swiss/articles/69054
https://anneepolitique.swiss/articles/75454
https://anneepolitique.swiss/articles/75658
https://anneepolitique.swiss/articles/74378
https://anneepolitique.swiss/articles/74789
https://anneepolitique.swiss/articles/74789
https://anneepolitique.swiss/articles/75511
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 Einen Abschluss fand Ende Jahr auch der PUK-Bericht zur Notfusion der 
CS mit der UBS. Nach 2023 war es im Parlament und in den Medien wie-
der ruhiger geworden um den Bankensektor. Dies dürfte sich 2025 mit 
Erscheinen des Berichts wieder ändern. 

 Natürlich gab es 2024 noch viele weitere wichtige Ereignisse. Mehr dazu 
findet sich in den verschiedenen thematischen APS-Jahresrückblicken. 
Leitend für die Entscheidung, was 2024 wichtig war oder nicht, war in 
diesen verschiedenen Themenbereichen vor allem die Expertise der APS-
Reaktorinnen und Redaktoren. 

Zu den thematischen Jahresrückblicken: 
 

Politische Grundfragen 
Rechtsordnung 
Institutionen und Volksrechte 
Föderativer Aufbau 
Aussenpolitik 
Landesverteidigung 
Wirtschaftspolitik 
Geld, Währung, Kredit 
Landwirtschaft 
Öffentliche Finanzen 
Energie 
Verkehr und Kommunikation 

Raumplanung und Wohnungswesen 
Umweltschutz 
Bevölkerung und Arbeit 
Gesundheit, Sozialhilfe und Sport 
Sozialversicherungen 
Soziale Gruppen 
Bildung und Forschung 
Kultur, Sprache, Kirche 
Medien 
Parteien 
Verbände 

  

https://anneepolitique.swiss/articles/74124
https://anneepolitique.swiss/articles/74124
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En 2024, la gamme des thèmes abordés dans la politique suisse a été 
encore plus diversifiées qu'en 2023 – contrairement aux années précé-
dentes qui avaient été fortement marquées par la prépondérance de dif-
férentes crises (voir les rétrospectives annuelles 2020, 2021 et 2022). 
Cette plus grande diversité thématique en 2024 a été notamment due à 
la démocratie directe et – du moins en partie – aux élections fédérales 
d'octobre 2023. Mais c'est surtout la situation tendue des finances fé-
dérales, provoquée entre autres par les crises des années précédentes, 
qui a occupé non seulement la presse écrite, mais aussi le Parlement, 
d’une façon supérieure à la moyenne en 2024. 

 Programme d’économies pour les finances fédérales 

 En 2024, la politique suisse a donc été guidée par des finances fédérales 
serrées: Pour pouvoir respecter le frein à l'endettement dans le budget 
2025, il fallait économiser CHF 2 milliards en 2024 par rapport au plan 
intégré des finances. La lutte acharnée qui en a résulté entre les diffé-
rents acteurs aux convoitises financières les plus diverses s'est accom-
pagnée d’âpres discussions au Parlement et de nombreux articles dans 
les médias (voir figure 2 de l’analyse APS des objets parlementaires et des 
journaux en annexe). Comme dans les programmes d'économie précé-
dents, les dépenses faiblement liées étaient concernées, mais désor-
mais, les dépenses fortement liées, c'est-à-dire celles qui sont fixées par 
la loi, devaient également faire l'objet d'économies. 

 La pandémie de Covid-19 et la guerre en Ukraine furent parmi les fac-
teurs aggravants pour la situation financière difficile de la Confédération. 
La guerre a non seulement entraîné une augmentation de l'accueil des 
réfugiés, mais avait également motivé la décision, en 2022, d’une aug-
mentation du budget de l'armée à 1 pour cent du PIB jusqu'en 2030, res-
pectivement 2032. L'augmentation du plafond des dépenses de l'armée 
pour la période 2025–2028 et la surélévation du programme d'armement 
2024 de plusieurs milliards au total, décidées par le Conseil fédéral et le 
Parlement au cours de l'année dans le cadre du message sur l’armée, ont 
encore aggravé la situation des finances fédérales. 

 L’assurance-chômage a particulièrement été touchée par les économies: 
Le Conseil fédéral et le Parlement ont modifié la loi pour réduire la con-
tribution de la Confédération. Les années 2025 et 2026 sont particuliè-
rement concernées avec une diminution de la contribution de CHF 600 
millions de francs par an. Le Conseil fédéral a également proposé des 
réductions ou des suppressions du versement au fonds d'infrastructure 
ferroviaire, du fonds de développement régional et au domaine des EPF. 
Mais surtout, le Parlement a renoncé à mettre en œuvre certaines déci-
sions entraînant une hausse des coûts dans différents domaines de 

https://anneepolitique.swiss/dossiers/1507
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1174
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1318
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1399
https://anneepolitique.swiss/articles/75500
https://anneepolitique.swiss/articles/75500
https://anneepolitique.swiss/articles/75701
https://anneepolitique.swiss/articles/75701
https://anneepolitique.swiss/articles/73384
https://anneepolitique.swiss/articles/73384
https://anneepolitique.swiss/articles/63661
https://anneepolitique.swiss/articles/68972
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1413
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1413
https://anneepolitique.swiss/articles/69696
https://anneepolitique.swiss/articles/69696
https://anneepolitique.swiss/articles/74182
https://anneepolitique.swiss/articles/74426
https://anneepolitique.swiss/articles/75660
https://anneepolitique.swiss/articles/75660
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l'agriculture. En revanche, le Conseil fédéral n'a pas proposé de réduire 
la part qui revient aux cantons dans l'impôt fédéral direct, alors que 
lenouveau projet de soutien à l'accueil extra-familial pour enfants ne 
prévoyait plus de participation financière de la Confédération aux frais 
de garde des parents. 

FIGURE 1: NOMBRE D'INTERVENTIONS (MOTIONS, POSTULATS, INITIATIVES PARLEMENTAIRES) DEPOSÉES AU PARLE-

MENT PAR THÈME (2024, 2023, 2021-2022) 
 

 

Légende : Nombre d'affaires parlementaires nouvellement déposés sur les différents thèmes en 2024, 2023 et 2021-
2022. Thématiques classés selon la différence par rapport à 2023. 

Exemple : En 2024, 13 interventions et initiatives parlementaires ont été déposées sur le thème « médias », 3 en 2023 et 
15,5 en moyenne entre 2021 et 2022. 

Source des données : «Grünenfelder Zumbach GmbH», basé sur les données des Services du Parlement de l'Assemblée fédérale 
2022. 

 Alors que ces coupures ont principalement été effectuées dans les do-
maines disposant de réserves importantes afin d'éviter une réduction 
des prestations, le Conseil fédéral a également misé, comme les années 
précédentes, sur une réduction transversale des dépenses faiblement 
liées; ces dernières se sont élevées à 1.4 pour cent cette année. Près de 
la moitié de ces réductions ont touché le DEFR, qui dispose d'un nombre 
particulièrement élevé de dépenses correspondantes. Les médias et le 
Parlement ont surtout porté de l’attention aux économies faites dans les 
domaines de la formation et de la culture, ce qui a peut-être conduit à 
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ce que le message FRI 2025–2028 soit l'un des objets les plus longue-
ment débattus sous la coupole fédérale (voir tableau 1). 

 La lutte pour la répartition («Verteilkampf»), ainsi nommée par les mé-
dias, est devenue évidente en décembre lors du débat du budget fédéral 
au Parlement – aucun texte n’a fait l’objet d’un débat aussi riche au Par-
lement en 2024 (voir tableau 1): les deux chambres ont accordé à l'armée 
CHF 530 millions et à l'agriculture CHF 42 millions de plus que ce que le 
Conseil fédéral avait prévu. En contrepartie, les coupes transversales ont 
été augmentées et les crédits pour l'aide à l'étranger, pour les dépenses 
de personnel ainsi que pour les centres fédéraux d'asile et l'aide sociale 
aux requérants d'asile ont notamment été réduits – ces deux derniers 
points étant justifiés par le recul du nombre de requérants d'asile. 

 Grâce à ces mesures – et à quelques mesures relatives aux recettes ou à 
la technique budgétaire –, le budget 2025 a certes pu être élaboré con-
formément au frein aux coûts, mais un déficit financier demeure une 
menace pour les années suivantes. C'est la raison pour laquelle le Parle-
ment, par le biais d'interventions, et un groupe d'experts mis en place 
par le Conseil fédéral ont proposé d'autres possibilités d'économies 
dans un rapport fortement débattu par les médias. Il s'agit notamment 
d'économies dans la politique climatique et énergétique. 

 La problématique des coûts au niveau fédéral a également été renforcée 
en 2024 par la démocratie directe: Avec l'acceptation de la 13e rente AVS, 
la charge supplémentaire pour les finances fédérales augmente égale-
ment en raison de la participation de la Confédération aux recettes de 
l'AVS – même si elle est moins importante qu'initialement prévue en rai-
son d'une erreur de calcul de l'OFAS. Dans le passé, des mesures d'éco-
nomie ont déjà été justifiées par le Conseil fédéral après l'acceptation 
d'initiatives ou l'élaboration de contre-projets. Par exemple, la mise en 
œuvre de l'initiative sur les soins infirmiers (voir ci-dessous) et les 
contre-projets indirects de l'initiative d'allègement des primes et de 
l'initiative pour des impôts équitables (voir ci-dessous) alourdissent en-
core le budget. 

 La démocratie directe comme créatrice de tendances et ins-
tance de correction 

 La démocratie directe ne génère pas seulement de nouveaux coûts qui 
bouleversent les plans budgétaires du Conseil fédéral et du Parlement, 
mais elle élargit surtout l'agenda politique, impose au Parlement de nou-
velles solutions ou le force à en réviser certaines. 

 
  

https://anneepolitique.swiss/fr/articles/67636
https://anneepolitique.swiss/articles/75738
https://anneepolitique.swiss/articles/75537
https://anneepolitique.swiss/articles/1621
https://anneepolitique.swiss/articles/74455
https://anneepolitique.swiss/articles/75560
https://anneepolitique.swiss/articles/75593
https://anneepolitique.swiss/articles/72050
https://anneepolitique.swiss/articles/75585
https://anneepolitique.swiss/articles/61700
https://anneepolitique.swiss/articles/72048
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1536
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TABLEAU 1: LES 25 AFFAIRES LES PLUS LONGUEMENT DÉBATTUES AU PARLEMENT EN 2024 
 

Mots No Titre 
Domaine 
thématique 

198760 24.041 Budget de la Confédération 2025 Finances  
publiques 

96232 24.031 Encouragement de la formation, de la recherche et de l'inno-
vation pour la période 2025-2028 

Enseignement et 
recherche 

93206 22.058 Loi sur les douanes. Révision totale Politique  
économique 

84067 23.082 Programme de la législature 2023-2027 Institutions  
et droits  
populaires 

73467 24.025 Message sur l'armée 2024 Armée 

69214 24.026 Pour une imposition individuelle indépendante de l'état civil 
(initiative pour des impôts 
équitables). 

Finances  
publiques 

62790 22.062 LAMal. Modification (Mesures visant à freiner la hausse des 
coûts, 2e volet) 

Assurances soci-
ales 

60260 24.033 Loi sur l'approvisionnement en électricité (Réserve d'électri-
cité). Modification 

Energie 

56729 24.027 Message culture 2025-2028 Culture, langues, 
églises 

52638 24.049 Stratégie de coopération internationale 2025-2028 Politique 
étrangère 

51183 22.085 Loi sur la protection de l'environnement. Modification Protection de 
l'environnement 

41733 22.061 Loi sur le CO2 pour la période postérieure à 2024. Révision Protection de 
l'environnement 

38713 24.021 Pour une économie responsable respectant les limites plané-
taires (initiative pour la responsabilité environnementale). 
Initiative populaire 

Protection de 
l'environnement 

37330 21.403 Initiative parlementaire CSEC-N. Remplacer le financement 
de départ par une solution adaptée aux réalités actuelles 

Groupes  
sociaux 

33084 23.051 Loi sur l'énergie. Modification (Projet de loi pour l'accéléra-
tion des procédures) 

Energie 

32661 24.038 Loi sur l'asile (Sécurité et fonctionnement des centres de la 
Confédération). Modification 

Groupes  
sociaux 

30376 23.049 Loi sur les produits du tabac (LPTab). Révision partielle Santé,  
assistance soci-
ale, sport 

30002 22.071 Code pénal et droit pénal des mineurs. Modification Ordre juridique 

28977 17.400 Initiative parlementaire CER-E. Imposition du logement. 
Changement de système 

Aménagement 
du territoire  

28064 22.066 Code des obligations (Défauts de construction). Modification Aménagement 
du territoire 

26937 23.086 Loi fédérale sur l'examen des investissements étrangers Politique  
économique 

24711 23.047 Loi sur les cartels (LCart). Modification Politique  
économique 

24142 24.053 Déclaration du Conseil des Etats. Arrêt de la Cour EDH "Ve-
rein Klimaseniorinnen Schweiz et autres c. Suisse" 

Protection de 
l'environnement 

24081 23.022 Loi fédérale sur les plateformes de communication électro-
nique dans le domaine judiciaire 

Ordre juridique 

 

Légende: Nombre de mots prononcés par le Conseil national et le Conseil des Etats sur les différents objets en 
2024 ; les 25 objets les plus longuement débattus sont représentés. 

Exemple: En, c'est le budget de la Confédération 2025 (MCF 24.041) qui a fait l'objet du débat le plus approfondi, 
avec près de 200 000 mots.  

Source des données: Services du Parlement de l’Assemblée fédérale (2024). 
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 En 2024, les assurances sociales ont été un thème récurrent aux urnes 
et ont bénéficié d'une attention médiatique nettement supérieure à 
la moyenne, comparée aux trois années précédentes; il en est allé de 
même pour les questions liées au vieillissement de la population. Au 
total, l’électorat a eu l'occasion de s'exprimer à six reprises sur des 
questions liées à ce thème – soit sur la moitié des objets soumis au 
vote. L'initiative pour une 13e rente AVS a été la 26e initiative popu-
laire à être acceptée aux urnes, et pour la toute première fois pour 
une initiative de gauche visant à renforcer l'État social. Les effets con-
crets d'une autre initiative ont également été amplement discutés 
dans le domaine de la santé: le Parlement n'a toutefois pas encore pu 
se mettre d'accord sur la mise en œuvre de l'initiative «Oui à la pro-
tection des enfants et des jeunes contre la publicité pour le tabac», 
déjà adoptée par le peuple. 

 Les initiatives ont un impact sur la politique suisse en tant que créa-
trices de tendances bien avant qu'une votation n'ait lieu. La volonté 
du peuple est souvent utilisée au Parlement comme un moyen impor-
tant de promotion de positions idéologiques lors de longs débats. En 
2024, ce sont en particulier l'initiative pour des impôts équitables et 
son contre-projet indirect qui ont fait l'objet de discussions. Ce pro-
jet a été le sixième objet le plus discuté au Parlement (voir tableau 1). 
Le projet de loi fédérale sur le soutien à l'accueil extra-familial pour 
enfants, qui doit être opposé à l'initiative sur les crèches en tant que 
contre-projet indirect, a également suscité de nombreuses discus-
sions à l'intérieur et à l'extérieur du Palais fédéral. Enfin, au cours de 
l'année sous revue, le Parlement a discuté intensivement de l'initiative 
pour la responsabilité environnementale, qui sera soumise au vote en 
février 2025 sans contre-projet. 

 L'agenda politique est parfois influencé par des initiatives populaires, 
avant même que le débat parlementaire n’ait lieu. Par exemple, alors 
que l'initiative «200 francs, ça suffit!» n'a pas encore été débattue 
par le Parlement, elle a déjà projeté son ombre sur le secteur média-
tique: le Conseil fédéral a décidé d'abaisser progressivement la rede-
vance à CHF 300 à partir de 2029. Ou encore, l'annonce par le Conseil 
fédéral de son intention d'élaborer un contre-projet indirect à l'ini-
tiative «Stop au blackout» a également déjà lancé des discussions 
électriques dans les médias. 

 La démocratie directe demeure le principal moteur de la conjoncture 
thématique dans les médias, en particulier dans les semaines précé-
dant un week-end de votation (voir figure 2). Après les résultats par-
fois surprenants sur les 12 objets de votation, on a spéculé sur le fait 
de savoir si l'année qui a suivi les élections fédérales avait conduit à 
un scepticisme des autorités particulièrement fort. Cette spéculation 
a été alimentée par l'acceptation de l'initiative populaire pour une 13e 
rente AVS et le rejet de quatre des six référendums soumis à votation 

https://anneepolitique.swiss/articles/75128
https://anneepolitique.swiss/articles/75497
https://anneepolitique.swiss/articles/72050
https://anneepolitique.swiss/articles/75833
https://anneepolitique.swiss/articles/65157
https://anneepolitique.swiss/articles/65157
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1536
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1536
https://anneepolitique.swiss/articles/66670
https://anneepolitique.swiss/articles/66670
https://anneepolitique.swiss/articles/69247
https://anneepolitique.swiss/articles/70263
https://anneepolitique.swiss/articles/70263
https://anneepolitique.swiss/articles/67805
https://anneepolitique.swiss/articles/70691
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(ont été acceptés la Loi sur les énergies renouvelables et l’EFAS, tandis 
que la réforme de la LPP, l'extension du réseau autoroutier et les deux 
projets relatifs au droit du bail ont été rejetés). En effet, cette année 
n’a pas correspondu à la tendance de longue date qui montre un ac-
cord croissant entre les autorités et la population. L'avenir dira si 
cette année constitue une exception ou si les syndicats renforcés et 
les perdants et perdantes des élections fédérales pourront continuer 
à utiliser davantage la démocratie directe comme instrument d'oppo-
sition aux nouvelles majorités parlementaires. 

 En ce qui concerne l'idée de la démocratie directe comme correctif, 
il est également intéressant de constater que les mots d’ordre de 
l'UDC, considérée comme la gagnante des élections (+9 sièges), n'ont 
concordé avec la majorité que pour 4 des 12 objets de votation. En 
revanche, chez les perdants et perdantes des élections, les mots 
d'ordre donnés ont plus souvent coïncidé avec le résultat de la vota-
tion: les Vert·e·s (-5 sièges) et le PVL (-6 sièges) ont suivi les recom-
mandations de vote de la majorité pour respectivement neuf (75%) et 
huit (67%) des douze objets soumis au vote. Pour le PS, cette valeur 
était de 75 pour cent, pour le PLR et le Centre de 50 pour cent chacun. 
Ce phénomène de «Checks-and-Balances» était moins prononcé au 
cours des deux années suivant les élections de 2019 (UDC : -12 sièges 
et 55% de succès en votation; Vert·e·s: +17 sièges et 50% de succès 
en votation). 

 Changement d'orientation politique avec le nouveau Parlement ? 

 Avec 9 sièges gagnés par l'UDC et des pertes principalement chez les 
Vert·e·s (-5) et les PVL (-6), les médias ont parlé d'un glissement vers 
la droite après les élections fédérales de 2023. Cela a notamment en-
traîné des discussions sur la polarisation de la politique suisse au 
cours de l'année de rapport. Mais des changements de politique par-
tisane se sont-ils déjà fait sentir au cours de la première année de la 
nouvelle législature en ce qui concerne le comportement de vote et la 
définition de l’agenda au nouveau Parlement ? 

 Une évaluation de l’ensemble des motions et postulats débattus au 
Parlement en 2024 (voir tableau 2) indique que les interventions éma-
nant de membres des groupes parlementaires du PLR et de l'UDC ont 
obtenu un taux d'approbation plus élevé durant la première année de 
la nouvelle législature que durant la législature précédente. En re-
vanche, le soutien aux interventions des membres des groupes du PS 
et des Vert·e·s a nettement diminué. Il n'est toutefois pas clair, dans 
quelle mesure ces changements de comportement de vote sont dus 
aux nouvelles relations de majorité au Parlement ou à un changement 
de perception des problèmes par la société. 
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TABLEAU 2: POURCENTAGE DE MOTIONS ET POSTULATS ACCEPTÉS 2024 ET 2020-2023 
 

 

Interven-
tion de 

Pourcentage d’interven-
tions acceptées 2024, en % 

Pourcentage moyen d’in-
terventions acceptées 
2021-2023, en % 

Différence, en points de 
pourcentage 

Commis-
sion 88.9 83.7 5.2 

PLR 74.3 73.0 1.3 

PVL 66.7 53.9 12.8 

Centre 64.2 74.1 -9.9 

UDC 35.4 19.5 15.9 

PS 18.1 30.3 -12.2 

Verts 9.5 29.8 -20.3 
 

 

Légende: Pourcentage de motions et postulats acceptés  

Exemple: En 2024, 88,9 % de toutes les interventions déposées par une commission ont été acceptées. 

Source des données: Services du Parlement de l’Assemblée fédérale (2024). 
 

 Les interventions déposées en 2024 révèlent un changement d'accent 
thématique – ce qui était déjà le cas les années précédentes et ne 
devrait pas être uniquement dû à la nouvelle composition du Parle-
ment. En chiffres absolus, les nouvelles interventions déposées ont 
été dominées par les thèmes des «groupes sociaux» – en particulier 
les questions d'asile – et des assurances sociales cette année encore. 
Par rapport à l'année précédente et au regard du nombre de nouvelles 
interventions, les intérêts supplémentaires les plus importants, pro-
portionnellement, peuvent être constatés dans le domaine des mé-
dias, de la défense nationale tout comme des institutions politiques 
(voir figure 1): dans le domaine des médias, l'aide aux médias s'est avé-
rée être un sujet récurrent, tandis que dans le domaine de la défense 
nationale, la plupart des nouvelles interventions ont porté sur des 
questions de coopération avec l'OTAN et l'UE ainsi que sur le finance-
ment de l’armée (voir ci-dessus). En ce qui concerne les institutions 
politiques, des propositions de modification du droit de vote ont été 
au centre des débats. Si de telles demandes sont régulièrement for-
mulées après les élections fédérales, elles semblent avoir cette fois-
ci de plus grandes chances d'être mises en œuvre. De nombreuses 
interventions concernant la réglementation de la collecte des signa-
tures ont en outre été déposées après qu'une enquête médiatique a 
permis de conclure que le nombre de signatures abusives était pro-
bablement élevé. Par rapport à l'année précédente, l’activité parle-
mentaire a en revanche nettement diminué en 2024 dans le domaine 
«Crédit et monnaie». En 2023, l'effondrement de Credit Suisse avait 
provoqué une grande activité parlementaire dans ce domaine. 

 Des changements d'orientation peuvent être constatés pour certains 
thèmes en particulier: ainsi, le droit de vote à 16 ans, qui avait été sou-
tenu par l'ancien Parlement, a finalement été rejeté par le nouveau. 
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https://anneepolitique.swiss/articles/74310
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1607
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Dans le domaine de l'asile également, les interventions politiques vi-
sant à durcir la réglementation ont reçu un soutien accru par rapport 
aux années précédentes. Et finalement, un changement dans le débat 
sur l'énergie nucléaire peut aussi être relevé: alors que les interven-
tions en faveur d'un développement de l'énergie nucléaire n'avaient 
aucune chance avant les élections – quatre d'entre elles avaient été 
rejetées lors de la 51e législature –, le Conseil des Etats a adopté en 
2024, après un très long débat, un postulat demandant l'examen de la 
poursuite de l'exploitation des centrales nucléaires existantes. 

FIGURE 2: POURCENTAGE D'ARTICLES DE PRESSE PAR THÈME (2024, 2023, 2021–2022) 
 

 

Légende : Proportion d’articles de journaux par mois en comparaison à l’ensemble des articles de journaux sur la 
politique nationale au cours d’un mois (janvier – novembre). Thématiques classés selon la différence par rapport à 
2023. 

Exemple : La proportion d’articles de presse sur le thème « Assurances sociales » par rapport au nombre total 
d’articles était de 9.3 pour cent en 2024, 3.6 pour cent en 2023 et 3.6 pour cent en 2021-2022. 

Source des données : Documentation de presse de APS. 

 Il est plus difficile d’identifier un changement de direction pour les 
projets qui avaient déjà été mis en route au cours de la législature 
précédente et qui ont occupé intensivement le Parlement nouvelle-
ment constitué. Ces objets, qui ont particulièrement nourris les dé-
bats au Parlement en 2024, ont notamment concerné le domaine de 
l'environnement, dans lequel la Loi sur la protection de l'environne-
ment et La loi sur le CO2 ont été débattues après le rejet de la pre-
mière version de cette dernière dans les urnes en 2021. L'arrêt de la 
Cour européenne des droits de l'homme concernant la plainte de 
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l'association «Aînées pour le climat» a également suscité beaucoup 
d'attention au sein du nouveau Parlement et dans les médias. Ceci a 
amené les députés à faire une déclaration et à justifier une session 
extraordinaire sur la Convention européenne des droits de l'Homme. 
Les discussions parlementaires sur la Loi sur les douanes se sont éga-
lement poursuivies à un rythme soutenu, faisant de ce texte le troi-
sième le plus discuté en 2024 (voir tableau 1). Dans le domaine éco-
nomique, les débats sur la Loi sur l'examen des investissements étran-
gers et sur la Loi sur les cartels, qui étaient pressentis depuis long-
temps, ont été entamés. Finalement, l'e-ID, respectivement la mise en 
œuvre de la nouvelle Loi fédérale sur l'identité électronique et 
d'autres moyens de preuves électroniques, que le Parlement a adop-
tée en 2024 après des années d’hésitation, devrait encore faire parler 
d'elle. 

 Ce qui a encore été important en 2024 

 Les négociations du Conseil fédéral pour un nouveau paquet d'ac-
cords avec l'UE, dont la conclusion a été annoncée à la fin de l'année, 
se sont déroulées à l'écart de l'activité parlementaire et de la scène 
de la démocratie directe, mais ont néanmoins été suivies de près par 
les médias. 

 Le conflit au Proche-Orient, qui a notamment donné lieu en 2024 à 
des discussions sur l'interdiction du Hamas et du Hezbollah, sur l'arrêt 
des versements à l'UNRWA ainsi qu'à des manifestations pro-palesti-
niennes dans les universités, devrait également rester au cœur de la 
politique fédérale, tout comme la guerre en Ukraine. 

 Le rapport de la CEP sur la fusion d'urgence de CS avec l'UBS a égale-
ment trouvé son épilogue à la fin de l'année. Après 2023, au Parlement 
et dans les médias, les discussions traitant du secteur bancaire sont 
devenues plus calmes. Cela devrait à nouveau changer en 2025 avec 
la parution dudit rapport. 

Bien sûr, il y a eu beaucoup d'autres événements importants en 2024. 
Plus d'informations à ce sujet se trouvent dans les différentes rétros-
pectives annuelles thématiques d'APS. Dans ces différents chapitres, 
c'est surtout l'expertise des rédactrices et rédacteurs d'APS qui a 
guidé la décision sur ce qui fut important ou non en 2024. 
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 Lien vers les rapports de législature, classés par thème: 

Problèmes politiques fondamentaux 
Ordre juridique 
Institutions et droits populaires 
Structures fédéralistes 
Politique étrangère 
Armée 
Politique économique 
Crédit et monnaie 
Agriculture 
Finances publiques 
Energie 
Transports et communications 

Aménagement du territoire et logement 
Protection de l'environnement 
Population et travail 
Santé 
Assurances sociales 
Groupes sociaux 
Enseignement et recherche 
Culture, langues, églises 
Médias 
Parties 
Associations 
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RETROSPECTIVE ANNUELLE 2024 Problèmes politiques fondamentaux 

  

RAPPORT 
ETAT AU 31.12.2024 
CHLOE MAGNIN 

Le pourcentage d'articles concernant le chapitre «problèmes politiques 
fondamentaux», publié par la presse suisse en 2024, a diminué de plus 
de la moitié, comparé à 2021 (voir l'analyse APS des journaux, Figure 2). 
Pour être précis, le pourcentage d'articles politiques à ce sujet n'a cessé 
de décroître depuis trois ans, partant de 2.5 pour cent des articles poli-
tiques pour atteindre 1.2 pour cent des articles en 2024. Au cours de 
l'année sous revue, de nombreux acteurs de la scène politique et média-
tique helvétique ont souligné une ambiance pesante dans un contexte 
national et international tendu. Ces acteurs se sont d'ailleurs montrés 
inquiets pour l'avenir de la démocratie suisse, invoquant une forte pola-
risation des partis et un manque de dialogue entre les acteurs. Cette po-
larisation empêcherait la rencontre des extrêmes dans la recherche d'un 
compromis. Toutefois, il semble que le système à plusieurs partis poli-
tiques permette encore de minimiser l'effet de la polarisation. La presse 
a aussi discuté du pessimisme de la population. En début d'année, di-
verses études relatant de l'atmosphère nationale et de la vision de l'ave-
nir en Suisse ont noté une hausse du pessimisme et une perte de con-
fiance en l'économie libérale. 

Cette observation a aussi été faite par le Baromètre des préoccupation 
UBS 2024 publié fin 2024. L'étude note que la situation personnelle est 
jugée par la majorité de l'électorat comme positive, mais que que la part 
de personne jugeant la situation actuelle comme bonne et qui perçoit 
l'avenir avec optimisme a diminué en 2024. Le baromètre indique aussi 
que la santé, l'environnement et la prévoyance vieillesse occupe le haut 
du classement des préoccupations en Suisse. Le top dix est marqué par 
l'incertitude économique et le coût de la vie. Aussi, les thématiques de 
la santé, de l’immigration, des coûts de logement, de la sécurité et de la 
criminalité ont plus inquiété les Helvètes en 2024 qu'en 2023. Pour près 
de la moitié des interrogés, le gouvernement et l'administration suisses 
ne sont pas à la hauteur, alors même qu'une confiance plus importante 
est attribuée aux institutions suisses qu'aux institutions internationales. 
Dans cette optique, les bouleversements géopolitiques inquiètent la po-
pulation. 76 pour cent de la population souhaite que la Suisse ait un com-
portement plus offensif quand il est question de ses intérêts. Au final, 
c'est dans ce climat relativement morose que les discussions autour de 
la révision de la Constitution fédérale, de l'identité nationale et du futur 
de la Suisse ont eu lieu. 

D'abord, la première révision de la Constitution a fêté ses 150 ans alors 
que le lancement de la récolte de signatures pour la nouvelle révision to-
tale de la Constitution, qui avait été lancée l'année passée en l'honneur 
des 175 ans de la première Constitution, a été reporté. Les initiants de 
l'initiative populaire ont invoqué un manque de préparation, alors que 
les médias ont plutôt pointé du doigt les maigres chances d'aboutir, 
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compte tenu de la situation géopolitique et des préoccupations actuelles 
des citoyens et citoyennes.  

Finalement, l'identité nationale et le futur de la Suisse ont aussi été abor-
dés sous trois angles distincts en 2024. Premièrement, les emblèmes na-
tionaux ont suscité l'intérêt des parlementaires avec trois motions. Une 
première motion souhaitant que la Confédération soit l'unique gestion-
naire du Grütli, et puisse donc décider qui y tient une allocution le pre-
mier août, a été acceptée par le Conseil national. Une seconde motion 
qui vise la protection du drapeau suisse a remis au centre de la table la 
relation des Suisses à leurs symboles. Une troisième motion pour per-
metttre, à nouveau, l'utilisation des armoiries suisses par les équipes na-
tionales suisses a été acceptée par le Parlement. Deuxièmement, le Con-
seil des Etats a rejeté la possibilité de créer un nouveau fonds pour pro-
mouvoir l’implication des jeunes en politique ainsi que l'apprentissage et 
la connaissance des langues nationales. Troisièmement, les délibérations 
autour de la prochaine exposition nationale ont repris des couleurs 
quand Svizra27 a présenté son plan de faisabilité. Cependant, le soutien 
du Conseil fédéral reste indécis, ce qui pourrait mettre en péril le projet, 
selon les acteurs concernés.  

 

FIGURE 1 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE SUR LES «PROBLÈMES POLITIQUES FONDAMENTAUX»:  
POURCENTAGE D’ARTICLES DE JOURNAUX PAR MOIS  

 
Explication: Proportion d’articles de journaux par mois sur le sujet «Problèmes politiques fondamentaux» en comparaison 
à l’ensemble des articles de journaux sur la politique nationale au cours d’un mois. 
Example: La proportion d’articles de presse sur le thème «Problèmes politiques fondamentaux» par rapport au nombre total 
d’articles était de 0.7 pour cent en décembre 2023. 
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FIGURE 2 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE SUR LES «PROBLÈMES POLITIQUES FONDAMENTAUX»:  
POURCENTAGE D’ARTICLES DE JOURNAUX PAR ANNÉE 

 
Explication: Proportion d’articles de journaux par année (janvier à novembre) sur le sujet «Problèmes politiques fondamen- 
taux» en comparaison à l’ensemble des articles de journaux sur la politique nationale au cours de l’année (janvier à 
novembre). 
Exemple: La proportion d’articles de presse sur le thème «Problèmes politiques fondamentaux» par rapport au nombre total 
d’articles était de 1.2 pour cent en 2024. 
 
 
TABLEAU 1 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE SUR LES «PROBLÈMES POLITIQUES FONDAMENTAUX»:  
NOMBRE DE PRISES DE PAROLE ET DE MOTS PRONONCÉS EN 2024 
 

Rang No 

Prises 
de  

parole Mots Titre 
1 24.041 889 198760 Budget de la Confédération 2025 

2 24.031 543 96232 
Encouragement de la formation, de la recherche et de  
l'innovation pour la période 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Loi sur les douanes. Révision totale 
4 23.082 388 84067 Programme de la législature 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Message sur l'armée 2024 

6 24.026 166 69214 
Pour une imposition individuelle indépendante de l'état civil (initia-
tive pour des impôts équitables). 

7 22.062 149 62790 
LAMal. Modification (Mesures visant à freiner la hausse des coûts, 2e 
volet) 

8 24.033 190 60260 
Loi sur l'approvisionnement en électricité (Réserve d'électricité). 
Modification 

9 24.027 234 56729 Message culture 2025-2028 
10 24.049 222 52638 Stratégie de coopération internationale 2025-2028 

…         

166 24.3143 17 3263 
Motion Müller Damian. Défaite de l'équipe nationale face à la loi sur 
la protection des armoiries? 

261 23.464 7 1990 

Initiative parlementaire Addor Jean-Luc. Punir dans tous les cas 
l'outrage au drapeau suisse et aux autres emblèmes suisses de sou-
veraineté 

282 23.3966 7 1821 Motion CSEC-E. Exposition nationale 

325 23.4346 5 1536 
Motion CIP-E. Fonds pour la démocratie et l'état de droit en com-
mémoration de 1848 

538 23.3974 3 950 

Motion Aeschi Thomas. Faire en sorte que la Confédération suisse, 
propriétaire du Grütli, administre elle-même celui-ci, et décide no-
tamment elle-même des orateurs admis à s'y exprimer le 1er août 
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966 21.472 1 52 
Initiative parlementaire Prezioso Batou Stefania. Réhabilitation des 
Suisses ayant combattu dans la Résistance française 

1045 22.3601 1 12 
Postulat Porchet Léonore. Commémorer les victimes de la chasse 
aux sorcières  

 
Légende: Nombre de prises de parole et de mots prononcés en 2024 concernant les objets correspondants; classés par 
nombre de mots prononcés; en gris: objets relevant du domaine thématique « Problèmes politiques fondamentaux ». 
Rang: Tableau classé par nombre de mots en 2024 ; No: Numéro d’objet ; Prises de parole: Nombres de prises de parole en 
2024 sur l’objet ; Mots: nombre de mots prononcés en 2024 sur l’objet ; Titre: Titre français du projet 
Exemple: en 2024, 3263 mots ont été prononcés sur l'objet «Motion Müller Damian. Défaite de l'équipe nationale face à la 
loi sur la protection des armoiries?» en 17 prises de parole; 166e rang parmi tous les objets de cette année. 
Source: jeu de données des Services du Parlement de l'Assemblée fédérale (2024). 
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JAHRESRÜCKBLICK 2024 Rechtsordnung 

  

BERICHT 
STAND: 31.12.2024 
LUKAS LÜTOLF  

Das Jahr 2024 war im Bereich «Rechtsordnung» von verschiedenen 
straf- und zivilrechtlichen Fragen geprägt, was sich unter anderem in der 
gestiegenen Medienberichterstattung im Vergleich zum Vorjahr wider-
spiegelte (vgl. Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse). Im Strafrecht par-
lamentarisch und medial intensiv diskutiert wurden massgebliche Ände-
rungen im Strafgesetzbuch und im Jugendstrafrecht, die sich als Mass-
nahmenpaket Sanktionenvollzug präsentierten. Insbesondere die Dauer 
und Art der Verwahrung von jugendlichen Straftäterinnen und Straftätern 
sowie die Aufhebung des begleiteten Hafturlaubs für erwachsene Häft-
linge waren Gegenstand harter Debatten im Parlament. Schliesslich hies-
sen die Räte nur die Änderungen des Jugendstrafrechts gut und lehnten 
die Strafgesetzbuchrevision in der Schlussabstimmung ab. Ebenfalls für 
viel Gesprächsstoff sorgte die Einführung eines neuen Straftatbestands 
für Stalking, der auf eine Kommissionsinitiative aus dem Jahr 2019 zu-
rückgeht und zu dem sich National- und Ständerat im Berichtsjahr in ei-
ner ersten Runde äusserten. Gleich fünf gleichlautende und 2024 über-
wiesene Postulate aus verschiedenen politischen Lagern forderten zu-
dem ein erstes Monitoring der 2023 abgeschlossenen und in Kraft getre-
tenen Revision des Sexualstrafrechts. 

Im Zivilrecht fand das Bundesratsgeschäft für Massnahmen gegen Min-
derjährigenheiraten seinen Abschluss. Mit der entsprechenden Anpas-
sung des ZGB sollen im Ausland minderjährig verheiratete Personen in 
der Schweiz neu bis zu ihrem 25. Geburtstag (vorher bis zum 18. Geburts-
tag) ihre Ehe gerichtlich für ungültig erklären können. Auch die Zivil-
rechte juristischer Personen standen 2024 auf der politischen Agenda. 
Durch erneuten Nichteintretensentscheid verwarf der Ständerat die als 
Teil der zweiten Etappe der Erbrechtsrevision angedachte Vorlage zur Er-
leichterung der Unternehmensnachfolge endgültig. Darüber hinaus 
nahm das Parlament die Beratung zum neuen Bundesgesetz über die 
Transparenz juristischer Personen sowie die Beratung einer Änderung 
des Zivilgesetzbuches zur Wiedereinführung von Doppelnamen in An-
griff. Überdies behandelte das Parlament erstmals den bundesrätlichen 
Entwurf zum erleichterten Einsatz elektronischer Kommunikation von 
grenzüberschreitenden Zivilprozessen. Ursprünglich durch eine Motion 
der ständerätlichen Rechtskommission angestossen, sollen künftig Be-
fragungen einer Person in der Schweiz im Rahmen eines ausländischen 
Zivilverfahrens auch ohne vorherige behördliche Genehmigung zulässig 
sein.  

Drei Jahre nach dem Volks-Nein zur E-ID schloss das Parlament im Jahr 
2024 die Beratung über das neue Bundesgesetz über den elektronischen 
Identitätsnachweis und andere elektronische Nachweise ab. Im Unter-
schied zur ersten Vorlage soll die angedachte E-ID künftig nun vollständig 
vom Staat herausgegeben und verwaltet werden. Mitten in der parlamen-
tarischen Detailberatung befand sich ferner das Bundesgesetz über die 
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Plattformen für die elektronische Kommunikation der Justiz. Weniger 
schnell voran ging es hingegen in einem weiteren Bereich der digitalen 
Verwaltung: Das neue Bundesgesetz für einen nationalen Adressdienst 
kam noch nicht zur Detailberatung, da sich der Nationalrat für eine Rück-
weisung des Entwurfs aussprach, was der Ständerat jedoch ablehnte.  

Zusätzlich zu straf- und zivilrechtlichen Fragen beschäftigten 2024 wei-
terhin vor allem die anhaltenden Kriege in der Ukraine und im Nahen Os-
ten die nationale Sicherheitspolitik. Dies zeigte sich unter anderem bei 
der Debatte um die Wiedereinführung der Rechtsberatung für durch die 
EU sanktionierte russische Unternehmen oder in den jährlichen Berich-
ten des NDB zur Bedrohungslage, welcher zusammen mit anderen Ereig-
nissen auch Brennstoff für Diskussionen um russische Spionage in der 
Schweiz bot. Aufgrund der steigenden Anzahl antisemitischer Vorfälle 
überwies das Parlament im Berichtsjahr zudem eine Motion für ein Ver-
bot von nationalsozialistischen Symbolen in der Öffentlichkeit. Zwei par-
lamentarische Initiativen zum gleichen Thema sind noch in Beratung.  

2024 beschäftigten auch die Bürgerrechte die Schweizer Politik. Beson-
ders das Demonstrationsrecht wurde im Zusammenhang mit der Pro-Pa-
lästina-Proteste von Studierenden im Mai medial und politisch intensiv 
diskutiert (vgl. Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse). Zudem kam die 
Volksinitiative «für ein modernes Bürgerrecht» im November 2024 zu-
stande und dürfte aufgrund der geforderten Vereinfachung des Einbür-
gerungsverfahrens im Parlament und möglicherweise vor dem Stimmvolk 
für neue Kontroversen sorgen. 

 

ABBILDUNG 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «RECHTSORDNUNG»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO MONAT 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Rechtsordnung» pro Monat gemessen an allen Zeitungsberichten zur 
nationalen Politik im Monat. 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Total: Rechtsordnung» an allen Artikeln betrug im Dezember 2023 
3.7 Prozent. 
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ABBILDUNG 2 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «RECHTSORDNUNG»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO JAHR 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Rechtsordnung» pro Jahr (Januar bis November) gemessen an allen 
Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Jahr (Januar bis November). 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Bürgerrechte» an allen Artikeln betrug im Jahr 2024 1.6 Prozent. 

 
 

TABELLE 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «RECHTSORDNUNG»: ANZAHL WORTMELDUNGEN UND GESPROCHENE  
WÖRTER IM JAHR 2024 
 

Rang Nr. Reden Wörter Titel 

1 24.041 889 198760 Voranschlag der Eidgenossenschaft 2025 

2 24.031 543 96232 
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den  
Jahren 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Zollgesetz. Totalrevision 

4 23.082 388 84067 Legislaturplanung 2023-2027 

5 24.025 314 73467 Armeebotschaft 2024 

6 24.026 166 69214 
Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung  
(SteuergerechtigkeitsInitiative). 

7 22.062 149 62790 KVG. Änderung (Massnahmen zur Kostendämpfung, Paket 2) 

8 24.033 190 60260 Stromversorgungsgesetz (Stromreserve). Änderung  

9 24.027 234 56729 Kulturbotschaft 2025-2028 

10 24.049 222 52638 Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2025-2028 

…         
18 22.071 129 30002 Strafgesetzbuch und Jugendstrafgesetz. Änderung 

24 23.022 106 24081 
Bundesgesetz über die Plattformen für die elektronische Kommuni-
kation in der Justiz 

27 17.523 58 22650 Pa.Iv. Stamm Luzi. Ermöglichung von Doppelnamen bei der Heirat 

29 23.073 63 21509 
Bundesgesetz über den elektronischen Identitätsnachweis und an-
dere elektronische Nachweise 

30 24.046 63 20888 
Bundesgesetz über die Transparenz juristischer Personen und die 
Identifikation der wirtschaftlich berechtigten Personen 

32 23.057 63 20685 ZGB. Änderung (Massnahmen gegen Minderjährigenheiraten) 
46 19.433 54 14803 Pa.Iv. RK-NR. StGB-Tatbestände mit Stalking ergänzen 
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57 23.079 39 10477 Flugpassagierdatengesetz 
61 22.049 13 10159 Zivilgesetzbuch. Änderung (Unternehmensnachfolge) 

71 23.4531 25 9135 Motion Rieder Beat. Rechtsstaatlichkeit wiederherstellen 

…         
Legende: Anzahl Wortmeldungen und gesprochene Wörter im Jahr 2024 zu den entsprechenden Geschäften; geordnet nach 
Anzahl gesprochener Wörter; grau eingefärbt: Geschäfte im Themenbereich «Rechtsordnung». 
Rang: Tabelle geordnet nach Anzahl Wörter 2024; Nr: Geschäftsnummer; Reden: Anzahl Wortmeldungen 2024 zum Geschäft; 
Wörter: Anzahl gesprochene Wörter 2024 zum Geschäft; Titel: Deutscher Titel der Vorlage 
Lesebeispiel: 2024 wurden zur Änderung des Strafgesetzbuchs und des Jugendstrafgesetzes in 129 Reden 30'002 Wörter 
gesprochen; Rang 18. von allen Geschäften in diesem Jahr.  
Quelle: Datensatz der Parlamentsdienste der Bundesversammlung (2024). 
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JAHRESRÜCKBLICK 2024 Institutionen und Volksrechte 

  

BERICHT 
STAND: 31.12.2024 
MARC BÜHLMANN  
 
 

Der Themenbereich «Institutionen und Volksrechte» war geprägt von 
den Auswirkungen der eidgenössischen Wahlen 2023. Wie stets nach 
eidgenössischen Wahlen zerpflückte das neu konstituierte Parlament die 
Legislaturplanung und reichte zahlreiche Vorstösse für eine Reform des 
Wahlverfahrens ein. Die neue Zusammensetzung brachte allerdings auch 
neue Mehrheiten bei einigen schon jahrelang diskutierten und bisher er-
folglosen Forderungen. 

Die Legislaturplanung wird zu Beginn einer neuen Legislatur stets als 
Möglichkeit für Grundsatzdiskussionen genutzt und die von der Regie-
rung vorgeschlagenen Leitlinien und Massnahmen mit zahlreichen Punk-
ten ergänzt, was alle vier Jahre zu einem eigentlichen Redemarathon 
führt. Auch 2024 war die Legislaturplanung das Geschäft mit den mit 
Abstand meisten Wortmeldungen im Themenbereich «Institutionen und 
Volksrechte», obwohl das bundesrätliche Planungsinstrument eigentlich 
nur dazu dient, Prioritäten in der Verwaltung zu setzen und für Kohärenz 
bei der Gesetzgebungsarbeit zu sorgen, ansonsten aber keine weitrei-
chenderen Folgen hat und deshalb lediglich als einfacher Bundesbe-
schluss vom Parlament verabschiedet wird (vgl. Tabelle 1 der APS-Analyse 
der Wortmeldungen).  

Nach eidgenössischen Wahlen werden zudem seit einigen Jahren jeweils 
zahlreiche Vorstösse für Wahlrechtsreformen eingereicht. Auch 2024 
bildete hier keine Ausnahme. Gefordert wurden etwa ein eigener Wahl-
kreis für Auslandschweizerinnen und -schweizer, die Einführung des 
doppelten Pukelsheim oder Verbote von Listen- und Unterlistenverbin-
dungen. Im Gegensatz zu früheren Jahren könnten einige Forderungen 
diesmal allerdings zu Änderungen führen, weil sie von den zuständigen 
Kommissionen beider Räte in eine Gesamtvorlage gegossen und als par-
lamentarische Initiative weiterverfolgt werden. 

Neben diesen direkt mit den eidgenössischen Wahlen in Verbindung ste-
henden Themen diskutierte das Parlament aber auch über andere Ever-
greens, etwa über die sogenannte «Vorstossflut». Bisher waren zwar alle 
Vorschläge für eine Einschränkung der Einreichung von parlamentari-
schen Initiativen und Vorstössen stets chancenlos geblieben. Auch dies 
könnte sich ändern, gab der Nationalrat doch 2024 einer parlamentari-
schen Initiative für eine Limitierung der Anzahl parlamentarischer Initia-
tiven und Vorstösse Folge und überlegte sich, ob er sein Geschäftsregle-
ment ändern und ein Verbot der Einreichung von Vorstössen während 
Sondersessionen einführen soll. 

Erneut nicht einführen wollte das Parlament hingegen mehr Transparenz 
bei Einkünften aus Nebentätigkeiten von Parlamentarierinnen und 
Parlamentariern. Von den Medien stark kritisiert, gab der Ständerat ei-
ner entsprechenden parlamentarischen Initiative keine Folge, obwohl 
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seine Kommission vor den eidgenössischen Wahlen 2023 noch positive 
Signale ausgesendet und Folgegeben empfohlen hatte. 

Obwohl beide Räte nach jahrelanger Diskussion 2022 auf die Einführung 
einer Obergrenze für Abgangsentschädigungen für Topkader in der Bun-
desverwaltung verzichtet hatten, nahm das Thema 2024 erneut Fahrt 
auf. Das Parlament gab einer neuen entsprechenden parlamentarischen 
Initiative Folge – wohl auch, weil in den Medien über einige Fälle von 
«goldenen Fallschirmen» in der Bundesverwaltung berichtet worden 
war. Viel Tinte floss insbesondere wegen der Abgangsentschädigung der 
ehemaligen Chefin der Bundespolizei. In den Medien war denn auch von 
einer möglichen «Lex della Valle» die Rede. 

Dass sich Entscheidungen mitunter ändern, wenn sich das Parlament 
nach eidgenössischen Wahlen neu zusammensetzt, zeigte auch die 
ebenfalls viel mediales Echo auslösende Debatte um das Stimmrechtsal-
ter 16. Obwohl die nationalrätliche Kommission von ihrem Rat bereits 
dreimal dazu aufgefordert worden war, eine Vorlage für die Senkung des 
Stimm- und Wahlrechtsalters auf 16 Jahre auszuarbeiten, forderte sie im 
Frühjahr 2024 erneut die Abschreibung des Geschäfts. Und in der Tat 
folgte der neu zusammengesetzte Nationalrat diesmal knapp dem Kom-
missionsanliegen, was in den Medien mit «Neue Legislatur, neues Glück» 
(NZZ) kommentiert wurde. 

Überdurchschnittlich viele parlamentarische Wortmeldungen im The-
menbereich «Institutionen und Volksrechte» provozierte auch die De-
batte um den Aufbau einer Swiss Government Cloud (vgl. Tabelle 1 der 
APS-Analyse der Wortmeldungen). Um eine effiziente Digitalisierung der 
Bundesverwaltung zu ermöglichen, soll eine hybride Infrastruktur ge-
schaffen werden, die aus bundesinternen, aber auch aus externen 
Cloud-Diensten besteht und ebenfalls von Kantonen und Gemeinden ge-
nutzt werden kann. Eigentlich hätten die Räte lediglich über einen Ver-
pflichtungskredit befinden sollen, die nationalrätliche Finanzkommission 
wollte allerdings einen Zweckartikel anhängen, dessen Details breit dis-
kutiert und der letztlich von beiden Räten in der Wintersession gutge-
heissen wurde. 

Auch im Bereich der Rechtsprechung wurden früher verworfene Ent-
scheidungen wieder neu diskutiert. Rezykliert werden sollen Teile der 
2020 versenkten Bundesgerichtsgesetz-Revision. Dies kündigte der Bun-
desrat im Rahmen eines Berichts zu einem Postulat an, das Vorschläge 
für eine Entlastung des Bundesgerichts forderte. In der damaligen Re-
vision seien zahlreiche, politisch mehrheitsfähige Ideen verpackt gewe-
sen, die man in einen neuen Entwurf packen wolle, so der Bundesrat, der 
Anfang Dezember eine entsprechende Vernehmlassung startete. Kurz-
fristige Entlastung für die Bundesgerichte sollten bereits die 2024 von 
den Räten befristet gutgeheissenen Aufstockungen von Richterinnen- 
und Richterstellen am Bundesstrafgericht und am Bundesverwaltungsge-
richt bringen. 
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Manchmal entwickelt die Mischung aus medial stark beachteten Ereignis-
sen, parlamentarischer Betriebsamkeit und bundesrätlichen Berichten 
eine ganz eigene Dynamik. So löste eine Recherche in den Medien über 
möglicherweise gefälschte Unterschriften bei der Sammlung von Initiati-
ven und Referenden nicht weniger als 20 Vorstösse und drei parlamen-
tarische Initiativen aus. Dabei wurden einerseits Regelungen und gar Ver-
bote für bezahltes Sammeln von Unterschriften und andererseits die Ein-
führung von E-Collecting gefordert. Mit einem runden Tisch und dem 
Vorlegen eines Postulatsberichts zur Einführung von E-Collecting nahm 
sich der Bundesrat dieses Themas rasch an. 

Wie wichtig Unterschriftensammlungen sind, zeigte sich 2024 auch in 
der rege genutzten Direkten Demokratie, die vor den vier Abstimmungs-
terminen jeweils Ausschläge in der Zeitungsberichterstattung evozierte 
(vgl. Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse). An vier Abstimmungswochen-
enden wurde insgesamt über je sechs Volksinitiativen und fakultative Re-
ferenden abgestimmt. Mit der Initiative für eine 13. AHV-Rente wurde das 
insgesamt 26. Volksbegehren in der Geschichte der modernen Schweiz 
angenommen. Keinen direkten Erfolg an der Urne hatten hingegen die 
Renteninitiative, die Prämien-Entlastungs-Initiative, die Kostenbremse-
Initiative, die Initiative «für Freiheit und körperliche Unversehrtheit» 
und die Biodiversitätsinitiative. Von den Referenden waren gar vier er-
folgreich: Abgelehnt wurden die Reform der beruflichen Vorsorge, der 
Ausbau des Autobahnnetzes und zwei Mietrechtsrevisionen (Eigenbedarf 
und Untermiete). Unterstützung durch die Stimmbevölkerung erfuhren 
2024 einzig die beiden Vorlagen zum Stromgesetz und zur einheitlichen 
Finanzierung ambulanter und stationärer Leistungen. 

  

ABBILDUNG 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «INSTITUTIONEN UND VOLKSRECHTE»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO 

MONAT 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Institutionen und Volksrechte» pro Monat gemessen an allen 
Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Monat. 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Total: Institutionen und Volksrechte» an allen Artikeln betrug im 
Dezember 2023 20.1 Prozent. 
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ABBILDUNG 2 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «INSTITUTIONEN UND VOLKSRECHTE»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO 

JAHR 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Institutionen und Volksrechte» pro Jahr (Januar bis November) gemessen an 
allen Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Jahr (Januar bis November). 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Regierung» an allen Artikeln betrug im Jahr 2024 2.2 Prozent. 
 
 
TABELLE 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «INSTITUTIONEN UND VOLKSRECHTE»: ANZAHL WORTMELDUNGEN UND GESPRO-

CHENE WÖRTER IM JAHR 2024 

Rang Nr. Reden Wörter Titel 
1 24.041 889 198760 Voranschlag der Eidgenossenschaft 2025 

2 24.031 543 96232 
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den  
Jahren 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Zollgesetz. Totalrevision 
4 23.082 388 84067 Legislaturplanung 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Armeebotschaft 2024 

6 24.026 166 69214 
Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung  
(SteuergerechtigkeitsInitiative). 

7 22.062 149 62790 KVG. Änderung (Massnahmen zur Kostendämpfung, Paket 2) 
8 24.033 190 60260 Stromversorgungsgesetz (Stromreserve). Änderung  
9 24.027 234 56729 Kulturbotschaft 2025-2028 

10 24.049 222 52638 Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2025-2028 

…         

53 24.018 43 12466 Aufbau einer Swiss Government Cloud (SGC). Verpflichtungskredit 
60 24.001 13 10188 Geschäftsbericht des Bundesrates 2023 
81 24.004 12 7612 GPK-N/S und GPDel. Jahresbericht 2023 

88 23.449 25 6335 
Pa.Iv. RK-S. Erhöhung der Anzahl Richterstellen am Bundesverwal-
tungsgericht 

97 19.415 34 5595 

Pa.Iv. Arslan Sibel. Den jungen Menschen eine Stimme geben. Aktives 
Stimm- und Wahlrecht für 16-Jährige als erster Schritt ins aktive po-
litische Leben 

105 22.406 22 4939 
Pa.Iv. SPK-N. Vorstösse mit mehreren Ratsmitgliedern als Urhebende 
ermöglichen 

125 23.4182 12 4159 
Motion Burgherr Thomas. Bürokratieabbau und Deregulierung auch 
innerhalb der Verwaltung 

131 22.485 7 4031 

Parlamentarische Initiative Mazzone Lisa. Transparenz bei Einkünf-
ten aus Nebentätigkeiten von Parlamentarierinnen und Parlamenta-
riern durch Spannbreiten 

149 24.210 5 3618 Wahl des Büros für 2024/25 
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153 22.4482 11 3531 
Motion Burgherr Thomas. Reduktion der ausserparlamentarischen 
Verwaltungskommissionen 

…         
 

Legende: Anzahl Wortmeldungen und gesprochene Wörter im Jahr 2024 zu den entsprechenden Geschäften; geordnet 
nach Anzahl gesprochener Wörter; grau eingefärbt: Geschäfte im Themenbereich «Institutionen und Volksrechte». 
Rang: Tabelle geordnet nach Anzahl Wörter 2024; Nr: Geschäftsnummer; Reden: Anzahl Wortmeldungen 2024 zum 
Geschäft; Wörter: Anzahl gesprochene Wörter 2024 zum Geschäft; Titel: Deutscher Titel der Vorlage 
Lesebeispiel: 2024 wurden zur Legislaturplanung 2023–2027 in 388 Reden 84'067 Wörter gesprochen; Rang 4 von allen 
Geschäften in diesem Jahr.  
Quelle:  Datensatz der Parlamentsdienste der Bundesversammlung (2024). 
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JAHRESRÜCKBLICK 2024  
 

Föderativer Aufbau 

  

BERICHT 
STAND: 31.12.2024 
MARLÈNE GERBER UND  
MARIE DEL PRIORE 

Wichtige im Jahr 2024 geführte Diskussionen rund um den Föderalismus 
standen in Zusammenhang mit den angespannten Bundesfinanzen. Einer 
Kürzung des Kantonsanteils an den direkten Bundessteuern, die der Bun-
desrat ursprünglich in seinem Entwurf über erste Massnahmen zur finan-
ziellen und administrativen Entlastung ab 2025 vorgesehen hatte, stan-
den die Kantone klar ablehnend gegenüber, worauf der Bundesrat nach 
der Vernehmlassung auf diese Massnahme verzichtete. Im Gegenzug 
wollte er jedoch ebenfalls darauf verzichten, sich an den ausserfamiliä-
ren Betreuungskosten von Eltern zu beteiligen, da er eine solche Unter-
stützung als Aufgabe der Kantone verstand. Auch die im September vom 
Bund präsentierten umfassenden Massnahmen zur Entlastung des Bun-
deshaushaltes dürften die Kantone wohl noch zu spüren bekommen. Dies 
unter anderem aufgrund eines Berichts, der dem Bund empfahl, auf die 
Übernahme von Kantonsaufgaben zu verzichten. Die Kantone werden 
sich im Rahmen der für 2025 in Aussicht gestellten Vernehmlassung zu 
den Massnahmen äussern können. Im Zusammenhang mit den geplanten 
Sparmassnahmen nahmen Bund und Kantone auch die Aufgaben- und Fi-
nanzierungsentflechtung 2027 wieder in Angriff. 

Die Jurafrage sorgte 2024 ab und zu für Ausschläge in der medialen Be-
richterstattung zum Themenbereich «Föderativer Aufbau» (vgl. Abbil-
dung 1 der APS-Zeitungsanalyse). Im September sprachen sich die Stimm-
berechtigten der Kantone Bern und Jura jeweils deutlich für das Mou-
tier-Konkordat aus, welches die zentralen Punkte zum Kantonswechsel 
der Gemeinde Moutier in den Jura regelt. Im November nahmen die 
Stimmberechtigten des Kantons Jura zudem deutlich eine Verfassungs-
änderung an, mit welcher der neue Bezirk Moutier geschaffen wird. Noch 
ausstehend ist die Gewährung der Änderung der Kantonsverfassung 
durch den Bund. Der Wechsel der Gemeinde Moutier zum Kanton Jura 
ist per 1. Januar 2026 vorgesehen. 

National- und Ständerat gewährleisteten die meisten im Jahr 2024 dis-
kutierten Änderungen der Kantonsverfassungen ohne grosse Diskussi-
onen. Vorläufig nicht gewährleistet wurde jedoch eine Verfassungsände-
rung aus Genf, die den Kanton zur Einführung eines 24-wöchigen Eltern-
urlaubs ermächtigen würde. Das Parlament sistierte die Gewährleistung 
dieser Änderung, um die Entwicklungen auf Bundesebene abzuwarten: 
Ende des Vorjahres hatte der Bundesrat eine Änderung der Erwerbser-
satzordnung in die Vernehmlassung gegeben, mit der den Kantonen auch 
die entsprechende Kompetenz eingeräumt würde, weitergehende Lö-
sungen als der Bund zu beschliessen. Die Ergebnisse der Vernehmlassung 
lagen bis Jahresende noch nicht vor. 

Was innerkantonale Gemeindefusionen anbelangt, gingen die Print-
medien unter anderem der Frage nach, ob die Kantone Gemeindefusio-
nen durch finanzielle Unterstützung aktiv fördern sollen. Während der 
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Berner Grossrat im Berichtsjahr ein entsprechendes totalrevidiertes Ge-
meindefusionsgesetz verabschiedete, kam diese Möglichkeit im Basel-
bieter Landrat im Rahmen der Beratung eines Vorstosses zur Sprache. 
Die geplante Grossfusion um Gruyère (FR) beanspruchte 2024 von allen 
konkreten Fusionsprojekten in den Zeitungen am meisten Drucker-
schwärze. Die Planung dieses Projektes, das 25 Gemeinden umfasst 
hätte, wurde im Juni nach Konsultativabstimmungen in den Gemeinden 
jedoch bereits in einem frühen Stadium beendet. 

Insgesamt fanden die Föderalismus-Diskussionen auch im Jahr 2024 
überwiegend ausserhalb der Bundeshausmauern statt. Dennoch be-
fasste sich das Parlament auch mit politischen Geschäften in diesem 
Themengebiet, wenn auch ohne konkrete Wirkung. So scheiterte eine 
parlamentarische Initiative mit der Forderung nach einem öffentlichen 
Register für die Interessenvertretung der Kantone mit Zugangsberechti-
gung zum Bundeshaus im Vorprüfungsverfahren. Ebenfalls abgelehnt 
wurde ein Postulat, das die Prüfung des vollen Ständerechts für beide 
Basel gefordert hätte. Zu guter Letzt blieb auch eine Motion mit der For-
derung nach einer stärkeren Beteiligung ressourcenstarker Kantone am 
Finanz- und Lastenausgleich ergebnislos. 

 
ABBILDUNG 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «FÖDERATIVER AUFBAU»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO MONAT 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Föderativer Aufbau» pro Monat gemessen an allen Zeitungsberichten zur 
nationalen Politik im Monat. 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Föderalismus und Territorialfragen» an allen Artikeln betrug im 
Dezember 2023 1.6 Prozent. 
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ABBILDUNG 2 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «FÖDERATIVER AUFBAU»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO JAHR 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Föderativer Aufbau» pro Jahr (Januar bis November) gemessen an allen 
Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Jahr (Januar bis November). 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Föderalismus und Territorialfragen» an allen Artikeln betrug im Jahr 
2024 0.2 Prozent. 
 
 
TABELLE 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «FÖDERATIVER AUFBAU»: ANZAHL WORTMELDUNGEN UND GESPROCHENE  
WÖRTER IM JAHR 2024 
 

Rang Nr. Reden Wörter Titel 
1 24.041 889 198760 Voranschlag der Eidgenossenschaft 2025 

2 24.031 543 96232 
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den  
Jahren 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Zollgesetz. Totalrevision 
4 23.082 388 84067 Legislaturplanung 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Armeebotschaft 2024 

6 24.026 166 69214 
Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung  
(SteuergerechtigkeitsInitiative). 

7 22.062 149 62790 KVG. Änderung (Massnahmen zur Kostendämpfung, Paket 2) 
8 24.033 190 60260 Stromversorgungsgesetz (Stromreserve). Änderung  
9 24.027 234 56729 Kulturbotschaft 2025-2028 

10 24.049 222 52638 Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2025-2028 

…         
135 24.052 13 3963 Kantonsverfassungen (BE, VD, GE, JU). Gewährleistung 
352 23.425 5 1400 Pa.Iv. Masshardt Nadine. Transparentes Lobbying der Kantone 
412 23.064 5 1205 Kantonsverfassungen (BE, NW, BS). Gewährleistung 

499 24.3545 3 1019 
Motion Wettstein Felix. Ressourcenstarke Kantone stärker am Fi-
nanz- und Lastenausgleich beteiligen 

763 22.4558 5 647 Postulat Christ Katja. Volles Ständerecht für beide Basel 
 

Legende: Anzahl Wortmeldungen und gesprochene Wörter im Jahr 2024 zu den entsprechenden Geschäften; geordnet 
nach Anzahl gesprochener Wörter; grau eingefärbt: Geschäfte im Themenbereich «Föderaler Aufbau». 
Rang: Tabelle geordnet nach Anzahl Wörter 2024; Nr: Geschäftsnummer; Reden: Anzahl Wortmeldungen 2024 zum 
Geschäft; Wörter: Anzahl gesprochene Wörter 2024 zum Geschäft; Titel: Deutscher Titel der Vorlage 
Lesebeispiel: 2024 wurden zur Gewährleistung der Kantonsverfassungen (BE, VD, GE, JU) in 13 Reden 3963 Wörter 
gesprochen; Rang 135 von allen Geschäften in diesem Jahr.  
Quelle:  Datensatz der Parlamentsdienste der Bundesversammlung (2024). 

 
  

0,0

0,5

1,0

1,5

2,0

2,5

3,0

3,5

2021 2022 2023 2024

An
te

il 
in

 P
ro

ze
nt

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen Interkantonale Zusammenarbeit

Interkantonale Gebietsreformen Gemeinden



43 

 

 
 
 
 
 

Jahresrückblick 2024: 
Aussenpolitik 
 
 

 

 

 
 

  



44 

 

JAHRESRÜCKBLICK 2024 
 

Aussenpolitik 

  

BERICHT 
STAND: 31.12.2024 
BERNADETTE FLÜCKIGER  

In der Schweizer Aussenpolitik zeigten sich im Berichtsjahr unterschied-
liche Schwerpunkte, was sich auch in der Medienkonjunktur (vgl. Abbil-
dung 1 der APS-Zeitungsanalyse) widerspiegelte. Zum einen waren die 
Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU ein in Bundesbern so-
wie in den Medien viel diskutiertes Thema: Im März 2024 starteten die 
Verhandlungen für ein weiteres Abkommenspaket (auch Bilaterale III ge-
nannt), die Ende Jahr zu einem Abschluss kamen. Dieses Paket beinhal-
tete neue sektorielle Abkommen (z.B. im Strombereich), institutionelle 
Elemente, Regeln für staatliche Beihilfen sowie die regelmässige Zahlung 
der Schweiz an ausgewählte EU-Mitgliedsstaaten. Im nächsten Jahr wird 
sich das Parlament und voraussichtlich in einigen Jahren auch die 
Stimmbevölkerung mit diesem Geschäft auseinandersetzen.  

Zum anderen waren auch der Umgang mit den Konflikten im Nahen Os-
ten sowie in der Ukraine zentrale Themen der Aussenpolitik. Bezüglich 
des Konflikts im Nahen Osten legte der Bundesrat im September die Bot-
schaft zum Gesetz für ein Verbot der Hamas vor, wie dies die beiden si-
cherheitspolitischen Kommissionen in zwei identischen Motionen (Mo. 
23.4312 und Mo. 23.4329) gefordert hatten. Das Gesetz wurde von den 
beiden Kammern in der Wintersession gutgeheissen. Zwei weitere Vor-
stsösse der beiden sicherheitspolitischen Kommissionen forderten auch 
ein Verbot der Hisbollah (Mo. 24.4263 und Mo. 24.4255). Sowohl der 
Ständerat als auch der Nationalrat befürworteten die Motion ihrer jewei-
ligen Kommission in der Wintersession. Bundesrat und Parlament be-
schäftigten sich auch mit der humanitären Hilfe für die Zivilbevölkerung 
im Gaza-Streifen. Dabei stellte die Rolle der UNRWA einen Spaltpilz dar: 
Während vor allem das links-grüne Lager argumentierte, dass einzig die 
UNRWA in der Lage sei, im Gaza-Streifen angemessene humanitäre Hilfe 
zu leisten, hielt die Mehrheit des bürgerlichen Lagers dagegen, dass die 
finanzielle Hilfe für die Zivilbevölkerung in Gaza nicht über die UNRWA 
verteilt werden dürfe, da diese teilweise durch die Hamas beeinflusst 
oder gar unterwandert würde. Der Nationalrat hiess im Berichtsjahr denn 
auch zwei Motionen (Mo. 24.3469 und Mo. 24.3194) zur Streichung der 
Gelder an die UNRWA gut. Die ständerätliche Kommission beschloss, 
eine Anhörung durchzuführen, bevor sie ihrem Rat eine Empfehlung zu 
den Motionen unterbreitet. Der Bundesrat sprach nach Konsultation der 
beiden aussenpolitischen Kommissionen 2024 insgesamt CHF 79 Mio. für 
die humanitäre Hilfe in der Region. Aufgrund der Skepsis gegenüber der 
UNRWA soll der Grossteil dieser Gelder über andere Organisationen wie 
etwa das IKRK in die Region fliessen. 

Der Krieg in der Ukraine veranlasste den Bundesrat auch im vergangenen 
Jahr dazu, zahlreiche Elemente des EU-Sanktionsregimes gegenüber 
Russland zu übernehmen; darunter etwa weitere Sanktionierungen von 
natürlichen und juristischen Personen, das Verbot des Kaufs und Imports 
russischer Diamanten sowie Exportbeschränkungen für militärische und 
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technologische Güter. Die Regierung setzte sich zudem mit Materiallie-
ferungen und der Organisation einer Konferenz im Bereich der zivilen 
Minenräumung ein. Im April gab der Bundesrat ausserdem bekannt, dass 
er den Wiederaufbau in der Ukraine in den nächsten zwölf Jahren mit 
insgesamt CHF 5 Mrd. unterstützen werde. Weiter organisierte die 
Schweiz im Juni in Zusammenarbeit mit der Ukraine einen medial stark 
beachteten internationalen Friedensgipfel für die Ukraine (vgl. Abbildung 
1 der APS-Zeitungsanalyse). Die Schweiz setzte sich im Vorfeld des Gipfels 
im Rahmen von zahlreichen Staatsbesuchen (z.B. aus Brasilien) stark da-
für ein, eine Vielzahl von Staaten für die Teilnahme an der Konferenz auf 
dem Bürgenstock zu gewinnen. Auch das Parlament beschäftigte sich mit 
dem Ukraine-Konflikt und nahm beispielsweise eine Motion der SP an, 
die ein internationales Programm zur Räumung von Minen in der Ukraine 
fordert.  

Das in diesem Themenbereich 2024 im Parlament am intensivsten de-
battierte Geschäft war die Strategie der internationalen Zusammenar-
beit für die Jahre 2025–2028 (vgl. Tabelle 1): Der Bundesrat legte in der 
Botschaft ein Budget von CHF 11.27 Mrd. vor, womit die drei Pfeiler der 
internationalen Zusammenarbeit – humanitäre Hilfe, Entwicklungszu-
sammenarbeit sowie Förderung von Frieden, Demokratie und Men-
schenrechten – finanziert werden sollen. In den Räten wurde darum ge-
rungen, wie viele Mittel die IZA erhalten soll und wie viele Mittel aufgrund 
der angespannten Lage des Bundeshaushalts generell eingespart oder 
stattdessen für die Sicherheitspolitik respektive die Armee eingesetzt 
werden sollen. Auch die CHF 1.5 Mrd., die der Bundesrat für die Ukraine 
auf Kosten der allgemeinen Entwicklungszusammenarbeit bereitstellen 
will, sorgten – neben einer grundsätzlichen Debatte um Qualität und Wir-
kung der Schweizer Entwicklungszusammenarbeit – für kontroverse Dis-
kussionen, wurden schliesslich aber im vorgesehenen Umfang belassen. 
Insgesamt kürzte das Parlament den IZA-Kredit jedoch um CHF 151 Mio. 
Weitere Kürzungen kamen im Rahmen der Budgetdebatte 2025 hinzu. 

Auf dem Gebiet der Aussenwirtschaftspolitik legte der Bundesrat im 
Herbst 2024 die lange erwartete Botschaft zum Freihandelsabkommen 
mit Indien vor – die dafür notwendigen Verhandlungen hatten circa 16 
Jahre gedauert. Mit diesem Abkommen sollen für 94.7 Prozent der 
Schweizer Exporte nach Indien Zollerleichterungen gelten. Ausserdem ist 
vorgesehen, nichttarifäre Handelshemmnisse in verschiedenen Berei-
chen zu reduzieren. Der Ständerat sprach sich in der Wintersession ein-
stimmig für die Genehmigung des Abkommens aus. Im Berichtsjahr hies-
sen auch beide Räte das FHA mit der Republik Moldau gut, wovon sich 
der Bundesrat und das Parlament neben der wirtschaftlichen auch eine 
politische Stärkung dieses Nachbarlandes der Ukraine versprachen. 

Schliesslich gab es auch im Bereich der direktdemokratischen Mitwir-
kung in der Aussenpolitik einige Entwicklungen zu verzeichnen. Im Mai 
gab die Bundeskanzlei bekannt, dass die Neutralitätsinitiative von Pro 
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Schweiz zustande gekommen war. Diese Volksinitiative möchte die im-
merwährende und bewaffnete Neutralität in der Bundesverfassung ver-
ankern. Damit möchte das Initiativkomitee verhindern, dass die Schweiz 
einem Militär- oder Verteidigungsbündnis beitreten kann. Der Bundesrat 
entschied indes, die Initiative zur Ablehnung zu empfehlen. Im Sammel-
stadium befanden sich Ende 2024 drei Volksinitiativen, die dem Bereich 
Aussenpolitik zugeordnet werden können: Die Kompass-Initiative ver-
langt, dass Staatsverträge, welche «wichtige rechtsetzende Bestimmun-
gen» enthalten, sowohl der Stimmbevölkerung als auch den Kantonen zur 
Genehmigung vorgelegt werden müssen; die Europa-Initiative will eine 
aktive Rolle der Schweiz in der europäischen Integration und die Atom-
waffenverbotsinitiative macht sich für den Beitritt der Schweiz zum 
Kernwaffenverbotsvertrag (TPNW) stark. Zu möglichen Auswirkungen die-
ses Beitritts wurde im März 2024 ein Bericht in Erfüllung eines Postulats 
veröffentlicht. 

 
ABBILDUNG 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «AUSSENPOLITIK»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO MONAT 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Aussenpolitik» pro Monat gemessen an allen Zeitungsberichten zur 
nationalen Politik im Monat. 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Total: Aussenpolitik» an allen Artikeln betrug im Dezember 2023  
9.0 Prozent. 
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ABBILDUNG 2 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «AUSSENPOLITIK»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO JAHR 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Aussenpolitik» pro Jahr (Januar bis November) gemessen an allen 
Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Jahr (Januar bis November). 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Internationale Organisationen» an allen Artikeln betrug im Jahr 2024 
3.9 Prozent. 
 
 
TABELLE 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «AUSSENPOLITIK»: ANZAHL WORTMELDUNGEN UND GESPROCHENE  
WÖRTER IM JAHR 2024 
 

Rang Nr. Reden Wörter Titel 
1 24.041 889 198760 Voranschlag der Eidgenossenschaft 2025 

2 24.031 543 96232 
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den  
Jahren 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Zollgesetz. Totalrevision 
4 23.082 388 84067 Legislaturplanung 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Armeebotschaft 2024 

6 24.026 166 69214 
Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung  
(SteuergerechtigkeitsInitiative). 

7 22.062 149 62790 KVG. Änderung (Massnahmen zur Kostendämpfung, Paket 2) 
8 24.033 190 60260 Stromversorgungsgesetz (Stromreserve). Änderung  
9 24.027 234 56729 Kulturbotschaft 2025-2028 

10 24.049 222 52638 Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2025-2028 

…         

28 22.423 119 22570 
Pa.Iv. Bulliard-Marbach Christine. Für eine unabhängige Presse sind 
die Beträge zur indirekten Förderung anzupassen 

85 22.498 16 6972 
Pa.Iv. Romano Marco. Die Schweizerische Radio- und Fernsehgesell-
schaft der Eidgenössischen Finanzkontrolle unterstellen 

193 24.3817 10 2748 
Motion KVF-N. Einführung Kanal- und geschäftsmodellunabhängiger 
Förderung elektronischer Medien 

598 22.3110 3 846 
Motion Grüne Fraktion. Für den Journalismus in der Schweiz. Quali-
tät und Recherche fördern 

724 22.3123 4 698 
Motion Borloz Frédéric. Die Radio- und Fernsehabgabe belastet un-
sere Altersleistungen zu Unrecht 

825 22.3926 3 521 
Motion Reimann Lukas. Ausstandspflichten für SRG-Mitarbeiter mit 
öffentlichen Medienauftritten 

897 24.3895 4 341 

Motion Poggia Mauro. Radio- und Fernsehabgabe für gehörlose oder 
blinde Personen. Es ist an der Zeit, eine zynische Regelung zu än-
dern! 

0,0

2,0

4,0

6,0

8,0

10,0

12,0

14,0

16,0

2021 2022 2023 2024

An
te

il 
in

 P
ro

ze
nt

Internationale Organisationen Zwischenstaatliche Beziehungen

Sanktionen Neutralität

Entwicklungshilfe Gute Dienste



48 

 

923 16.4027 4 237 

Motion Fluri Kurt. SRG und unabhängige audiovisuelle Industrie. Den 
unabhängigen Markt stärken, die Zusammenarbeit intensivieren, 
Wettbewerbsverzerrungen vermeiden 

1007 22.3319 1 25 
Motion Quadri Lorenzo. Möglichkeit, den Anteil privater Sender am 
Ertrag der Abgabe für Radio und Fernsehen zu erhöhen 

1011 24.3818 1 25 
Motion KVF-N. Aufhebung der Wettbewerbsverzerrung bei der För-
derung der Mitgliedschafts- und Stiftungspresse 

…         
 

Legende: Anzahl Wortmeldungen und gesprochene Wörter im Jahr 2024 zu den entsprechenden Geschäften; geordnet 
nach Anzahl gesprochener Wörter; grau eingefärbt: Geschäfte im Themenbereich «Aussenpolitik». 
Rang: Tabelle geordnet nach Anzahl Wörter 2024; Nr: Geschäftsnummer; Reden: Anzahl Wortmeldungen 2024 zum 
Geschäft; Wörter: Anzahl gesprochene Wörter 2024 zum Geschäft; Titel: Deutscher Titel der Vorlage 
Lesebeispiel: 2024 wurden zur Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2025–2028 in 222 Reden 52’638 Wörter 
gesprochen; Rang 10 von allen Geschäften in diesem Jahr.  
Quelle:  Datensatz der Parlamentsdienste der Bundesversammlung (2024). 

 
  



49 

 

 
 
 
 
 

Rétrospective annuelle 2024: 
Armée 
 

 

 

 
 

  



50 

 

RETROSPECTIVE ANNUELLE 2024 
 

Armée 

  

RAPPORT 
ETAT AU 31.12.2024 
ANTOINE LEVEQUE 

Au cours de l’année 2024, les débats liés à l’armée ont occupé une place 
importante dans l’agenda politique fédéral. La presse s'est d'ailleurs 
beaucoup intéressée aux enjeux liés à la défense cette année, puisqu'elle 
y a consacré plus de 4 pour cent du total de ses articles, soit une aug-
mentation de près de 1.5 pour cent par rapport à 2023. L’une des ques-
tions qui a le plus intéressé le monde politique a été celle du finance-
ment de l’armée. Ce sujet a notamment été mis en exergue par le fait 
que l’armée bénéficiera d’une importante augmentation de ses moyens 
financiers dans les années à venir, à un moment où l’état des finances 
fédérales a nécessité de réaliser des économies dans tous les autres dé-
partements fédéraux. Alors que dans son message sur l’armée 2024, le 
Conseil fédéral avait présenté une planification financière à long terme 
demandant de fixer le plafond des dépenses pour 2025-2028 à CHF 25.8 
milliards – une augmentation de CHF 4.6 milliards par rapport à la pé-
riode 2021-2024 – le Conseil des Etats a décidé d’augmenter encore ce 
montant de CHF 4 milliards, pour qu’il représente CHF 29.8 milliards. La 
Chambre haute a proposé que cette hausse soit réalisée grâce à une 
baisse des investissements dans la coopération internationale et à des 
mesures d’économie relatives au fonctionnement de l’armée et au per-
sonnel de la Confédération. Cette proposition a été acceptée en sep-
tembre par le Conseil national malgré l'opposition de la gauche et à la 
suite d'un long débat, puisque c'est celui – dans le domaine de la défense 
– qui a conduit le plus grand nombre de parlementaires à prendre la pa-
role. On compte ainsi 314 interventions sur le sujet (voir tableau 1 de 
l'analyse APS des interventions). L'importance des débats liés au message 
sur l'armée et au financement de la grande muette explique d'ailleurs en 
partie pourquoi la presse a consacré près de 3 pour cent de ses articles 
à des questions relatives à l'organisation de l'armée cette année (voir 
l'analyse APS des journaux, Figure 2). Les articles relatifs à l'organisation 
et à la stratégie miliaire ont même connu un pic en février, en raison de 
l’annonce d’un trou de CHF 1 milliard en février (voir l'analyse APS des 
journaux, Figure 1).  

Comme en 2023, la question de la réexportation d’armement a aussi été 
l’un des enjeux les plus marquants de l’année 2024 en matière de dé-
fense. A cet égard, les désaccords entre les chambres ont été particuliè-
rement saillants. En janvier, la (CPS-CN) a rejeté une initiative parlemen-
taire déposée par la (CPS-CE) en 2023, qui visait à procéder à une modi-
fication du cadre légal en vigueur dans ce domaine. La CPS-CE a soutenu 
une motion venant du Conseil des Etats demandant de modifier la loi fé-
dérale sur le matériel militaire (LFMG) afin de donner au gouvernement 
plus de latitude en matière de réexportation d’armement. Par ailleurs, la 
CPS-CN a elle-même déposé une initiative parlementaire visant à at-
teindre cet objectif.  
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La question de la manière d'augmenter les effectifs de la protection ci-
vile pour les années à venir a également été au coeur des débats. Alors 
que les effectifs de la protection civile devraient normalement être de 
72’000 personnes pour assurer son bon fonctionnement, ils et elles sont 
aujourd'hui 60’000 engagé.e.s et pourraient ne représenter que 50’000 
engagé.e.s à l’horizon 2030. Le Conseil fédéral a donc soumis au Parle-
ment un message relatif à la modification de la loi fédérale sur la protec-
tion de la population et sur la protection civile (LPPCi). Cette modifica-
tion de la LPPCi a été séparée en deux projets. Le premier projet vise à 
permettre à des personnes astreintes au service civil de s'engager dans 
la protection civile lorsque cela est nécessaire. Le second projet propose 
que les personnes qui n’ont pas pu poursuivre leur service militaire mais 
qui ont déjà effectué 166 jours de service, puissent s’engager dans la pro-
tection civile. Par ailleurs, les changements législatifs proposés par le 
gouvernement permettront aux personnes astreintes au service militaire, 
mais qui ne l'ont pas effectué avant leur 25e année de servir dans la pro-
tection civile. Les membres du Conseil des Etats ont approuvé les deux 
projets présentés dans le message du Conseil fédéral.  

La participation de la Suisse à des exercices de l'OTAN simulant une in-
tervention de ses Etats membres a également marqué les esprits à Berne. 
Il s'agit d'un objet qui a beaucoup intéressé les membres du Conseil na-
tional, puisque les parlementaires ont fait 31 interventions dans le cadre 
de l'examen d'une motion déposée par la CPS-CN en vue d'interdire au 
Conseil fédéral d'engager la Suisse dans des exercices de cette nature 
(voir tableau 1 de l'analyse APS des interventions). Il s'est donc agi d'un 
débat relativement long pour une motion traitant d'une question de dé-
fense nationale, avec près de 10'000 mots utilisés. La motion a été ac-
ceptée par le Conseil national, avant que le Conseil des Etats, plus sen-
sible aux arguments du Conseil fédéral, qui estimait que la Suisse devait 
conserver une certaine flexibilité dans son rapport à l'OTAN, ne la rejette. 
Dans la même veine, l’adhésion de la Suisse au programme European Sky 
Shield a fait couler beaucoup d'encre. L’une des questions qui a suscité 
la controverse est celle de la ratification du protocole d’adhésion par le 
Parlement. Or, le Conseil fédéral a estimé que, sur la base de l’article 184, 
al. 1 de la Constitution, il était en droit de signer cette déclaration d’ad-
hésion sans demander son avis au Parlement.  

Finalement, le projet du Conseil fédéral de privatiser Beyond Gravity, la 
branche spatiale de Ruag, a suscité des débats intenses. Une motion a 
été déposée par la CPS-CN pour demander au gouvernement de revenir 
sur sa décision. Cet objet a engendré un long débat pour une motion re-
lative à des enjeux de défense, puisqu'il a été marqué par 38 interven-
tions (voir tableau 1 de l'analyse APS des interventions). Les membres du 
Conseil national ont voté en faveur de la motion de la CPS-CN, qui a aussi 
reçu le soutien de la CPS-CE. L'examen de cet objet a permis de dépasser 
les frontières partisanes puisque le PLR a voté avec les Vert-e-s et les 
Vert'libéraux pour pourfendre la position du Conseil fédéral.  

https://anneepolitique.swiss/articles/74576
https://anneepolitique.swiss/articles/74576
https://anneepolitique.swiss/articles/71933
https://anneepolitique.swiss/articles/71933
https://anneepolitique.swiss/articles/74637
https://anneepolitique.swiss/articles/74637
https://anneepolitique.swiss/articles/75112


52 

 

En conclusion, les questions relatives à l'armée ont suscité des débats 
passionnés au Parlement et ont une nouvelle fois mis en relief l'opposi-
tion entre la gauche et la droite autours d'enjeux tels que le financement 
de l'armée. A l'inverse, certains objets, tels que la privatisation de Beyond 
Gravity ont dépassé les oppositions traditionnelles entre partis. En 2025, 
il est probable que les controverses liées au financement de l'armée se 
poursuivent. 

 
 
FIGURE 1 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE DE L’ «ARMÉE»: POURCENTAGE D’ARTICLES DE JOURNAUX PAR MOIS 
 

 
Explication: Proportion d’articles de journaux par mois sur le sujet «Armée» en comparaison à l’ensemble des articles de 
journaux sur la politique nationale au cours d’un mois. 
Example: La proportion d’articles de presse sur le thème «Total: Défense nationale» par rapport au nombre total d’articles 
était de 2.7 pour cent en décembre 2023. 

 
 

FIGURE 2 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE DE L’ «ARMÉE»: POURCENTAGE D’ARTICLES DE JOURNAUX PAR ANNÉE 

 
Explication: Proportion d’articles de journaux par année (janvier à novembre) sur le sujet «Armée» en comparaison à 
l’ensemble des articles de journaux sur la politique nationale au cours de l’année (janvier à novembre). 
Exemple: La proportion d’articles de presse sur le thème «Organisation et strategie de l’armée» par rapport au nombre total 
d’articles était de 3.0 pour cent en 2024. 
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TABLEAU 1 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE SUR L’ « ARMEE »: NOMBRE DE PRISES DE PAROLE ET DE MOTS  
PRONONCÉS EN 2024 

Rang No 

Prises 
de  

parole Mots Titre 
1 24.041 889 198760 Budget de la Confédération 2025 

2 24.031 543 96232 
Encouragement de la formation, de la recherche et de  
l'innovation pour la période 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Loi sur les douanes. Révision totale 
4 23.082 388 84067 Programme de la législature 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Message sur l'armée 2024 

6 24.026 166 69214 
Pour une imposition individuelle indépendante de l'état civil (initia-
tive pour des impôts équitables). 

7 22.062 149 62790 
LAMal. Modification (Mesures visant à freiner la hausse des coûts, 2e 
volet) 

8 24.033 190 60260 
Loi sur l'approvisionnement en électricité (Réserve d'électricité). 
Modification 

9 24.027 234 56729 Message culture 2025-2028 
10 24.049 222 52638 Stratégie de coopération internationale 2025-2028 

…         

48 24.3467 23 13781 

Motion CPS-E. Création d'une loi fédérale concernant une  
contribution extraordinaire pour la sécurité de la Suisse et la paix en 
Europe dans le contexte de la guerre menée contre l'Ukraine 

70 24.3012 31 9179 
Motion CPS-N. Se recentrer sur les attributions constitutionnelles 
de l'armée. Pas de participation aux exercices d'alliance de l'Otan! 

75 24.043 50 8265 
Loi sur la protection de la population et sur la protection  
civile. Modification 

84 24.023 28 7031 WEF 2025-2027 à Davos. Engagement de l'armée en service d'appui 

100 24.3720 15 5568 
Motion Salzmann Werner. La Patrouille Suisse n'est pas un simple 
hobby, elle participe à la capacité de défense de notre pays 

106 24.3477 38 4939 
Motion CPS-N. Conserver le contrôle de Beyond Gravity est d'intérêt 
stratégique 

109 24.3605 24 4842 
Motion Dittli Josef. Capacité de défense de l'armée. Vision des ob-
jectifs et orientation stratégique 

159 24.3474 23 3372 Motion CPS-N. Adhésion à European Sky Shield Initiative 

164 24.3810 15 3298 
Motion CPS-E. Réalisation de contrôles de cybersécurité  
urgents et nécessaires 

192 24.048 22 2761 
Prolongation et modification de la disposition transitoire selon l'ar-
ticle 99 alinéa 1 LPPCi 

…     
 

Légende: Nombre de prises de parole et de mots prononcés en 2024 concernant les objets correspondants; classés par 
nombre de mots prononcés; en gris: objets relevant du domaine thématique « Armée ». 
Rang: Tableau classé par nombre de mots en 2024 ; No: Numéro d’objet ; Prises de parole: Nombres de prises de parole en 
2024 sur l’objet ; Mots: nombre de mots prononcés en 2024 sur l’objet ; Titre: Titre français du projet 
Exemple: en 2024, 73’467 mots ont été prononcés sur l'objet «Message sur l'armée 2024» en 314 prises de parole ; 5e rang 
parmi tous les objets de cette année. 
Source: jeu de données des Services du Parlement de l'Assemblée fédérale (2024). 
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RETROSPECTIVE ANNUELLE 2024 
 

Politique économique 

  

RAPPORT 
ETAT AU 31.12.2024 
LOUISE DROMPT 

L'année 2024 a été marquée par de longs débats sur la politique écono-
mique suisse et sur les réformes lancées par le Conseil fédéral en 2023. 
D'abord, quatre objets illustrent l'aspiration du Parlement à adopter des 
mesures pour favoriser l'industrie et les entreprises suisses face aux dé-
veloppements internationaux. Premièrement, le Parlement a accepté 
d'entrer en matière sur la révision totale de la loi sur les douanes (LD). 
Cette révision a pour objectif de simplifier les processus administratifs 
pour l'import-export, de réduire la bureaucratie et d'améliorer la répar-
tition des compétences entre l'Office fédéral des douanes (OFDF) et les 
cantons. Cette révision figure parmi les cinq objets parlementaires les 
plus discutés en 2024 avec 351 prises de paroles et 93206 mots pronon-
cés à la tribune (voir tableau 1 de l'analyse APS des interventions). Deu-
xièmement, le Conseil national a accepté une version fortement amen-
dée de la loi sur l'examen des investissements étrangers (LEIE). Les dé-
puté.e.s ont montré une volonté claire de protéger le pays et son écono-
mie des perturbations étrangères. Troisièmement, trois motions visant à 
sauver l'industrie sidérurgique suisse ont été soumises aux Chambres fé-
dérales et ont reçu le soutien de la Commission de l'économie et des 
redevances du Conseil des États (CER-CE). Alors que plusieurs politi-
ciennes et politiciens, notamment du PS et de l'UDC, ont plaidé dans les 
médias pour des mesures rapides et ambitieuses, le ministre de l'écono-
mie Guy Parmelin s'est opposé, tant à la tribune que dans les médias, à 
développer une politique industrielle ciblée. Une motion qui propose 
un financement transitoire a finalement été acceptée par le Conseil des 
Etats en décembre. Mais surtout, le Parlement a adopté une loi urgente 
pour une aide étatique au secteur de l'acier. Cette décision, qualifiée 
d'«historique» par la presse, a fait couler beaucoup d'encre. Quatrième-
ment, le Parlement a adopté au printemps la révision de la loi sur les 
brevets (LBI). Cette révision permet de renforcer la sécurité juridique et 
d'offrir une meilleure protection aux PME tant sur le plan national 
qu'international. Finalement, l'importance des thématiques liées à 
l'industrie et au commerce s'est également reflétée cette année par une 
augmentation notable du nombre d'articles consacrés à ces sujets dans 
la presse nationale par rapport à 2023 (voir l'analyse APS des journaux, 
Figure 2).  

En termes de droit économique et de relations entre l'Etat et l'écono-
mie, les deux chambres ont accepté d'entrer en matière sur la loi sur les 
biens utilisés pour la torture, qui règle le commerce transfrontalier de 
ces biens et qui se base largement sur un règlement de l'Union Euro-
péenne (UE). Ensuite, bien qu'une tendance vers une intervention ren-
forcée de l'État dans l'économie soit observée, un courant libéral a tout 
de même traversé les chambres. Le Conseil national a accepté un postu-
lat visant à examiner les prix administrés par l'Etat. La chambre basse a 
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accepté une motion visant à empêcher les entreprises publiques de con-
currencer injustement les entreprises privées, avec notamment la diver-
sification de la Poste dans le viseur.  

Les autorités de la concurrence ont elles aussi été sous le feu des pro-
jecteurs en 2024. Premièrement, un rapport sur une réforme institution-
nelle des autorités de la concurrence a poussé le Conseil fédéral à char-
ger le DEFR de lui présenter un projet d'ici l'été 2025. Puis, la révison de 
la loi sur les cartels a suscité un intense débat au Conseil des Etats. En 
bref, la chambre haute a refusé d'imposer à la COMCO des critères plus 
stricts, mais a accepté de réduire le spectre des actions sanctionnables 
par la COMCO. En début d'année, la commission a freiné la Poste dans 
son expansion en lui interdisant le rachat de l'entreprise Quickmail.  

En termes de droit des sociétés, le Parlement a accepté une motion vi-
sant à renforcer les fondations de famille suisses, plutôt que d'introduire 
un trust dans l'ordre juridique suisse. En outre, dans un rapport, le Con-
seil fédéral s'est opposé à réformer le droit de la Sàrl, en particulier con-
cernant le capital minimal nécessaire à la constitution d'une telle entre-
prise. Suite à l'acceptation d'une motion, le Conseil fédéral devra toute-
fois adapter ses bases légales concernant les entreprises individuelles et 
le remboursement d'aides lors de la pandémie de Covid-19. Finalement, 
le Conseil national a accepté de réglementer davantage les frais des so-
ciétés de recouvrement.  

En outre, le Parlement s'est opposé à plusieurs propositions visant à ren-
forcer les droits des consommateurs et consommatrices. Le Conseil na-
tional a notamment rejeté l'idée d'accroître la transparence sur l'origine 
des produits alimentaires, de créer un droit de libre utilisation des logi-
ciels et du matériel informatique ou encore de créer une base légale pour 
encadrer les pratiques publicitaires des influenceurs et influenceuses. 
En outre, pour les consommateurs et consommatrices helvétiques, faire 
ses achats à l'étranger sera désormais moins attractif dès le 1er janvier 
2025. Le Conseil fédéral a validé la réduction de la franchise-valeur de 
CHF 300 à CHF 150.  

Finalement, en termes de développement durable, une initiative parle-
mentaire visant à introduire le statut juridique d'«Entreprise Durable» a 
été retirée, faute de consensus au sein de la Commission des affaires 
juridiques du Conseil national (CAJ-CN) sur la forme juridique à donner 
à ce statut. Toutefois, le sujet de la durabilité des entreprises, en parti-
culier des multinationales établies en Suisse, devrait revenir sur la table 
en 2025. Un «Appel» multipartisan en faveur d’un rehaussement des di-
rectives suisses s'est formé au printemps 2024 et s'est exprimé dans les 
médias. La coalition promet de mettre sous pression le Conseil fédéral, 
et si rien n’est proposé, de lancer une nouvelle initiative populaire sur 
les entreprises responsables en 2025. 
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FIGURE 1 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE DE LA «POLITIQUE ÉCONOMIQUE»: POURCENTAGE D’ARTICLES DE JOUR-

NAUX PAR MOIS  
 

 
Explication: Proportion d’articles de journaux par mois sur le sujet «Politique économique» en comparaison à l’ensemble 
des articles de journaux sur la politique nationale au cours d’un mois. 
Example: La proportion d’articles de presse sur le thème «Total: Politique économique» par rapport au nombre total 
d’articles était de 7.5 pour cent en décembre 2023. 
 
 
FIGURE 2 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE DE LA «POLITIQUE ÉCONOMIQUE»: POURCENTAGE D’ARTICLES DE JOUR-

NAUX PAR ANNÉE 
 

 
Explication: Proportion d’articles de journaux par année (janvier à novembre) sur le sujet «Politique économique» en 
comparaison à l’ensemble des articles de journaux sur la politique nationale au cours de l’année (janvier à novembre). 
Exemple: La proportion d’articles de presse sur le thème «Conjoncture» par rapport au nombre total d’articles était de 1.6 
pour cent en 2024. 
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TABLEAU 1 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE SUR LA «POLITIQUE ÉCONOMIQUE»:  
NOMBRE DE PRISES DE PAROLE ET DE MOTS PRONONCÉS EN 2024 

Rang No 

Prises 
de  

parole Mots Titre 
1 24.041 889 198760 Budget de la Confédération 2025 

2 24.031 543 96232 
Encouragement de la formation, de la recherche et de  
l'innovation pour la période 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Loi sur les douanes. Révision totale 
4 23.082 388 84067 Programme de la législature 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Message sur l'armée 2024 

6 24.026 166 69214 
Pour une imposition individuelle indépendante de l'état civil (initia-
tive pour des impôts équitables). 

7 22.062 149 62790 
LAMal. Modification (Mesures visant à freiner la hausse des coûts, 2e 
volet) 

8 24.033 190 60260 
Loi sur l'approvisionnement en électricité (Réserve d'électricité). 
Modification 

9 24.027 234 56729 Message culture 2025-2028 
10 24.049 222 52638 Stratégie de coopération internationale 2025-2028 

…         
21 23.086 86 26937 Loi fédérale sur l'examen des investissements étrangers 
22 23.047 79 24711 Loi sur les cartels (LCart). Modification 
38 23.066 62 18874 Loi sur les biens utilisés pour la torture 

55 22.078 36 11577 Loi sur les brevets. Modification 

95 24.3146 23 5714 
Motion Imark Christian. Des mesures d'urgence pour Stahl Gerlafin-
gen 

116 23.3842 13 4469 

Motion Gapany Johanna. Cas de rigueur COVID-19. Un bénéfice de 
liquidation n'a pas à être assimilé à une sortie de liquidités interdite 
par le système d'aides pour les cas de rigueur 

165 23.065 10 3274 
Introduction du trust dans l'ordre juridique suisse. Rapport du Con-
seil fédéral sur le classement de la motion CAJ-E 18.3383 

177 23.070 13 3026 

Echange de données concernant les joueurs frappés d'une mesure 
d'exclusion liée au domaine des jeux d'argent. Accord avec la Princi-
pauté de Liechtenstein 

260 23.454 8 1991 
Initiative parlementaire Michaud Gigon Sophie. Introduire un statut 
juridique facultatif "Entreprise durable" pour les PME suisses 

308 24.3521 5 1630 
Postulat Regazzi Fabio. Stop aux évaluations en ligne abusives ou 
préjudiciables à l'entreprise 

…     
 

Légende: Nombre de prises de parole et de mots prononcés en 2024 concernant les objets correspondants; classés par 
nombre de mots prononcés; en gris: objets relevant du domaine thématique « Politique économique ». 
Rang: Tableau classé par nombre de mots en 2024 ; No: Numéro d’objet ; Prises de parole: Nombres de prises de parole en 
2024 sur l’objet ; Mots: nombre de mots prononcés en 2024 sur l’objet ; Titre: Titre français du projet 
Exemple: en 2024, 93’206 mots ont été prononcés sur l'objet «Loi sur les douanes. Révision totale» en 351 prises de parole 
; 3e rang parmi tous les objets de cette année. 
Source: jeu de données des Services du Parlement de l'Assemblée fédérale (2024). 

 

 

  



59 

 

 
 
 
 
 

Jahresrückblick 2024: 
Geld, Währung und Kredit 
 

 

 

 
 

  



60 

 

JAHRESRÜCKBLICK 2024 
 

Geld, Währung und Kredit 

  

BERICHT 
STAND: 31.12.2024 
CATALINA SCHMID  

Die Übernahme der Credit Suisse durch die UBS spielte im Themenbe-
reich «Geld, Währung und Kredit» auch im Jahr 2024 weiterhin eine 
wichtige Rolle (vgl. Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse). Im April schloss 
der Bundesrat seine bereits im Vorjahr angekündigte Analyse der Too-
Big-To-Fail-Gesetzgebung mit einem Bericht zur Bankenstabilität ab. Die 
Landesregierung schlug darin Massnahmen vor, mit welchen sie ver-
schiedene Lücken im TBTF-Dispositiv schliessen und die Banken-Regu-
lation stärken möchte. Die Fusion der CS mit der UBS erreichte im Som-
mer einen Meilenstein, bei dem die UBS den Abschluss der Übernahme 
der CS auf Holding-Ebene sowie der Schweizer Einheiten bekanntgab. 
Die Fusion brachte verschiedene Aufsichtsbehörden auf den Plan: Die 
FINMA schloss ihr kartellrechtliches Kontrollverfahren im Juni mit dem 
umstrittenen Urteil ab, dass die neu fusionierte UBS den Wettbewerb in 
keinem Marktsegment zu beseitigen vermöge und damit keine Bedingun-
gen, Auflagen und weitere Prüfungen zur Wettbewerbssicherung not-
wendig seien. Zeitgleich wurden jedoch Vorwürfe laut, dass sich die 
Wettbewerbssituation auf dem Bankenplatz Schweiz mit der Fusion auf-
grund erhöhter Margen der UBS verschlechtert habe. Diese Kritik war 
Thema eines ersten und zweiten Treffens der Aufsichtsbehörden zum 
Austausch über die Folgen der Grossbanken-Fusion, an welcher der 
Preisüberwacher bekanntgab, die UBS unter Beobachtung zu stellen. Im 
Herbst wurde auch die FINMA aktiv und erlegte der UBS auf, ihre Notfall- 
und Sanierungspläne für den Krisenfall zu überarbeiten und auszubauen. 
Ein zentraler Schritt in der Aufarbeitung der Ereignisse rund um die 
Übernahme der CS erfolgte schliesslich im Dezember, als die erst fünfte 
PUK der Schweizer Geschichte ihren Untersuchungsbericht publizierte. 
Im Fokus des Berichts standen die Rollen der FINMA, der Nationalbank 
und des Finanzdepartements im Zusammenhang mit der CS-Krise. 

Der Bankensektor war im Jahr 2024 auch wegen verschiedenen Neue-
rungen im Gespräch. Mit der im August erfolgten Markteinführung von 
Instant-Zahlungen, wurde eine wichtige Etappe im Hinblick auf die Zu-
kunft des bargeldlosen Zahlungsverkehrs erreicht und ein Anschluss an 
internationale Zahlungssysteme geschaffen. Im Bereich des bargeldlosen 
Zahlungsverkehrs stimmte der Nationalrat zudem einem Verbot von In-
terbankenentgelten bei Zahlungen mit Debitkarten zu. 

Auch im Bereich «Schutz des Bargelds» tat sich in diesem Jahr viel: Der 
Bundesrat unterbreitete dem Parlament in Anerkennung der Bedeutung 
des Bargelds für Wirtschaft und Gesellschaft einen direkten Gegenvor-
schlag zur «Bargeld ist Freiheit»-Initiative, in welchem er vorschlug, zwei 
bereits gesetzlich verankerte Artikel symbolisch auf Verfassungsebene zu 
heben. Das Parlament überwies in der Sommersession eine Motion, die 
sicherstellen soll, dass subventionierte Transportunternehmen Bargeld 
als Zahlungsmittel akzeptieren müssen. Auch die Nationalbank unter-
strich mit der Bekanntgabe der Entwicklung einer neuen Banknotenserie 
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die künftig weiterhin wichtige Rolle des Bargelds als Mittel zur Zahlung 
und Wertaufbewahrung. Die neuen Geldscheine sollen Anfang 2030 in 
Umlauf gebracht werden. Zum Schutz des Bargelds vor Angriffen auf 
Bankautomaten überwies der Nationalrat nicht zuletzt ein Postulat, wel-
ches 2024 in diesem Themenbereich am zweitausführlichsten diskutiert 
wurde (vgl. Tabelle 1 der APS-Analyse der Wortmeldungen).  

Bei der Nationalbank kam es zu personellen Veränderungen, nachdem 
SNB-Präsident Thomas Jordan im März seinen Rücktritt per Ende Sep-
tember bekanntgegeben hatte. Die Ankündigung löste eine mediale De-
batte zur Neubesetzung seines Postens sowie zur Governance der SNB 
aus. Im Sommer wurde der bisherige Vizepräsident Martin Schlegel zu 
seinem Nachfolger gewählt. Zu Beginn des Jahres sahen sich die SNB und 
die Exportwirtschaft erneut mit der Herausforderung einer rekordreifen 
Frankenstärke konfrontiert, als ein Euro im Januar noch knapp 93 Rap-
pen kostete. Die Frankenstärke bewirkte, dass die SNB bereits nach dem 
ersten Jahresquartal erneut einen Milliardengewinn aufweisen und die-
sen trotz leichtem Minus im zweiten Quartal im dritten Quartal weiter 
ausbauen konnte. Die Gewinnausschüttungen an Bund und Kantone 
schienen damit wieder in Griffweite. Mit dem starken Franken und einer 
weiterhin sinkenden Inflation ging auch eine expansive Geldpolitik der 
SNB einher, die zu einer ausführlicheren Medienberichterstattung im 
Vergleich zum Vorjahr führte (vgl. Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse). 
Nachdem die Nationalbank 2023 noch eine stark restriktive Geldpolitik 
verfolgt hatte, lockerte sie diese mit Leitzinssenkungen im März, Juni, 
September und im Dezember. Fachleute und Medien zeigten sich in der 
Folge über die Möglichkeit der Rückkehr von Negativzinsen besorgt. 

2024 erhielt die Thematik der «Sustainable Finance» Aufwind. In der 
Ende November lancierten «Finanzplatz-Initiative» fordert ein überpar-
teiliches Komitee die Verankerung einer ökologischen und nachhaltigen 
Ausrichtung des Schweizer Finanzplatzes in der Verfassung. Teilneh-
mende am Schweizer Finanzmarkt sollen dazu verpflichtet werden, in ih-
ren Geschäftstätigkeiten mit Auslandbezug internationale Klima- und 
Biodiversitätsziele zu berücksichtigen. Bereits im Frühling hatte der von 
der SNB publizierte CO2-Fussabdruck ihrer Anlagen medial Wellen ge-
schlagen, als die Klima-Allianz der Nationalbank vorwarf, den Fussab-
druck deutlich zu unterschätzen. Thema war die Nachhaltigkeit der SNB-
Anlagepolitik auch im Nationalrat: Buchstäblich viel zu reden – das Ge-
schäft weist in diesem Themenbereich die grösste Anzahl Wortmeldun-
gen auf (vgl. Tabelle 1 der APS-Analyse der Wortmeldungen) – gaben die 
fünf gleichlautenden parlamentarischen Initiativen zur Ergänzung des 
SNB-Mandats um die Berücksichtigung von Klima- und Umweltrisiken, 
die allesamt abgelehnt wurden. 

Im Bereich der Versicherungen nahm das Parlament im erst 2022 revi-
dierten VAG gesetzgeberische Korrekturarbeiten vor, um Standortschä-
den bei der Vermittlung von Rückversicherungen zu vermeiden. 
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ABBILDUNG 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «GELD, WÄHRUNG, KREDIT»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO MONAT 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Geld, Währung und Kredit» pro Monat gemessen an allen Zeitungsberichten 
zur nationalen Politik im Monat. 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Total: Geld, Währung, Kredit» an allen Artikeln betrug im Dezember 
2023 7.8 Prozent. 
 
 
ABBILDUNG 2 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «GELD, WÄHRUNG, KREDIT»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO JAHR 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Geld, Währung und Kredit» pro Jahr (Januar bis November) gemessen an allen 
Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Jahr (Januar bis November). 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Geldpolitik» an allen Artikeln betrug im Jahr 2024 1.9 Prozent. 
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TABELLE 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «GELD, WÄHRUNG, KREDIT»: ANZAHL WORTMELDUNGEN UND GESPROCHENE  
WÖRTER IM JAHR 2024 

Rang Nr. Reden Wörter Titel 
1 24.041 889 198760 Voranschlag der Eidgenossenschaft 2025 

2 24.031 543 96232 
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den  
Jahren 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Zollgesetz. Totalrevision 
4 23.082 388 84067 Legislaturplanung 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Armeebotschaft 2024 

6 24.026 166 69214 
Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung  
(SteuergerechtigkeitsInitiative). 

7 22.062 149 62790 KVG. Änderung (Massnahmen zur Kostendämpfung, Paket 2) 
8 24.033 190 60260 Stromversorgungsgesetz (Stromreserve). Änderung  
9 24.027 234 56729 Kulturbotschaft 2025-2028 

10 24.049 222 52638 Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2025-2028 

…         

185 23.409 13 2859 
Pa.Iv. Fischer Roland. Schweizerische Nationalbank. Stabile Geldpo-
litik dank Berücksichtigung von Klimarisiken 

234 23.4071 18 2237 
Postulat Feller Olivier. Geeignete Massnahmen, um die Anzahl der 
Angriffe auf Geldautomaten zu reduzieren 

378 23.3881 7 1310 
Motion Andrey Gerhard. Ausrichtung der Finanzmittelflüsse gemäss 
Übereinkommen von Paris stärken 

494 23.3458 3 1026 
Motion Porchet Léonore. Staatsgarantien für Banken an soziale Kri-
terien knüpfen 

501 23.3364 3 1016 
Motion Bendahan Samuel. Die SNB muss sich an die Bundesverfas-
sung halten 

515 22.3976 7 992 
Motion Maitre Vincent. Interchange Fees für Zahlungen mit Debit-
karten verbieten 

665 23.3485 4 774 
Motion Fischer Benjamin. Garantiefonds. Systemrelevanz klären und 
implizite Staatsgarantie abgelten 

674 23.3456 7 762 
Motion Fraktion der SVP. Keine Schweizer Too-big-to-fail-Banken 
mehr 

683 23.3483 5 751 
Motion Suter Gabriela. Abgeltung der impliziten Staatsgarantie durch 
systemrelevante Banken 

716 23.3479 3 711 Motion grüne Fraktion. Abgeltung für Staatsgarantie 

…         
 

Legende: Anzahl Wortmeldungen und gesprochene Wörter im Jahr 2024 zu den entsprechenden Geschäften; geordnet 
nach Anzahl gesprochener Wörter; grau eingefärbt: Geschäfte im Themenbereich «Geld, Währung, Kredit». 
Rang: Tabelle geordnet nach Anzahl Wörter 2024; Nr: Geschäftsnummer; Reden: Anzahl Wortmeldungen 2024 zum 
Geschäft; Wörter: Anzahl gesprochene Wörter 2024 zum Geschäft; Titel: Deutscher Titel der Vorlage 
Lesebeispiel: 2024 wurden zu einer parlamentarischen Initiative für eine stabile Geldpolitik in 13 Reden 2859 Wörter 
gesprochen; Rang 185 von allen Geschäften in diesem Jahr.  
Quelle:  Datensatz der Parlamentsdienste der Bundesversammlung (2024). 
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RETROSPECTIVE ANNUELLE 2024 
 

Agriculture 

  

RAPPORT 
ETAT AU 31.12.2024 
KAREL ZIEHLI 
 

L'année 2024 a débuté avec fracas s'agissant de l'agriculture en Suisse, 
et plus globalement en Europe. Des mouvements de révolte agricole ont 
émergé d'abord en Allemagne pour essaimer comme une traînée de 
poudre dans les campagnes de l'Europe de l'Ouest. Les principales re-
vendications sont similaires et reflètent une colère longuement macé-
rée: une charge administrative trop élevée, trop peu de reconnaissance, 
trop de contrôles, des prix de vente trop bas et une opposition ferme à 
tout accord de libre-échange impliquant l'agriculture. Plusieurs mani-
festations ont été organisées, principalement à la campagne, des péti-
tions ont été adressées aux autorités et aux grands détaillants, la paysan-
nerie s'est fait portraiturer sous toutes ses facettes dans les médias. Bien 
entendu, cette colère a laissé une trace sur le calendrier politique et for-
cément résonné entre les arcades du Palais fédéral.  

La coupole fédérale a donc repris, une après l'autre, les différentes re-
vendications entendues dans les cortèges de tracteurs et dans les 
étables des paysannes et paysans. Premièrement, l'épineuse question de 
la charge administrative a été thématisée par de nombreux parlemen-
taires. Ainsi, l'avenir du système Digiflux a été l'un des objets les plus dé-
battus s'agissant de l'agriculture en cette année 2024 (voir tableau 1 de 
l'analyse APS des interventions). Une courte majorité du Conseil national 
souhaite son abandon – avant même son lancement –, décriant une sur-
charge administrative qui pèse sur les épaules des agricultrices et agri-
culteurs. 

Deuxièmement, les questions touchant à une meilleure rémunération et 
de meilleurs prix à la vente se sont matérialisés par le dépôt d'initiatives 
parlementaires demandant un observatoire des prix et des prix planchers 
pour les produits agricoles. A ce sujet, un postulat a été accepté, qui 
charge le Conseil fédéral de publier un rapport présentant les diffé-
rences entre prix indicatifs et prix de vente de la production. De plus, 
une motion demandant un renforcement de la création de valeur tout au 
long de la filière agroalimentaire pour améliorer les revenus a obtenu le 
blanc-seing des deux conseils, tandis qu'un autre texte qui autoriserait 
les productrices et producteurs à se mettre ensemble pour négocier les 
prix de vente face à la grande distribution a reçu le soutien du Conseil 
national. Au sujet des prix rémunérateurs, l'IP-Lait a décidé d'augmenter 
de 3 centimes le kilo de lait, tandis qu'au niveau des charges, le Conseil 
fédéral a décidé de maintenir le privilège des agricultrices et agriculteurs 
s'agissant du prix de l'essence. Agroscope dévoilait, dans le même temps, 
une baisse des revenus agricoles pour l'année 2022 de l'ordre de 6.3 
pour cent par unité de main-d'œuvre familiale. De plus, le Conseil fédé-
ral a présenté, dans son message, un budget agricole en baisse de l'ordre 
de CHF 230 millions pour les années 2026-2029 par rapport à la période 
actuelle, sans pour autant trouver de majorité au sein de la chambre 
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basse. Cette dernière souhaite, au contraire, augmenter les moyens al-
loués à l'agriculture. Les coupes proposées par l'exécutif dans le budget 
agricole pour 2025 dans le cadre des débats sur le budget fédéral 2025 
n'ont, sans surprise, non plus pas trouvé de majorité au Parlement.  

Troisièmement, les mesures écologiques ont également été décriées 
par une partie du mouvement. Face à cela, le Parlement a décidé d'abro-
ger une mesure souhaitée depuis quelques années par le Conseil fédéral, 
qui prévoyait de consacrer 3.5 pour cent des terres arables à des sur-
faces de promotion de la biodiversité. L'USP s'est aussi fortement oppo-
sée à l'initiative biodiversité qui a fini par être coulée par le corps élec-
toral en septembre.  

Quatrièmement, l'augmentation de la charge administrative et des con-
trôles s'expliquerait principalement par le système des paiements di-
rects, instauré il y a de cela 30 ans. Pour marquer cet anniversaire, l'OFAG 
a dédié une partie du rapport agricole 2023 à l'évolution d'un système 
qui atteint ses limites, selon les termes des autorités. Des réformes sont 
prévues à cet égard et à d'autres niveaux. Un groupe de travail a été 
formé pour se pencher sur l'élaboration d'une nouvelle politique agricole 
(PA 30+).  

Au-delà de ces colères paysannes, plusieurs initiatives populaires éma-
nant de la société civile ont été déposées ou ont abouti cette année. 
S'agissant de la première catégorie, nous retrouvons l'initiative pour la 
protection des aliments, qui souhaite garantir une production alimen-
taire sans OGM – y compris les nouvelles techniques génomiques, alors 
que le Parlement et le Conseil fédéral veulent, à terme, les extraire du 
moratoire que le Parlement va renouveler pour deux ans afin d'éviter un 
vide juridique – ainsi que l'initiative pour des mesures de régulation ef-
ficaces contre une propagation incontrôlée du loup, du lynx, de l’ours et 
des rapaces. Dans la deuxième catégorie, l'initiative pour une interdic-
tion de l'importation du foie gras, l'initiative contre l'importation de 
fourrure provenant d'animaux maltraités, l'initiative pour une alimenta-
tion sûre, ainsi que l'initiative pour un avenir sans expérimentation ani-
male ont toutes récolté suffisamment de signatures pour être soumises 
à votation populaire.  

A noter que l'initiative pour la protection de l’homme, des animaux do-
mestiques et des animaux de rente contre le loup lancée en 2023 n'a pas 
abouti, échouant à trouver les 100'000 paraphes nécessaires, bien que 
la question du loup soit omniprésente dans le débat politique. Nombre 
d'interventions ont, en effet, été déposées et débattues au sein des 
chambres, principalement pour simplifier sa régulation, tandis que le 
Conseil fédéral a ouvert une deuxième période de tirs préventifs en sep-
tembre et souhaite réviser l'ordonnance sur la chasse (OChP) pour 2025.  

En cette fin d'année 2024, alors que les travaux agricoles rentrent dans 
leur phase plus tranquille et que la France voit ses campagnes s'embraser 
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à nouveau, il sera important de guetter la survenue de nouvelles mani-
festations contre la précarité des vies paysannes. Les promesses faites 
et les mesures prises par les autorités suffiront-elles à réduire cette 
amertume ? La signature probable d'un accord de libre-échange entre 
les pays de l'AELE et les pays du Mercosur – à l'image de celui qui arrive 
à bout touchant entre ces pays d'Amérique latine et l'UE – réveillera-t-il 
les velléités? Les nombreuses initiatives touchant à l'agriculture et aux 
animaux mèneront-elles à une polarisation accrue des fronts entre ville 
et campagne? Une chose est sûre: le thème de l'agriculture devrait con-
tinuer d'agiter la sphère politique en 2025. a 

 
FIGURE 1 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE DE L’«AGRICULTURE»: POURCENTAGE D’ARTICLES DE JOURNAUX PAR MOIS  
 

 
Explication: Proportion d’articles de journaux par mois sur le sujet «Agriculture» en comparaison à l’ensemble des articles 
de journaux sur la politique nationale au cours d’un mois. 
Example: La proportion d’articles de presse sur le thème «Total: Agriculture» par rapport au nombre total d’articles était 
de 3.1 pour cent en décembre 2023.  
 
 

  

0,0

0,5

1,0

1,5

2,0

2,5

3,0

3,5

4,0

4,5

Déc. 23 Janv. 24 Févr. 24 Mars 24 Avr. 24 Mai 24 Juin 24 Juil. 24 Août 24 Sep. 24 Oct. 24 Nov. 24

Po
ur

ce
nt

ag
e

Total: Agriculture Economie agricole

Elevage des animaux Animaux sauvages

https://anneepolitique.swiss/articles/62870
https://anneepolitique.swiss/articles/60413
https://anneepolitique.swiss/articles/60413


68 

 

FIGURE 2 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE DE L’«AGRICULTURE»: POURCENTAGE D’ARTICLES DE JOURNAUX PAR 

ANNÉE 
 

 
Explication: Proportion d’articles de journaux par année (janvier à novembre) sur le sujet «Agriculture» en comparaison à 
l’ensemble des articles de journaux sur la politique nationale au cours de l’année (janvier à novembre). 
Exemple: La proportion d’articles de presse sur le thème «Economie agricole» par rapport au nombre total d’articles était 
de 1.7 pour cent en 2024. 

TABLEAU 1 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE SUR L’«AGRICULTURE»: NOMBRE DE PRISES DE PAROLE ET DE MOTS  
PRONONCÉS EN 2024 

Rang No 

Prises 
de  

parole Mots Titre 
1 24.041 889 198760 Budget de la Confédération 2025 

2 24.031 543 96232 
Encouragement de la formation, de la recherche et de  
l'innovation pour la période 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Loi sur les douanes. Révision totale 
4 23.082 388 84067 Programme de la législature 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Message sur l'armée 2024 

6 24.026 166 69214 
Pour une imposition individuelle indépendante de l'état civil (initia-
tive pour des impôts équitables). 

7 22.062 149 62790 
LAMal. Modification (Mesures visant à freiner la hausse des coûts, 2e 
volet) 

8 24.033 190 60260 
Loi sur l'approvisionnement en électricité (Réserve d'électricité). 
Modification 

9 24.027 234 56729 Message culture 2025-2028 
10 24.049 222 52638 Stratégie de coopération internationale 2025-2028 

…         

37 24.061 87 18906 
Moyens financiers destinés à l'agriculture pour les années 2026-
2029. Arrêté fédéral 

65 22.3477 21 9604 
Motion Regazzi Fabio. Dégâts causés par le loup en Suisse. Moins de 
bureaucratie et plus d'efficacité 

89 22.3819 17 6221 

Motion Grin Jean-Pierre. Supprimer la nouvelle mesure des 3,5 pour 
cent de surface de promotion de la biodiversité sur les terres ou-
vertes 

96 21.4124 9 5615 

Motion Nicolet Jacques. Conditionner le soutien versé pour le lait 
transformé en fromage au respect des prix indicatifs des  
filières afin qu'il revienne aux producteurs de lait 

126 22.405 9 4148 
Initiative parlementaire CER-N. Introduction d'une réserve  
climatique pour les vins suisses 

128 22.3022 11 4101 Motion CER-N. Renforcer la promotion des vins suisses 

130 21.4164 10 4042 
Motion Bregy Philipp Matthias. Reconnaissance de l'homologation 
des produits phytosanitaires par l'UE 
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140 21.463 18 3881 
Initiative parlementaire Fässler Daniel. Faire des recommandations 
de prix également pour le bois de forêts suisses 

162 24.3375 12 3325 
Motion Sommaruga Carlo. Vignerons-encaveurs. Pour des contrôles 
de cave non bureaucratiques et adaptés à la profession 

183 21.4157 8 2882 
Motion Borloz Frédéric. Délai de replantation des surfaces  
viticoles. Accorder une flexibilité aux vignerons 

…     
 

Légende: Nombres de prises de parole et de mots prononcés en 2024 concernant les objets correspondants; classés par 
nombre de mots prononcés; en gris: objets relevant du domaine thématique « Agriculture ». 
Rang: Tableau classé par nombre de mots en 2024 ; No: Numéro d’objet ; Prises de parole: Nombres de prises de paroles 
en 2024 sur l’objet ; Mots: nombre de mots prononcés en 2024 sur l’objet ; Titre: Titre français du projet 
Exemple: en 2024, 18'906 mots ont été prononcés sur l'objet «Moyens financiers destinés à l'agriculture pour les années 
2026-2029» en 87 prises de parole ; 37e rang parmi tous les objets de cette année. 
Source: jeu de données des Services du Parlement de l'Assemblée fédérale (2024). 
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JAHRESRÜCKBLICK 2024  
 

Öffentliche Finanzen 

  

BERICHT 
STAND: 31.12.2024 
MIRJAM RODER 
 

Das Jahr 2024 im Themenbereich «Öffentliche Finanzen» stand im Zei-
chen des Sparens. Sowohl Parlament als auch Bundesrat widmeten sich 
intensiv der Aufgabe, die strukturellen Defizite des Bundeshaushalts zu 
reduzieren und langfristige Lösungen zu erarbeiten. Dadurch, dass sie, 
anders als in früheren Jahren, auch die gebundenen Ausgaben in ihre 
Überlegungen einbezogen, lösten sie in zahlreichen Themenbereichen 
grosse Debatten aus. Diese verstärkten Sparbemühungen fanden zudem 
ein deutlich höheres mediales Echo im Vergleich zu den Vorjahren, ins-
besondere im Bereich des Budgets und der öffentlichen Ausgaben (vgl. 
Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse). 

Im Laufe des Jahres wurden zahlreiche parlamentarische Vorstösse mit 
unterschiedlichen Sparvorschlägen behandelt. Dazu gehörten die For-
derungen, Gewinne der Nationalbank zum Schuldenabbau zu nutzen, die 
Auslagerung von Bundesleistungen an Externe zu prüfen sowie ein Ent-
lastungspaket zu schnüren, das auch gebundene Ausgaben einbezieht. 
Der Bundesrat verwies in seinen Antworten wiederholt auf eine externe 
Gruppe von Expertinnen und Experten, die er im März eingesetzt hatte, 
um sämtliche Aufgaben und Subventionen des Bundeshaushalts syste-
matisch zu überprüfen. Der Bericht dieser Expertengruppe, der im Sep-
tember veröffentlicht wurde, löste breite mediale und politische Debat-
ten aus. Mit 60 vorgeschlagenen Massnahmen, die Einsparungen von bis 
zu CHF 4.9 Mrd. ermöglichen könnten, lag der Fokus vor allem auf der 
Ausgabenseite, wobei stark gebundene Ausgaben wie die Bundesbeiträge 
an die AHV besonders im Blickfeld standen. Noch vor der Veröffentli-
chung des Berichts wurde der Bundesrat selbst aktiv und präsentierte 
ein neues Bundesgesetz, welches das Parlament in der Herbstsession 
verabschiedete. Dieses soll ab 2025 erste Entlastungsmassnahmen um-
setzen. Dazu zählen die Reduktion des Bundesbeitrags an die Arbeitslo-
senversicherung um CHF 1.25 Mrd. sowie administrative Vereinfachun-
gen im Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz. Diese Massnah-
men trugen zu einer verbesserten Haushaltslage bei: Im August präsen-
tierte der Bundesrat die Botschaft zum Voranschlag 2025, der einen Ge-
winn von CHF 1 Mrd. vorsieht, während der Voranschlag 2024 noch ein 
Defizit von CHF 0.3 Mrd. auswies. Dennoch nahm das Parlament im De-
zember in weiteren Bereichen Kürzungen vor, nachdem es der Armee 
(CHF 530 Mio.) und der Landwirtschaft (CHF 42 Mio.) mehr Geld zuge-
sprochen hatte, als der Bundesrat vorgeschlagen hatte: Gekürzt wurden 
in der Folge insbesondere die Kredite für die Auslandhilfe, für das Bun-
despersonal sowie mit der Begründung der rückläufigen Asylgesuchszah-
len auch die Kredite für die Bundesasylzentren und die Sozialhilfe für 
Asylsuchende. Gleichzeitig wurden die Querschnittskürzungen über alle 
schwach gebundenen Ausgaben erhöht. 

https://anneepolitique.swiss/dossiers/1621
https://anneepolitique.swiss/articles/74357
https://anneepolitique.swiss/articles/74457
https://anneepolitique.swiss/articles/74818
https://anneepolitique.swiss/articles/74818
https://anneepolitique.swiss/articles/74455
https://anneepolitique.swiss/articles/74455
https://anneepolitique.swiss/articles/75099
https://anneepolitique.swiss/articles/74426
https://anneepolitique.swiss/articles/75701
https://anneepolitique.swiss/articles/73384
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Ein weiteres zentrales Thema im Bereich öffentliche Finanzen und so-
gleich auch das 2024 abgesehen vom Voranschlag in diesem Themenbe-
reich am ausführlichsten beratene Geschäft, war die Individualbesteu-
erung (vgl. Tabelle 1 der APS-Analyse der Wortmeldungen). Die Forderung 
hatte bereits eine langjährige Vorgeschichte und entsprach einer mehr-
fachen Auftragserteilung an die Exekutive. Mit besagter Vorlage erfüllte 
der Bundesrat diese Forderung und stellte den Entwurf der Volksinitia-
tive «Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung (Steuerge-
rechtigkeits-Initiative)» als indirekten Gegenvorschlag gegenüber. Der 
indirekte Gegenvorschlag, der das Ziel der Initiative auf Gesetzesebene 
schneller erreichen sollte, führte im Nationalrat, der sich der Vorlage im 
Berichtsjahr als Erstrat widmete, zu einer ausführlichen Debatte und zur 
knappen Annahme.  

Für grosses mediales Aufsehen sorgte zudem im Sommer dieses Jahres 
das Zustandekommen der Volksinitiative «Für eine soziale Klimapolitik 
– steuerlich gerecht finanziert» der JUSO (vgl. Abbildung 1 der APS-Zei-
tungsanalyse). Diese fordert eine Erbschaftssteuer von 50 Prozent auf 
Vermögen über CHF 50 Mio., deren Erträge zweckgebunden in die 
Klimapolitik investiert werden sollen. Mehrere von der Initiative be-
troffene Schweizerinnen und Schweizer drohten daraufhin gemäss Me-
dien, bei Annahme des Volksbegehrens ihren Wohnsitz ins Ausland zu 
verlegen, was die Debatte zusätzlich anheizte. 

Im Jahr 2024 wurden im Themenbereich der öffentlichen Finanzen zwei 
Reformprojekte beendet, von denen eines scheiterte: Die Einführung 
einer Tonnagesteuer auf Seeschiffen fand im Parlament keine Zustim-
mung, da unklare finanzielle Folgen und Bedenken zur Rechtsgleichheit 
überwogen. Angenommen wurde hingegen das Bundesgesetz zur Be-
steuerung der Telearbeit im internationalen Verhältnis, das die gesetzli-
che Grundlage dafür schaffen soll, dass die Schweiz weiterhin einen Teil 
der Steuereinnahmen aus grenzüberschreitender Telearbeit behalten 
kann. Einzig die Diskussion um eine Präzisierung zur Steuerbefreiung von 
Seeleuten sorgte kurzzeitig für Kontroversen, wurde letztlich jedoch in 
das Gesetz aufgenommen. 

 

  

https://anneepolitique.swiss/dossiers/1532
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1532
https://anneepolitique.swiss/articles/70853
https://anneepolitique.swiss/articles/67629
https://anneepolitique.swiss/articles/67629
https://anneepolitique.swiss/articles/67629
https://anneepolitique.swiss/articles/74427
https://anneepolitique.swiss/articles/70512
https://anneepolitique.swiss/articles/70512
https://anneepolitique.swiss/articles/74356
https://anneepolitique.swiss/articles/74356
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ABBILDUNG 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «ÖFFENTLICHE FINANZEN»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO MONAT 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Öffentliche Finanzen» pro Monat gemessen an allen Zeitungsberichten zur 
nationalen Politik im Monat. 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Total: Öffentliche Finanzen» an allen Artikeln betrug im Dezember 
2023 2.9 Prozent. 

 
 
ABBILDUNG 2 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «ÖFFENTLICHE FINANZEN»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO JAHR 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Öffentliche Finanzen» pro Jahr (Januar bis November) gemessen an allen 
Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Jahr (Januar bis November). 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Direkte Steuern» an allen Artikeln betrug im Jahr 2024 1.3 Prozent. 
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TABELLE 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «ÖFFENTLICHE FINANZEN»: ANZAHL WORTMELDUNGEN UND GESPROCHENE  
WÖRTER IM JAHR 2024 

Rang Nr. Reden Wörter Titel 
1 24.041 889 198760 Voranschlag der Eidgenossenschaft 2025 

2 24.031 543 96232 
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den  
Jahren 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Zollgesetz. Totalrevision 
4 23.082 388 84067 Legislaturplanung 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Armeebotschaft 2024 

6 24.026 166 69214 
Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung  
(SteuergerechtigkeitsInitiative). 

7 22.062 149 62790 KVG. Änderung (Massnahmen zur Kostendämpfung, Paket 2) 
8 24.033 190 60260 Stromversorgungsgesetz (Stromreserve). Änderung  
9 24.027 234 56729 Kulturbotschaft 2025-2028 

10 24.049 222 52638 Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2025-2028 

…         
31 24.007 77 20861 Voranschlag 2024. Nachtrag I 
41 22.035 32 16914 Tonnagesteuer auf Seeschiffen. Bundesgesetz 
51 24.003 35 12881 Staatsrechnung 2023 

64 24.016 30 9712 
Bundesgesetz über die Massnahmen zur Entlastung des Haushaltes 
ab 2025 

74 24.024 27 8513 
Bundesgesetz über die Besteuerung der Telearbeit im internationa-
len Verhältnis 

113 24.3394 21 4571 
Motion WAK-S. Parteispendenabzug pro Person für beide Ehegatten 
zulassen 

141 24.3395 19 3836 
Motion FK-S. Rasch wirksames Entlastungspaket, das auch gebun-
dene Ausgaben mit einschliesst 

179 16.470 10 3002 
Pa.Iv. Regazzi Fabio. Verzugszinssatz des Bundes. Anpassung an 
Marktzinsen 

200 24.040 12 2638 Immobilienbotschaft zivil 2024 
203 24.042 28 2571 Voranschlag 2024. Nachtrag II 

…         
 

Legende: Anzahl Wortmeldungen und gesprochene Wörter im Jahr 2024 zu den entsprechenden Geschäften; geordnet 
nach Anzahl gesprochener Wörter; grau eingefärbt: Geschäfte im Themenbereich «Öffentliche Finanzen». 
Rang: Tabelle geordnet nach Anzahl Wörter 2024; Nr: Geschäftsnummer; Reden: Anzahl Wortmeldungen 2024 zum 
Geschäft; Wörter: Anzahl gesprochene Wörter 2024 zum Geschäft; Titel: Deutscher Titel der Vorlage 
Lesebeispiel: 2024 wurden zum Voranschlag der Eidgenossenschaft 2025 in 889 Reden 198'760 Wörter gesprochen; am 
meisten von allen Geschäften in diesem Jahr.  
Quelle:  Datensatz der Parlamentsdienste der Bundesversammlung (2024). 
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RETROSPECTIVE ANNUELLE 2024 
 

Energie 

  

RAPPORT 
ETAT AU 31.12.2024 
GUILLAUME ZUMOFEN 

En 2024, le thème de l'énergie a fonctionné sur courant alternatif. Après 
quelques années sous haute tension, l'année 2024 se résume essentiel-
lement à la votation sur la Loi fédérale relative à un approvisionnement 
en électricité sûr reposant sur des énergies renouvelables (dite Loi sur 
l'électricité) du 9 juin 2024. Cette campagne a phagocyté les discussions 
politiques. Mais, alors que les énergies renouvelables indigènes s'impo-
saient tout en haut de l'agenda politique, l'énergie nucléaire a su s'im-
miscer dans le débat pour finalement (presque) voler la vedette aux éner-
gies renouvelables.  

Après avoir dessiné une réforme de l'énergie à force de compromis, le 
ministre de l'énergie Albert Rösti n'a pas eu le choix que de défendre 
cette réforme dans les urnes. La loi sur l'électricité a donné lieu à une 
campagne intense. La thématique de l'énergie a représenté, lors du mois 
de mai, jusqu'à cinq pour cent des articles de presse sur la politique 
suisse alors que cette thématique n'a occupé que deux à trois pour cent 
des articles de presse le reste de l'année (voir l'analyse APS des journaux, 
Figure 1). Au final, cette loi a été largement adoptée par la population 
helvétique (68.72%). Le score sans appel a impressionné la sphère poli-
tique, la presse helvétique saluant un «plébiscite» ou un «coup de 
fouet» pour les énergies vertes.  

Cela n'a, pour autant, pas éteint le débat sur l'approvisionnement éner-
gétique. Au contraire, l'adoption de la loi sur l'électricité n'a fait qu'atti-
ser les braises du débat politique avec notamment le retour en force de 
l'énergie nucléaire. Depuis l'adoption de la Stratégie énergétique 2050 
en mai 2017, l'interdiction de construire des nouvelles centrales nu-
cléaires avait relégué l'énergie nucléaire dans l'ombre. Or, autant le PLR 
que l'UDC ont su, à force d'escarmouches, relancer l'atome. En mars 
2024, ce sont d'abord la validation de l'initiative populaire «De l’électri-
cité pour tous en tout temps (Stop au blackout)» et l'adoption du postu-
lat sur l'exploitation et la construction de centrales nucléaires qui ont 
levé le tabou de l'énergie nucléaire. Puis, deux autres objets, sur les con-
ditions nécessaires à la construction de nouvelles centrales nucléaires et 
sur le rôle à long-terme de l'énergie nucléaire dans le mix énergétique 
helvétique ont été rejetés. Il est intéressant de noter que ces objets ont 
été le théâtre de nombreuses prises de paroles. Le postulat adopté en 
mars par le Conseil national est d'ailleurs le postulat qui a généré les plus 
longues prises de parole au Parlement en 2024 pour un postulat. Au total, 
7885 mots ont été prononcés à la tribune (voir tableau 1 de l'analyse APS 
des interventions). C'est finalement le ministre de l'énergie qui a plaidé 
en juillet pour une énergie en ruban avant d'officialiser, fin août 2024, le 
retour de l'atome dans le débat politique en annonçant un contre-projet 
indirect à l'initiative populaire «De l’électricité pour tous en tout 
temps». Cette annonce a eu un écho notoire dans la presse. Près de 2 

https://anneepolitique.swiss/fr/articles/74177
https://anneepolitique.swiss/fr/dossiers/1470
https://anneepolitique.swiss/fr/dossiers/1470
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/60134
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/60134
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/70691
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/70691
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/74270
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/74270
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/74921
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/74921
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75480
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75480
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75234
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75234
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75200
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75200
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75200
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pour cent des articles de journaux sur la politique suisse ont traité spé-
cifiquement de l'énergie nucléaire au mois d'août (voir l'analyse APS des 
journaux, Figure 1). La procédure de consultation s'est ouverte fin dé-
cembre. Dans son contre-projet indirect, le Conseil fédéral recommande 
de modifier la loi sur l'énergie nucléaire (LEnu) afin d'abroger les inter-
dictions d'autorisation et de modifications des centrales nucléaires. En 
outre, la demande d'autorisation de la Nagra pour le stockage en profon-
deur des déchets radioactifs sur le site de Stadel (ZH) a également fait 
couler beaucoup d'encre à la mi-novembre (voir l'analyse APS des jour-
naux, Figure 1).  

En parallèle, le gouvernement a continué d'avancer ses pions sur deux 
projets majeurs de la politique énergétique helvétique: les marchés de 
gros de l'énergie (MCF 23.083) et les infrastructures énergétiques stra-
tégiques (Iv.pa. 16.498). Ces deux projets de loi ont donné lieu a un ping-
pong parlementaire entre les chambers fédérales. Du côté des commis-
sions thématiques, la tendance était au refus de donner suite aux diffé-
rentes initiatives parlementaires et cantonales sur l'accélération des 
procédures (l'accélération du développement du réseau électrique, l'ac-
célération des procédures et la modification du droit de recours des or-
ganisations). En outre, le Conseil fédéral a répété qu'un accord sur l'élec-
tricité avec l'UE demeurait l'une de ses priorités. Dans cette perspective, 
deux motions du groupe du Centre sur un socle de sécurité juridique et 
des conventions techniques internationales ont été adoptées dans leur 
version amendée. Finalement, un accord de solidarité sur le gaz entre la 
Suisse, l'Allemagne et l'Italie a été signé. Sur ce thème, les chambres fé-
dérales ont adopté trois motions sur la production indigène de biogaz, la 
création des bases légales pour un approvisionnement en gaz renouve-
lable et la taxation des combustibles en fonction de leur densité énergé-
tique.  

Pour conclure, si l'on regarde vers l'avenir, le Parlement a adopté sept 
postulats sur la promotion de la consommation de méthanol, sur des dé-
rogations pour des installations solaires sur les bâtiments agricoles, sur 
la production internationale d'agents énergétiques renouvelables et syn-
thétiques, sur le potentiel de la géothermie, sur la situation des installa-
tions hydroélectriques historiques, sur l'accélération du développement 
des technologies de stockage et sur une feuille de route pour sécuriser 
l'approvisionnement électrique. Les rapports qui découleront de ces 
postulats seront autant de thèmes à empoigner pour le futur de la poli-
tique énergétique helvétique. 
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FIGURE 1 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE SUR L’«ÉNERGIE»: POURCENTAGE D’ARTICLES DE JOURNAUX PAR MOIS  
 

 
Explication: Proportion d’articles de journaux par mois sur le sujet «Energie» en comparaison à l’ensemble des articles de 
journaux sur la politique nationale au cours d’un mois. 
Example: La proportion d’articles de presse sur le thème «Total: Energie» par rapport au nombre total d’articles était de 2.7 
pour cent en décembre 2023. 

 
 

FIGURE 2 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE SUR L’«ÉNERGIE»: POURCENTAGE D’ARTICLES DE JOURNAUX PAR ANNÉE 
 

 
Explication: Proportion d’articles de journaux par année (janvier à novembre) sur le sujet «Energie» en comparaison à 
l’ensemble des articles de journaux sur la politique nationale au cours de l’année (janvier à novembre). 
Exemple: La proportion d’articles de presse sur le thème «Energie en général» par rapport au nombre total d’articles était 
de 1.9 pour cent en 2024. 
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TABLEAU 1 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE SUR L’ «ENERGIE»: NOMBRE DE PRISES DE PAROLE ET DE MOTS  
PRONONCÉS EN 2024 

Rang No 

Prises 
de  

parole Mots Titre 
1 24.041 889 198760 Budget de la Confédération 2025 

2 24.031 543 96232 
Encouragement de la formation, de la recherche et de  
l'innovation pour la période 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Loi sur les douanes. Révision totale 
4 23.082 388 84067 Programme de la législature 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Message sur l'armée 2024 

6 24.026 166 69214 
Pour une imposition individuelle indépendante de l'état civil (initia-
tive pour des impôts équitables). 

7 22.062 149 62790 
LAMal. Modification (Mesures visant à freiner la hausse des coûts, 2e 
volet) 

8 24.033 190 60260 
Loi sur l'approvisionnement en électricité (Réserve d'électricité). 
Modification 

9 24.027 234 56729 Message culture 2025-2028 
10 24.049 222 52638 Stratégie de coopération internationale 2025-2028 

…         

15 23.051 137 33084 
Loi sur l'énergie. Modification (Projet de loi pour l'accélération 
des procédures) 

45 23.083 42 15183 
Surveillance et la transparence des marchés de gros de l'énergie 
(LSTE). Loi fédérale 

69 16.498 29 9205 
Initiative parlementaire Badran Jacqueline. Soumettre les  
infrastructures stratégiques du secteur énergétique à la lex Koller 

77 23.4152 16 7885 
Postulat Burkart Thierry. Pour le maintien en service des  
centrales nucléaires existantes 

150 21.4500 18 3608 
Motion groupe du Centre. Electricité. Négociation de conventions 
techniques internationales 

195 21.3500 12 2741 

Motion groupe du Centre. Asseoir sur un "socle de sécurité 
juridique" la coopération qui unit la Suisse et l'UE dans le cadre du 
système électrique européen 

211 23.417 6 2493 
Initiative parlementaire groupe des Verts. Développement des ré-
seaux électriques. Accélérer les procédures 

321 22.3621 17 1548 
Postulat Hess Erich. Instaurer les conditions nécessaires à la cons-
truction de nouvelles centrales nucléaires 

385 23.3021 4 1288 
Motion CEATE-N. Garantir les investissements d'agrandissement et 
de modernisation des installations hydroélectriques 

388 22.4057 7 1282 
Motion Burgherr Thomas. Assurer l'approvisionnement en électricité 
à long terme 

…     
 

Légende: Nombres de prises de parole et de mots prononcés en 2024 concernant les objets correspondants; classés par 
nombre de mots prononcés; en gris: objets relevant du domaine thématique « Energie ». 
Rang: Tableau classé par nombre de mots en 2024 ; No: Numéro d’objet ; Prises de parole: Nombres de prises de paroles 
en 2024 sur l’objet ; Mots: nombre de mots prononcés en 2024 sur l’objet ; Titre: Titre français du projet 
Exemple: en 2024, 60260 mots ont été prononcés sur l'objet «Loi sur l'approvisionnement en électricité (Réserve 
d'électricité)» en 190 prises de parole ; 8e rang parmi tous les objets de cette année. 
Source: jeu de données des Services du Parlement de l'Assemblée fédérale (2024). 
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JAHRESRÜCKBLICK 2024 
 

Verkehr und Kommunikation 

  

BERICHT 
STAND: 31.12.2024 
LENA BALTISSER 

Im Themenbereich «Verkehr und Kommunikation» standen 2024 meh-
rere grosse und finanzintensive Geschäfte im Bereich des Schienenver-
kehrs zur Debatte, die Medienberichterstattung dominierte aber der 
Ausbau der Nationalstrassen, über den im November 2024 abgestimmt 
wurde (vgl. Abbildung 1 und 2 der APS-Zeitungsanalyse). Nachdem im Ja-
nuar 2024 gegen den Ausbau das Referendum ergriffen worden war, 
wurde ein intensiver Abstimmungskampf geführt. Verschiedene Umfra-
gen prognostizierten einen knappen Ausgang der Abstimmung, schliess-
lich lehnte die Stimmbevölkerung den Ausbauschritt im November an der 
Urne mit 52.7 Prozent Nein-Stimmen ab. Nach dieser Ablehnung der Vor-
lage verblieben bis Jahresende verschiedene offene Fragen, etwa zum 
weiteren Vorgehen gegen Staus und Ausweichverkehr sowie auch zur 
Notwendigkeit einer Verkehrswende und der Förderung klimaneutraler 
Mobilität. 

Im Parlament hingegen wurden die wortreichsten Debatten im Themen-
bereich des Schienenverkehrs geführt. So beriet zunächst der Ständerat 
die Totalrevision des Gütertransportgesetzes (GüTG), mit welcher der 
Gütertransport auf der Schiene und mit dem Schiff gestärkt, die Wirt-
schaftlichkeit des Schienengüterverkehrs verbessert sowie die Nachhal-
tigkeit von Gütertransporten gesteigert werden sollten. Der Ständerat 
unterstützte die Revisionspläne des Bundesrats, der Nationalrat wird vo-
raussichtlich 2025 über die Totalrevision beraten. 

Im Themenbereich der Eisenbahn stand 2024 als eines der wichtigsten 
Geschäfte das Aushandeln eines neuen Zahlungsrahmens für die Finan-
zierung von Betrieb und Substanzerhalt der Bahninfrastruktur auf dem 
Programm des Parlaments. Die beiden Kammern stellten sich hinter den 
vom Bundesrat beantragten Zahlungsrahmen in der Höhe von CHF 16.4 
Mrd. für die Jahre 2025 bis 2028 und verabschiedeten das Geschäft in 
der Wintersession. Ebenfalls finalisierte das Parlament im Berichtsjahr 
die Änderung des Bundesgesetzes über die SBB (SBBG). Nach zwei inten-
siven Runden der Differenzbereinigung wurde beschlossen, dass die SBB 
einen einmaligen Kapitalzuschuss erhält, um die Verluste der Covid-19-
Krise auszugleichen, und dass die Darlehensvergabe des Bundes ange-
passt wird, um die Verschuldung der SBB zu stabilisieren. In Anbetracht 
der angespannten Bundesfinanzen entschied das Parlament aber, den 
vom Bundesrat vorgeschlagenen Kapitalzuschuss von CHF 1.15 Mrd. auf 
CHF 850 Mio. zu reduzieren. Im Bereich der Eisenbahn schlossen die 
Räte im März 2024 ferner die Beratungen zu den Änderungen an den Aus-
bauschritten 2025 und 2035 sowie zum ersten Entwurf der Strategie 
Bahn 2050 ab. Ende November 2024 berichteten die Medien, dass der 
zuvor beschlossene Ausbauschritt 2035 statt CHF 16 Mrd. wohl zusätzli-
che CHF 14 Mrd. kosten werde. 

https://anneepolitique.swiss/articles/74911
https://anneepolitique.swiss/articles/71232
https://anneepolitique.swiss/articles/74986
https://anneepolitique.swiss/articles/74986
https://anneepolitique.swiss/articles/70909
https://anneepolitique.swiss/articles/63661
https://anneepolitique.swiss/articles/63661
https://anneepolitique.swiss/articles/71239
https://anneepolitique.swiss/articles/71239
https://anneepolitique.swiss/articles/71239
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In der Verkehrspolitik stand 2024 auch die Verkehrsverlagerung zur De-
batte. Dabei nahm der Nationalrat vom Verlagerungsbericht 2023 Kennt-
nis, welchen der Bundesrat im Vorjahr veröffentlicht hatte. Der Bericht 
stellte bei der Verlagerung von der Strasse auf die Schiene eine Stagnie-
rung fest, woraufhin die KVF-NR mehrere Vorstösse lancierte, um das Er-
reichen des Verlagerungsziels zu fördern. Zwei dieser Vorstösse fanden 
im Berichtsjahr Zustimmung in beiden Räten (Mo. 24.3390 und Mo. 
24.3389).  

2024 diskutierten National- und Ständerat verschiedene Anliegen der 
klimaneutralen Mobilität in unterschiedlichen Verkehrsbereichen. So 
befürworteten zum Beispiel beide Räte eine vereinfachte Umrüstung von 
Gebrauchswagen auf einen Elektroantrieb, der Nationalrat stimmte einer 
Klärung der rechtlichen Grundlagen für Ladeinfrastruktur von Elektroau-
tos zu und der Bundesrat veröffentlichte einen Bericht dazu, wie klima-
neutrales Fliegen bis 2050 erreicht werden kann. Auch der Ausbau der 
Veloinfrastruktur wurde in zwei Postulatsberichten (Po. 19.4631; Po. 
22.3638) gewürdigt. Weniger Erfolg hatte hingegen eine Standesinitiative 
des Kantons Zürich, welche die Einführung einer Kerosinsteuer gefordert 
hatte: Beide Ratskammern lehnten das Anliegen ab.  

Im Themenbereich Post und Telekommunikation stand 2024 die Post 
aufgrund der von der Postleitung vorgeschlagenen Sparmassnahmen in 
der Kritik, wobei die Medien insbesondere die Schliessung von Poststel-
len kritisch beleuchteten. Einen Abbau beim Grundversorgungsauftrag – 
beispielsweise durch die Reduktion des A-Post-Angebots – vertagte der 
Bundesrat schliesslich. Das Parlament diskutierte im Berichtsjahr ferner 
diverse Vorstösse, welche den Grundversorgungsauftrag schützen woll-
ten sowie eine stärkere Kontrolle der strategischen Ausrichtung und Un-
ternehmensführung der Post bezweckten. Diese Debatte rund um die 
Post schlug sich auch in der Medienberichterstattung nieder: Der Anteil 
an Medienberichten zum Thema nahm im Vergleich zum Vorjahr deutlich 
zu (vgl. Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse). 

 
  

https://anneepolitique.swiss/articles/69873
https://anneepolitique.swiss/articles/74612
https://anneepolitique.swiss/articles/74611
https://anneepolitique.swiss/articles/74611
https://anneepolitique.swiss/articles/72709
https://anneepolitique.swiss/articles/72709
https://anneepolitique.swiss/articles/74937
https://anneepolitique.swiss/articles/74937
https://anneepolitique.swiss/articles/67791
https://anneepolitique.swiss/articles/67791
https://anneepolitique.swiss/articles/75514
https://anneepolitique.swiss/articles/75524
https://anneepolitique.swiss/articles/75524
https://anneepolitique.swiss/articles/71476
https://anneepolitique.swiss/articles/71476
https://anneepolitique.swiss/articles/72865
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1632
https://anneepolitique.swiss/articles/73347
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ABBILDUNG 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «VERKEHR UND KOMMUNIKATION»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO MONAT 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Verkehr und Kommunikation» pro Monat gemessen an allen 
Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Monat. 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Total: Verkehr und Kommunikation» an allen Artikeln betrug im 
Dezember 2023 6.6 Prozent. 

 
 

ABBILDUNG 2 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «VERKEHR UND KOMMUNIKATION»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO JAHR 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Verkehr und Kommunikation» pro Jahr (Januar bis November) gemessen an 
allen Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Jahr (Januar bis November). 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Schienenverkehr» an allen Artikeln betrug im Jahr 2024 1.9 Prozent. 
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TABELLE 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «VERKEHR UND KOMMUNIKATION»: ANZAHL WORTMELDUNGEN UND GESPROCHENE  
WÖRTER IM JAHR 2024 

Rang Nr. Reden Wörter Titel 
1 24.041 889 198760 Voranschlag der Eidgenossenschaft 2025 

2 24.031 543 96232 
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den  
Jahren 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Zollgesetz. Totalrevision 
4 23.082 388 84067 Legislaturplanung 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Armeebotschaft 2024 

6 24.026 166 69214 
Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung  
(SteuergerechtigkeitsInitiative). 

7 22.062 149 62790 KVG. Änderung (Massnahmen zur Kostendämpfung, Paket 2) 
8 24.033 190 60260 Stromversorgungsgesetz (Stromreserve). Änderung  
9 24.027 234 56729 Kulturbotschaft 2025-2028 

10 24.049 222 52638 Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2025-2028 

…         

39 24.045 60 18286 

Finanzierung des Betriebs und Substanzerhalts der Bahn- 
infrastruktur, der Systemaufgaben in diesem Bereich und  
Investitionsbeiträge an private Güterverkehrsanlagen in den Jahren 
2025-2028 

40 23.063 61 17369 
Bundesgesetz über die Schweizerischen Bundesbahnen (SBBG). Än-
derung 

54 24.017 52 11999 
Gütertransportgesetz (Gütertransport durch Bahn- und Schifffahrts-
unternehmen). Totalrevision 

62 23.055 51 9970 
Stand und Änderungen bei Ausbauprogrammen der Bahn- 
infrastruktur und neue Langfriststrategie "Perspektive Bahn 2050"  

63 24.036 27 9820 Verkehrsverlagerung. Bericht 2023 

92 21.4516 10 5941 
Motion Schilliger Peter. Hierarchie des Strassennetzes innerorts und 
ausserorts sichern 

108 24.3389 13 4896 
Motion KVF-N. Ausbau linksrheinischer Neat-Zubringer im  
Interesse der Verlagerung vorantreiben 

118 24.3816 19 4408 
Motion KVF-N. Grundversorgungsauftrag und Tätigkeits- 
bereich der Post vor weiterem Um- und Abbau klären 

121 23.021 26 4348 
Bundesgesetz über die Zulassung als Strassentransportunternehmen 
(STUG). Änderung 

196 21.4595 6 2692 
Motion Rechsteiner Thomas. Akquisitionen innerhalb des  
Leistungsauftrags halten 

…         
 

Legende: Anzahl Wortmeldungen und gesprochene Wörter im Jahr 2024 zu den entsprechenden Geschäften; geordnet 
nach Anzahl gesprochener Wörter; grau eingefärbt: Geschäfte im Themenbereich «Verkehr und Kommunikation». 
Rang: Tabelle geordnet nach Anzahl Wörter 2024; Nr: Geschäftsnummer; Reden: Anzahl Wortmeldungen 2024 zum 
Geschäft; Wörter: Anzahl gesprochene Wörter 2024 zum Geschäft; Titel: Deutscher Titel der Vorlage 
Lesebeispiel: 2024 wurden zur Finanzierung des Betriebs und Substanzerhalts der Bahninfrastruktur in 60 Reden 18'286 
Wörter gesprochen; Rang 39 von allen Geschäften in diesem Jahr.  
Quelle:  Datensatz der Parlamentsdienste der Bundesversammlung (2024). 
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JAHRESRÜCKBLICK 2024 
 

Raumplanung und Wohnungswesen 

  

BERICHT 
STAND: 31.12.2024 
VIKTORIA KIPFER 
 

Die Diskussionen im Bereich des Wohnungswesens waren in diesem Jahr 
vorwiegend durch die Abstimmung zu zwei Mietrechtsvorlagen geprägt. 
Jedoch fanden auch andere Diskussionen ihre Fortsetzung, so insbeson-
dere zur Wohnungsknappheit und zu der seit Jahren antizipierten Ab-
schaffung des Eigenmietwert. Diese Diskussionen fanden auch Eingang 
in die Schweizer Medienberichterstattung, vor allem im Bereich des 
Mietwesens (vgl. Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse). 

Wie bereits im Vorjahr blieb die Lage auf dem Schweizer Miet- und Woh-
nungsmarkt weiter angespannt. Die Zunahme der Mietzinse kann unter 
anderem auf das geringe Angebot an Wohnraum zurückgeführt werden: 
Wie bereits in den Vorjahren sank die Leerwohnungsziffer auch im Jahr 
2024. Vor diesem Hintergrund lancierte Wirtschaftsminister Parmelin ei-
nen zweiten Runden Tisch zum Thema Wohnungsknappheit, bei welchem 
ein Aktionsplan zur Erhöhung des Wohnangebots vorgestellt wurde. Als 
zentralen Grund für die Mangellage an Wohnraum eruierten die Medien 
2024 nicht zuletzt die tiefe Bautätigkeit in der Schweiz. Um diese zu er-
höhen, entschied sich das Parlament, das Verbandbeschwerderecht bei 
Wohnbauten zu lockern. Ferner überwies das Parlament eine Motion, die 
eine Abweichung von den ISOS-Normen zugunsten von Bauvorhaben er-
lauben will, wenn insbesondere kantonale oder lokale Interessen über-
wiegen. Dieser Mangel an Wohnraum sowie ein Bundesgerichtsentscheid 
über die Mietvertragskündigungen von Mieterinnen und Mietern in Zürich 
aufgrund einer zu tiefen Auslastung der Wohnfläche sorgten für grosses 
mediales Interesse zum Thema optimale Wohnraumnutzung. 

Wie bereits im Vorjahr wies die Legislative eine Reihe von Vorstössen aus 
dem links-grünen Lager für eine Stärkung des Mieterinnen- und Mieter-
schutzes ab. Trotz dieser Entwicklungen im Parlament konnten Mieterin-
nen und Mieter im Berichtsjahr an der Urne eher überraschend zwei 
Siege verbuchen: Sowohl die Vorlage für eine Beschleunigung des Ver-
fahrens bei der Kündigung des Mietverhältnisses wegen Eigenbedarfs als 
auch diejenige für eine stärkere Regulierung der Untermiete wurden von 
der Mehrheit der Stimmbevölkerung im November 2024 in zwei Referen-
dumsabstimmungen abgelehnt. Die zwei Abstimmungen führten im No-
vember zu einem starken Anstieg der Medienberichtserstattung im Be-
reich des Mietwesens (vgl. Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse). Da sich 
zur Anfechtung des Anfangsmietzinses und zur Orts- und Quartierüblich-
keit von Mieten bereits zwei weitere Forderungen aus der Feder des 
Hauseigentümerverbands in parlamentarischer Umsetzung befinden, ist 
in naher Zukunft ein weiteres Kräftemessen zwischen Mietenden und 
Vermietenden zu erwarten. 

Die Raumplanung stand in diesem Jahr im Zeichen des Genfer CERN. Die 
beiden Räte stimmten nach intensiven Diskussionen einer Änderung des 
Bundesgesetzes über die Förderung der Forschung und der Innovation 

https://anneepolitique.swiss/articles/73178
https://anneepolitique.swiss/articles/75735
https://anneepolitique.swiss/articles/75735
https://anneepolitique.swiss/articles/74055
https://anneepolitique.swiss/articles/66333
https://anneepolitique.swiss/articles/66333
https://anneepolitique.swiss/articles/72010
https://anneepolitique.swiss/articles/72010
https://anneepolitique.swiss/articles/72516
https://anneepolitique.swiss/articles/72516
https://anneepolitique.swiss/articles/72516
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1627
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1627
https://anneepolitique.swiss/articles/74520
https://anneepolitique.swiss/articles/74520
https://anneepolitique.swiss/articles/74522
https://anneepolitique.swiss/articles/58982
https://anneepolitique.swiss/articles/58982
https://anneepolitique.swiss/articles/74514
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zu, womit zukünftig der Bund anstelle des Kantons Genf Sachpläne zu zu-
künftigen Ausbauschritten des CERN im französisch-schweizerischen 
Grenzgebiet verfassen kann. Mit der Änderung des Geoinformationsge-
setzes, welches eine Digitalisierung des Untergrunds und die kostenfreie 
Bereitstellung von Geodaten bezweckte, stiess ein anderer Gesetzesent-
wurf im Bereich der Raumplanung im Parlament indes auf Widerstand. 
Während der Ständerat nicht auf die Vorlage eintreten wollte, entschied 
sich der Nationalrat, diese per Rückweisungsantrag dem Bundesrat zur 
Überarbeitung zu übertragen. 

Auch die Wohnsituation in den Bergkantonen wurde in diesem Jahr nä-
her beleuchtet. Einerseits wurden infolge starker Überschwemmungen 
und Erdrutsche im Wallis, Tessin und Graubünden Stimmen laut, welche 
forderten, das Wohnen im Alpenraum zukünftig kritischer zu überdenken 
und die entsprechenden Zoneneinteilungen in betroffenen Gebieten al-
lenfalls zu ändern. Entsprechend gross war denn auch die mediale Auf-
merksamkeit für dieses Thema. Andererseits wurde auch die Wohnungs-
knappheit in Berg- und Tourismuskantonen von den Medien diskutiert. 
Gerade in Gebieten mit einem hohen Anteil an Zweitwohnungen suchten 
politische Akteurinnen und Akteuere Lösungen zur Erstellung von bezahl-
barem Erstwohnraum. In diesem Zusammenhang wurde etwa in der En-
gadiner Gemeinde Pontresina die Diskussion um eine Zweitwohnungs-
steuer lanciert. Der Ständerat verfolgte im Berichtsjahr einen anderen 
Weg und sprach sich für eine Lockerung des Zweitwohnungsgesetzes 
aus. Durch die Bestätigung des nationalrätlichen Entscheids aus dem 
Vorjahr soll es in Zukunft einfacher werden, altrechtlich erbaute Zweit-
wohnungen zu erweitern und neuen Wohnraum zu schaffen. 

Wie auch im Vorjahr prägten die Verhandlungen über die Abschaffung 
des Eigenmietwerts – neben den eidgenössischen Abstimmungen – das 
Schweizer Wohnungswesen. Bis zur Herbstsession blieben die Fronten 
verhärtet. So forderte der Nationalrat weiterhin einen vollständigen Sys-
temwechsel, während sich die Bergkantone aufgrund potenzieller Steu-
ereinbussen gegen eine Ausweitung der Vorlage auf Zweitliegenschaften 
aussprachen. Um diesen Ausfällen entgegenzuwirken, hatte die WAK-NR 
einen Entwurf zur Einführung einer Objektsteuer auf Zweitliegenschaf-
ten erarbeitet, auf welchen der Ständerat – entgegen der Empfehlung der 
WAK-SR – nicht eintrat. Stattdessen bestand er weiterhin auf eine Be-
schränkung der Abschaffung des Eigenmietwert ausschliesslich auf Erst-
wohnungen. Nachdem auch der Nationalrat weiter an seinem Entscheid 
festgehalten hatte, gelangte der Entwurf in die Einigungskonferenz. 
Überraschenderweise entschied der Ständerat schliesslich auf einstim-
migen Antrag der Einigungskonferenz, das Konzept des Nationalrats an-
zunehmen, und im Anschluss passierte auch die Objektsteuer das Stöckli 
im zweiten Versuch. In den Schlussabstimmungen Ende 2024 wurden die 
beiden Vorlagen von den Parlamentskammern angenommen – die Ab-
schaffung des Eigenmietwerts hat somit 2024 nach unzähligen Anläufen 
die parlamentarische Hürde überwunden. 

https://anneepolitique.swiss/articles/74730
https://anneepolitique.swiss/articles/74730
https://anneepolitique.swiss/articles/75293
https://anneepolitique.swiss/articles/75293
https://anneepolitique.swiss/articles/74191
https://anneepolitique.swiss/articles/74191
https://anneepolitique.swiss/articles/74191
https://anneepolitique.swiss/articles/67199
https://anneepolitique.swiss/articles/58973
https://anneepolitique.swiss/articles/72008
https://anneepolitique.swiss/articles/72008
https://anneepolitique.swiss/dossiers/613
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Schliesslich waren sich die Räte uneinig, inwiefern die Frist zur Meldung 
von Baumängeln verlängert werden soll. In der Einigungskonferenz in der 
Wintersession konnten sie jedoch ihre Differenzen nach intensivem Hin 
und Her ausräumen, womit auch diese Vorlage die Schlussabstimmung 
Ende 2024 passierte. 

 
ABBILDUNG 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «RAUMPLANUNG UND WOHNUNGSWESEN»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO 

MONAT 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Raumplanung und Wohnungswesen» pro Monat gemessen an allen 
Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Monat. 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Total: Raumplanung und Wohnungswesen» an allen Artikeln betrug 
im Dezember 2023 2.1 Prozent. 

 
 

ABBILDUNG 2 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «RAUMPLANUNG UND WOHNUNGSWESEN»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO 

JAHR 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Raumplanung und Wohnungswesen» pro Jahr (Januar bis November) 
gemessen an allen Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Jahr (Januar bis November). 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Wohnungswesen» an allen Artikeln betrug im Jahr 2024 2.5 Prozent. 
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TABELLE 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «RAUMPLANUNG UND WOHNUNGSWESEN»: ANZAHL WORTMELDUNGEN UND  
GESPROCHENE WÖRTER IM JAHR 2024 

Rang Nr. Reden Wörter Titel 
1 24.041 889 198760 Voranschlag der Eidgenossenschaft 2025 

2 24.031 543 96232 
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den  
Jahren 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Zollgesetz. Totalrevision 
4 23.082 388 84067 Legislaturplanung 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Armeebotschaft 2024 

6 24.026 166 69214 
Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung  
(SteuergerechtigkeitsInitiative). 

7 22.062 149 62790 KVG. Änderung (Massnahmen zur Kostendämpfung, Paket 2) 
8 24.033 190 60260 Stromversorgungsgesetz (Stromreserve). Änderung  
9 24.027 234 56729 Kulturbotschaft 2025-2028 

10 24.049 222 52638 Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2025-2028 

…         
19 17.400 89 28977 Pa.Iv. WAK-S. Systemwechsel bei der Wohneigentumsbesteuerung 

20 22.066 111 28064 Obligationenrecht (Baumängel). Änderung 

34 19.409 84 20426 
Pa.Iv. Bregy Philipp Matthias. Kein "David gegen Goliath" beim Ver-
bandsbeschwerderecht 

56 24.029 39 11260 
Förderung der Forschung und der Innovation (Sachplan und Plange-
nehmigungsverfahren) 

67 23.060 33 9405 Geoinformationsgesetz. Änderung 

76 20.456 25 8173 

Pa.Iv. Candinas Martin. Unnötige und schädliche Beschränkungen 
des Zweitwohnungsgesetzes in Sachen Abbruch und Wiederaufbau 
von altrechtlichen Wohnungen aufheben 

173 22.454 27 3152 
Pa.Iv. WAK-N. Einführung einer Objektsteuer auf Zweitliegenschaf-
ten 

190 23.435 6 2790 
Pa.Iv. Marti Samira. Rückkehrrecht für Mieterinnen und Mieter nach 
Sanierung und Umbau 

222 23.3717 13 2330 
Motion Burgherr Thomas. Mehr Freiraum beim Umbau landwirt-
schaftlicher Bauten 

228 24.3983 6 2284 Motion Würth Benedikt. Mehr Flexibilität beim Rodungsersatz 

…         
 

Legende: Anzahl Wortmeldungen und gesprochene Wörter im Jahr 2024 zu den entsprechenden Geschäften; geordnet 
nach Anzahl gesprochener Wörter; grau eingefärbt: Geschäfte im Themenbereich «Raumplanung und Wohnungswesen». 
Rang: Tabelle geordnet nach Anzahl Wörter 2024; Nr: Geschäftsnummer; Reden: Anzahl Wortmeldungen 2024 zum 
Geschäft; Wörter: Anzahl gesprochene Wörter 2024 zum Geschäft; Titel: Deutscher Titel der Vorlage 
Lesebeispiel: 2024 wurden zur Abschaffung des Eigenmietwert in 89 Reden 28'977 Wörter gesprochen; Rang 19 von allen 
Geschäften in diesem Jahr. 
Quelle:  Datensatz der Parlamentsdienste der Bundesversammlung (2024). 
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JAHRESRÜCKBLICK 2024  
 

Umweltschutz 

  

BERICHT 
STAND: 31.12.2024 
BERNADETTE FLÜCKIGER 

2024 stach kein einzelnes Ereignis hervor, das die Schweizer Umweltpo-
litik prägte, vielmehr waren unterschiedliche Themen und Herausforde-
rungen relevant. 

Im Naturschutz war die Biodiversitätsinitiative das zentrale Thema. Die 
Initiative kam im September 2024 an die Urne und wurde von der Stimm-
bevölkerung deutlich abgelehnt. Ihre Urheberinnen und Urheber hatten 
gefordert, den Schutz der Artenvielfalt in der Verfassung zu verankern 
sowie mehr Flächen und zusätzliche finanzielle Mittel für den Erhalt und 
die Förderung der Biodiversität bereitzustellen. Die Initiative sorgte vor 
der Abstimmung für ein grosses Medienecho (vgl. Abbildung 1 der APS-
Zeitungsanalyse).  

Im Klimabereich, der in vielen der vorangegangenen Jahren im Mittel-
punkt der Umweltpolitik gestanden hatte, gab es auch im Berichtsjahr 
viele Diskussionen (vgl. Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse): Zum einen 
wurde das CO2-Gesetz fertig beraten, das nach der im Jahr 2021 an der 
Urne abgelehnten Vorlage den zweiten Versuch darstellte, die Treibhaus-
gasemissionen bis 2030 zu halbieren. Die Referendumsfrist verstrich im 
Juli 2024 ungenutzt. Stark beschäftigt hat die Schweizer Politik und die 
Medien zum anderen auch das Urteil des EGMR in Sachen Schweiz vs. Kli-
maseniorinnnen. Die Tatsache, dass der EGMR der offiziellen Schweiz 
Versäumnisse in der Klimapolitik attestierte und dadurch das Recht auf 
Achtung des Privat- und Familienlebens verletzt sah, provozierte seitens 
Parlament und Bundesrat zum Teil heftige Reaktionen. Sowohl der Nati-
onalrat als auch der Ständerat kritisierten dieses Urteil in einer Erklärung 
und der Bundesrat monierte in einer Stellungnahme die weit gehende 
Auslegung der EMRK durch den EGMR. Auf Initiative zahlreicher Mitglie-
der der SVP-Fraktion fand in der Herbstsession eine ausserordentliche 
Session zum Thema statt. Schliesslich kam im April 2024 die Klimafonds-
Initiative zustande, die zur Bekämpfung des Klimawandels jährlich 0.5 bis 
1 Prozent des BIP in einen speziell dafür geschaffenen Fonds einzahlen 
will.  

Auch beim generellen Umweltschutz waren im Berichtsjahr mehrere 
Geschäfte und Themen von Belang. Bezüglich der Länge und Intensität 
der parlamentarischen Debatten stachen in diesem Themenbereich die 
beiden Änderungen des Umweltschutzgesetzes hervor (vgl. Tabelle 1 der 
APS-Analyse der Wortmeldungen): Die erste Revision des USG betraf die 
Umsetzung einer parlamentarischen Initiative zur Stärkung der Kreislauf-
wirtschaft. Mit dieser Anpassung des USG kann der Bundesrat neu Anfor-
derungen an die Lebensdauer oder die Reparierbarkeit von Produkten 
stellen, zudem soll das ressourcenschonende Bauen gefördert werden. 
Eine gewisse mediale Aufmerksamkeit erhielt besagte USG-Revision auf-
grund des darin enthaltenen Litteringverbots, das bei Zuwiderhandlun-

https://anneepolitique.swiss/articles/74407
https://anneepolitique.swiss/articles/69585
https://anneepolitique.swiss/articles/67442
https://anneepolitique.swiss/articles/67442
https://anneepolitique.swiss/articles/59244
https://anneepolitique.swiss/articles/59244
https://anneepolitique.swiss/articles/74974
https://anneepolitique.swiss/articles/75393
https://anneepolitique.swiss/articles/75393
https://anneepolitique.swiss/articles/70019
https://anneepolitique.swiss/articles/70019
https://anneepolitique.swiss/articles/64947
https://anneepolitique.swiss/articles/64947
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gen Bussen bis zu CHF 300 vorsieht. Bei der zweiten Revision des Um-
weltschutzgesetzes ging es insbesondere um den Wohnungsbau in lärm-
belasteten Gebieten. Die Revision enthält eine Abschwächung des Lärm-
schutzes; allerdings wurde eine anfängliche Referendumsdrohung der 
rot-grünen Parteien aufgrund des schliesslich gefundenen Kompromis-
ses zwischen den Positionen der beiden Räte wieder aufgegeben. 

Ebenfalls um das Thema «Lärm» dreht sich die sogenannte Feuerwerks-
initiative, die der Bundesrat in seiner im Oktober präsentierten Bot-
schaft zur Ablehnung empfahl. Weiter wurde auch die Umweltverant-
wortungsinitiative der Jungen Grünen im Parlament ausführlich debat-
tiert (vgl. Tabelle 1 der APS-Analyse der Wortmeldungen). Die Initiative 
forderte, dass die natürlichen Lebensgrundlagen durch die wirtschaftli-
chen Aktivitäten nicht gefährdet werden dürfen. Diese Forderung stiess 
im Parlament auf wenig Gegenliebe, die Räte empfahlen die Initiative zur 
Ablehnung und verzichteten gleichzeitig darauf, einen Gegenvorschlag 
auszuarbeiten. Die Initiative gelangt im Februar 2025 an die Urne. 

Schliesslich bewilligte das Parlament mit den Verpflichtungskrediten im 
Umweltbereich für die Periode 2025–2028 rund CHF 2.277 Mrd. für so 
verschiedene Bereiche wie den Schutz vor Naturgefahren, die Revitali-
sierung von Gewässern oder die Sicherstellung der verschiedenen Funk-
tionen des Waldes. Wie so oft spielten auch in der Debatte zu diesem 
Geschäft die klammen Bundesfinanzen eine wichtige Rolle. 

Der Schutz vor Naturgewalten erhielt aufgrund zahlreicher Starknieder-
schläge, Hochwasser und Erdrutsche im Sommer 2024 grosse mediale 
Aufmerksamkeit. Im Fokus der Medien stand dabei etwa die Stärkung des 
Hochwasserschutzes durch Flussrenaturierungen oder durch bauliche 
Massnahmen. Ein ebensolches Hochwasserschutzprojekt verabschiede-
ten die beiden Räte im Berichtsjahr auch für den Alpenrhein. Mit diesem 
Unterfangen sollen dessen Abflusskapazität erhöht und die Hochwasser-
dämme saniert werden. 
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ABBILDUNG 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «UMWELTSCHUTZ»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO MONAT 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Umweltschutz» pro Monat gemessen an allen Zeitungsberichten zur 
nationalen Politik im Monat. 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Total: Umweltschutz» an allen Artikeln betrug im Dezember 2023  
4.6 Prozent. 
 
 

ABBILDUNG 2 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «UMWELTSCHUTZ»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO JAHR 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Umweltschutz» pro Jahr (Januar bis November) gemessen an allen 
Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Jahr (Januar bis November). 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Umweltschutz» an allen Artikeln betrug im Jahr 2024 1.0 Prozent. 
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TABELLE 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «UMWELTSCHUTZ»: ANZAHL WORTMELDUNGEN UND GESPROCHENE  
WÖRTER IM JAHR 2024 
 

Rang Nr. Reden Wörter Titel 
1 24.041 889 198760 Voranschlag der Eidgenossenschaft 2025 

2 24.031 543 96232 
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den  
Jahren 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Zollgesetz. Totalrevision 
4 23.082 388 84067 Legislaturplanung 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Armeebotschaft 2024 

6 24.026 166 69214 
Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung  
(SteuergerechtigkeitsInitiative). 

7 22.062 149 62790 KVG. Änderung (Massnahmen zur Kostendämpfung, Paket 2) 
8 24.033 190 60260 Stromversorgungsgesetz (Stromreserve). Änderung  
9 24.027 234 56729 Kulturbotschaft 2025-2028 

10 24.049 222 52638 Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2025-2028 

…         
11 22.085 207 51183 Umweltschutzgesetz. Änderung 
12 22.061 204 41733 CO2-Gesetz für die Zeit nach 2024. Revision 

13 24.021 93 38713 

Für eine verantwortungsvolle Wirtschaft innerhalb der  
planetaren Grenzen (Umweltverantwortungs-Initiative).  
Volksinitiative 

23 24.053 26 24142 
Erklärung des Ständerates. Urteil des EGMR "Verein Klimaseniorin-
nen Schweiz u.a. versus Schweiz" 

26 23.081 104 23027 

Programmvereinbarungen im Umweltbereich (2025-2028), für die 
Abwasserreinigung (2025-2028) und die Restwasser- 
sanierung (2025-2028). Verpflichtungskredite 

47 24.054 111 13941 
Erklärung des Nationalrates. Urteil des EGMR "Verein Klimaseniorin-
nen Schweiz u. a. versus Schweiz" 

59 20.433 44 10201 Pa.Iv. UREK-N. Schweizer Kreislaufwirtschaft stärken 

66 24.044 45 9492 
Hochwasserschutz am Rhein von der Illmündung bis zum  
Bodensee. Verbesserung 

103 23.030 26 5017 Bundesgesetz über den Wasserbau 
110 24.3388 17 4730 Motion UREK-S. VOC-Lenkungsabgabe aufheben 

…         
 

Legende: Anzahl Wortmeldungen und gesprochene Wörter im Jahr 2024 zu den entsprechenden Geschäften; geordnet 
nach Anzahl gesprochener Wörter; grau eingefärbt: Geschäfte im Themenbereich «Umweltschutz». 
Rang: Tabelle geordnet nach Anzahl Wörter 2024; Nr: Geschäftsnummer; Reden: Anzahl Wortmeldungen 2024 zum 
Geschäft; Wörter: Anzahl gesprochene Wörter 2024 zum Geschäft; Titel: Deutscher Titel der Vorlage 
Lesebeispiel: 2024 wurden zum Umweltschutzgesetz in 207 Reden 51'183 Wörter gesprochen; Rang 11 von allen Geschäften 
in diesem Jahr. 
Quelle:  Datensatz der Parlamentsdienste der Bundesversammlung (2024). 
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RETROSPECTIVE ANNUELLE 2024 
 

Population et travail 

  

RAPPORT 
ETAT AU 31.12.2024 
MARIE DEL PRIORE 

En 2024, l'évolution démographique a particulièrement marqué la sphère politique 
et médiatique. Le vieillissement de la population a largement été discuté, notamment 
en lien avec le financement des retraites, alors que le sujet du recul des naissances a 
alimenté les inquiétudes avec un pic dans la presse au mois d'avril. Au Parlement, une 
motion visant à étudier le changement démographique de la Suisse et ses consé-
quences a même été acceptée par le Conseil national. Ainsi, l'évolution démogra-
phique de la Suisse et les débats qui l'accompagnent ont, par effet de ricochet, sti-
mulé les discussions relatives à la thématique du travail comme la pénurie de main-
d'œuvre qualifiée, le temps de travail, la protection des travailleurs et travailleuses et 
le droit du travail.  

Tout d'abord, en lien avec le vieillissement de la population et le départ à la retraite 
des baby-boomers, la pénurie de main-d'œuvre qualifiée est restée un sujet phare 
de la politique du marché du travail, comme en 2023. A la chambre du peuple, un 
postulat visant à examiner les mesures à prendre pour réduire la situation de pénurie 
de personnel a été accepté. La question de l'employabilité des personnes seniors a 
également été soulevée comme mesure, ainsi que l'idée d'une campagne de sensibi-
lisation au chômage des seniors. Une autre mesure discutée a été celle de faciliter 
l’échange transfrontalier de main-d'œuvre qualifiée, ou encore la formation des per-
sonnes titulaires d'un permis de séjour, ainsi que l'accès facilité pour les étran-
ger.ère.s titulaires d'un diplôme d'une haute école suisse. Néanmoins, toutes ces me-
sures ont été refusées. Concernant le travail au noir, sujet également récurrent du 
marché du travail, une motion visant à améliorer les possibilités de lutte a été large-
ment soutenue par le Conseil national.  

Puis, en lien avec la pénurie de main-d'œuvre qualifiée, le temps de travail a polarisé 
les débats sous la coupole fédérale. D'un côté, plusieurs parlementaires se sont mon-
trés inquiets de l'augmentation du travail à temps partiel, qui risque d'aggraver encore 
la pénurie de main-d'œuvre qualifiée. Plusieurs propositions ont eu pour but d'y re-
médier en mettant en place des mesures incitatives pour augmenter le temps d'oc-
cupation ou en récompensant les heures supplémentaires par une déduction fiscale. 
Le postulat sur le temps d'occupation a d'ailleurs été accepté malgré de vives oppo-
sitions lors des débats en plénum. D'un autre côté, certains parlementaires ont plaidé 
pour une réduction du temps de travail pour des raisons sociales et climatiques. 
L'idée d'une semaine de quatre jours, qui présente l'avantage de rendre les entre-
prises plus attractives et de permettre l'embauche de personnel qualifié, a refait sur-
face dans les médias en cette fin d'année. Le lancement d'un projet pilote privé à 
l'échelle nationale a étayé les discussions.  

Finalement, au sein du chapitre population et travail, comme le montre l'analyse APS 
des journaux (Figure 2), la thématique du droit du travail a été la plus récurrente dans 
la presse (1.9%). Quelques modifications ont eu lieu en la matière sous la coupole fé-
dérale. La première concerne l'ouverture dominicale des commerces de petite taille 
qui a été acceptée par le Conseil national. La CER-CE a toutefois recommandé à son 
conseil de privilégier l'initiative du canton de Zurich qui vise à assouplir les règles 
d'ouverture des magasins, et dont elle estime être une solution plus modérée. La deu-
xième concerne la reprise des travaux de l'initiative parlementaire visant à assouplir 
les conditions encadrant le télétravail. La procédure de consultation a été ouverte: le 
texte soumis propose de réduire la durée minimale de repos et d'étendre l'intervalle 
durant lequel la journée de travail peut être effectuée. La troisième et quatrième s'at-
taquent à la protection des travailleurs et travailleuses. Deux motions ont été accep-
tées par le Conseil national dans le domaine de la construction afin d'obliger les em-
ployeurs à présenter un plan de sécurité et de protection de la santé avant le début 
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des travaux, ainsi que de leur permettre de prolonger les délais en cas de vagues de 
chaleur. 

 

FIGURE 1 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE SUR «POPULATION ET LE TRAVAIL»: POURCENTAGE D’ARTICLES DE JOUR-

NAUX PAR MOIS  
 

 
Explication: Proportion d’articles de journaux par mois sur le sujet « Population et travail » en comparaison à l’ensemble 
des articles de journaux sur la politique nationale au cours d’un mois. 
Example : La proportion d’articles de presse sur le thème « Total : Population et travail » par rapport au nombre total 
d’articles était de 2.5 pour cent en décembre 2023. 

 
 

FIGURE 2 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE SUR «POPULATION ET LE TRAVAIL»: POURCENTAGE D’ARTICLES DE 

JOURNAUX PAR ANNÉE 
 

 
Explication : Proportion d’articles de journaux par année (janvier à novembre) sur le sujet « Population et travail » en 
comparaison à l’ensemble des articles de journaux sur la politique nationale au cours de l’année (janvier à novembre). 
Exemple : La proportion d’articles de presse sur le thème « Evolution de la population » par rapport au nombre total d’articles 
était de 0.3 pour cent en 2024. 
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TABLEAU 1 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE SUR «POPULATION ET TRAVAIL»: NOMBRE DE PRISES DE PAROLE ET DE 

MOTS PRONONCÉS EN 2024 

Rang No 

Prises 
de  

parole Mots Titre 
1 24.041 889 198760 Budget de la Confédération 2025 

2 24.031 543 96232 
Encouragement de la formation, de la recherche et de  
l'innovation pour la période 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Loi sur les douanes. Révision totale 
4 23.082 388 84067 Programme de la législature 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Message sur l'armée 2024 

6 24.026 166 69214 
Pour une imposition individuelle indépendante de l'état civil (initia-
tive pour des impôts équitables). 

7 22.062 149 62790 
LAMal. Modification (Mesures visant à freiner la hausse des coûts, 2e 
volet) 

8 24.033 190 60260 
Loi sur l'approvisionnement en électricité (Réserve d'électricité). 
Modification 

9 24.027 234 56729 Message culture 2025-2028 
10 24.049 222 52638 Stratégie de coopération internationale 2025-2028 

…         

278 24.3820 10 1859 

Motion CER-N. Renforcer la protection de la santé des ouvrières et 
des ouvriers de la construction, prolonger les délais en cas de 
vagues de chaleur 

284 22.4331 13 1810 
Motion Nantermod Philippe. Législation sur le travail.  
Autoriser l'ouverture dominicale des commerces de proximité 

319 23.4094 11 1577 
Postulat Paganini Nicolò. Temps partiel et exploitation du  
potentiel de la main-d'œuvre résidant en Suisse 

382 23.3204 5 1297 

Postulat Marti Samira. Moderniser et reprendre de manière 
autonome les évolutions européennes en matière de protection des 
salaires 

399 22.4175 9 1235 
Motion Funiciello Tamara. Instaurer un salaire minimum sans plus at-
tendre! 

479 22.4438 4 1051 

Postulat Prezioso Batou Stefania. Pour un rapport sur les  
conditions et les accidents de travail dans le secteur de  
l'économie de plateformes 

484 23.4162 3 1037 

Motion Wasserfallen Christian. Adapter aux réalités actuelles 
la loi fédérale sur le service de l'emploi et la location de  
services 

524 22.3954 3 968 
Motion groupe libéral-radical. Annualiser les horaires de  
travail. Une mesure concrète pour économiser l'énergie 

543 24.3202 3 949 
Motion Candinas Martin. Améliorer les possibilités de lutte 
contre les abus prévues par la loi contre le travail au noir 

546 22.3630 3 942 

Motion groupe libéral-radical. Créer un nouveau statut pour les tra-
vailleurs de plateforme indépendants et garantir leur protection so-
ciale  

…     
 

 
Légende: Nombres de prises de parole et de mots prononcés en 2024 concernant les objets correspondants; classés par 
nombre de mots prononcés; en gris: objets relevant du domaine thématique « Population et travail ». 
Rang: Tableau classé par nombre de mots en 2024 ; No: Numéro d’objet ; Prises de parole: Nombres de prises de paroles 
en 2024 sur l’objet ; Mots: nombre de mots prononcés en 2024 sur l’objet ; Titre: Titre français du projet 
Exemple: en 2024, 1859 mots ont été prononcés sur l'objet «Motion CER-N. Renforcer la protection de la santé des 
ouvrières et des ouvriers de la construction, prolonger les délais en cas de vagues de chaleur» en 10 prises de parole; 278e 
rang parmi tous les objets de cette année. 
Source: jeu de données des Services du Parlement de l'Assemblée fédérale (2024). 
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JAHRESRÜCKBLICK 2024  
 

Gesundheit, Sozialhilfe und Sport 

  

BERICHT 
STAND: 31.12.2024 
JOËLLE SCHNEUWLY  
 
 

Die Schweizer Politik in den Bereichen Gesundheit, Sozialhilfe und Sport 
war 2024 von Debatten und Entscheidungen rund um Versorgungssi-
cherheit, Innovation, Aufarbeitung und Prävention sowie Grossveranstal-
tungen geprägt, wobei sich viele Diskussionen nicht auf die Beratungen 
im Parlament beschränkten, sondern – auf einem ähnlichen Niveau wie 
2023 – auch Eingang in die mediale Berichterstattung fanden (vgl. Abbil-
dung 2 der APS-Zeitungsanalyse). Bei verschiedenen Gesundheitsthe-
men kam zudem der direkten Demokratie und dem Föderalismus eine 
gestaltende Rolle zu. 

Versorgungssicherheit ist ein Schlagwort, dass seit geraumer Zeit unter 
anderem bezüglich genügend Gesundheitsfachpersonen verwendet 
wird. Wie bereits im Vorjahr trieb der Mangel an Ärztinnen und Ärzten 
Bundesbern auch 2024 um. So standen verschiedene Geschäfte auf der 
Traktandenliste von National- und Ständerat, welche diesen Entwicklun-
gen mittels Erhöhung der Studienplätze, Lockerung der Zugangskriterien 
zum Studium und einfacheren Zulassungsbedingungen für ausländische 
Ärzteschaft begegnen wollten (vgl. Dossier «Ärztemangel»). Der Annahme 
einer Motion zur Abschaffung des Numerus Clausus in seiner bisherigen 
Form kam dabei besondere Aufmerksamkeit zu. Der Entscheid wurde 
zwar von verschiedenen Seiten begrüsst und als wichtiger Schritt gewer-
tet, gleichzeitig wurde aber auch darauf hingewiesen, dass dies alleine 
nicht ausreiche, um die langfristigen Herausforderungen der knappen 
Anzahl Ärztinnen und Ärzte zu bewältigen. 

Ebenfalls zu bewältigen gilt es den Fachkräftemangel beim Pflegeper-
sonal. Die in diesem Zusammenhang 2021 angenommene Pflegeinitiative 
wird in zwei Etappen umgesetzt. Anfang Juli 2024 trat mit dem Bundes-
gesetz zur Förderung der Ausbildung im Bereich Pflege die rechtliche 
Grundlage der ersten Etappe in Kraft, welche eine Ausbildungsoffensive, 
Abrechnungsmöglichkeiten und ein Förderprogramm beinhaltet. Um die 
Arbeitsbedingungen zu verbessern und die berufliche Entwicklung zu be-
günstigen – die Elemente der zweiten Etappe –, gab der Bundesrat im Mai 
entsprechende Vorentwürfe in Vernehmlassung. 

Die Gefährdung der Versorgungssicherheit betrifft auch die Spitäler. Da-
ran änderte sich auch dieses Jahr nichts. Zurückzuführen ist dies gemäss 
Printmedien neben dem oben vorgestellten Fachkräftemangel etwa auf 
finanzielle Aspekte wie nicht kostendeckende Tarife, inflationsbedingt 
steigende Kosten, nötige Investitionen und systemische Fehlanreize. 
Zwei Drittel der Schweizer Krankenhäuser schlossen das Jahr 2023 mit 
einem Defizit ab, für verschiedene Spitäler mussten Rettungspakete ge-
schnürt werden. Vorschläge zur Lösung der Probleme der Spitäler um-
fassten Tarifreformen, die Förderung ambulanter Behandlungen, Über-
arbeitungen der Leistungskataloge, bessere digitale Infrastrukturen, Spi-

https://anneepolitique.swiss/articles/73380
https://anneepolitique.swiss/dossiers/26
https://anneepolitique.swiss/articles/74117
https://anneepolitique.swiss/articles/61700
https://anneepolitique.swiss/articles/75752
https://anneepolitique.swiss/articles/75752
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talkonsolidierungen und eine interkantonale oder nationale Spitalpla-
nung. Letztere beide Punkte wurden in verschiedenen parlamentari-
schen Vorstössen aufgenommen, welche die grosse Kammer 2024 gut-
hiess, respektive welche in diesem Jahr eingereicht wurden (vgl. Dossier 
«Spitalkonsolidierungen und interkantonale bzw. nationale Planung»). Da 
die Gesundheitsversorgung verfassungsrechtlich traditionellerweise in 
den Kompetenzbereich der Kantone fällt, schwangen bei den Diskussio-
nen über die Zukunft der Spitalplanung entsprechend auch regionalpoli-
tische Fragen mit.  

Ein weiterer altbekannter Schwerpunkt der Debatten zur Versorgungssi-
cherheit lag 2024 auf der Verfügbarkeit von Medikamenten. Die Medien 
sprachen von mehreren Hundert Arzneimitteln, die in der Schweiz der-
zeit fehlten. Verantwortlich gemacht wurden die Produktionsverlagerung 
nach Asien, die Abhängigkeit von wenigen Standorten und die geringen 
Sicherheitsmargen in den Lieferketten. Während der Bundesrat im Au-
gust ein Massnahmenpaket zur Versorgungssicherheit in diesem Bereich 
verabschiedete, kam im Oktober die Initiative «Ja zur medizinischen 
Versorgungssicherheit» erfolgreich zustande. Das Parlament befasste 
sich darüber hinaus mit Geschäften zur Verhinderung von Medikamen-
tenverschwendung (Mo. 22.4245 und Mo. 24.3397), zur erleichterten Zu-
lassung von Medikamenten (Mo. 23.4535) und zu einer verbesserten Zu-
sammenarbeit mit der EU (Po. 24.3216).  

Innovation – das zweite grosse im Themenbereich «Gesundheit» prä-
sente Schlaglicht von 2024 – bezieht sich vor allem auf Digitalisierungs-
bestrebungen. Massgeblich dazu beitragen soll das Programm DigiSanté, 
welches in der ersten Jahreshälfte von National- und Ständerat abgeseg-
net wurde. Dabei sollen Synergieeffekte mit bestehenden Vorhaben ge-
nutzt werden. Eines dieser Vorhaben ist das elektronische Patientendos-
sier. Auch diesem widmete sich das Parlament im Frühjahr 2024, indem 
es eine Übergangsfinanzierung beschloss, um das mittlerweile als Sor-
genkind bekannte Projekt bis zur für 2027 geplanten Gesetzesrevision zu 
stabilisieren.  

Den Sorgenkind-Status in der Zwischenzeit zwar losgeworden war Covid-
19. Dennoch standen die Pandemie und deren Folgen auch in diesem 
Jahr auf der politischen Agenda. Thematisiert wurden Fragen rund um 
die Aufarbeitung der Pandemie und die Prävention zukünftiger Pan-
demien. Im Bundeshaus setzte man sich etwa mit einer zeitnahen und 
qualitativ hochwertigen Datenbereitstellung während Gesundheitskrisen 
(Mo. 23.3681) und der Schaffung einer genomischen Plattform (Mo. 
21.4175) auseinander. Die Stimmbevölkerung hatte im Juni über die 
Volksinitiative «Für Freiheit und körperliche Unversehrtheit» zu befin-
den, welche von massnahmenkritischen Gruppen lanciert worden war 
und an der Urne deutlich abgelehnt wurde. Ein weiteres Volksbegehren 
aus ähnlichen Kreisen, die «Aufarbeitungsinitiative», scheiterte bereits 
im Sammelstadium. Ferner blieben Massnahmengegnerinnen und -geg-
ner 2024 auch mit einer Staatshaftungsklage gegen den Bund erfolglos. 

https://anneepolitique.swiss/dossiers/1638
https://anneepolitique.swiss/articles/72663
https://anneepolitique.swiss/articles/72663
https://anneepolitique.swiss/articles/74558
https://anneepolitique.swiss/articles/75305
https://anneepolitique.swiss/articles/74538
https://anneepolitique.swiss/articles/73604
https://anneepolitique.swiss/articles/55676
https://anneepolitique.swiss/articles/55676
https://anneepolitique.swiss/articles/73398
https://anneepolitique.swiss/articles/63661
https://anneepolitique.swiss/articles/63661
https://anneepolitique.swiss/articles/72695
https://anneepolitique.swiss/articles/72638
https://anneepolitique.swiss/articles/72638
https://anneepolitique.swiss/articles/74235
https://anneepolitique.swiss/articles/75774
https://anneepolitique.swiss/articles/75775
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Diese wurde abgewiesen, weil das Bundesgericht die getroffenen Mass-
nahmen als verhältnismässig und nicht widerrechtlich beurteilte. Für 
Schädigungen, die durch die Covid-19-Impfung verursacht worden wa-
ren, wurden 2024 zum ersten Mal Entschädigungen bewilligt. Gegenstand 
kontroverser Diskussionen waren überdies der Pandemievertrag und die 
Änderungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften der WHO, wel-
che in der Kategorie «Epidemien» für den Peak in der Berichterstattung 
im April 2024 verantwortlich sein dürfte (vgl. Abbildung 1 der APS-Zei-
tungsanalyse). Mit ihnen sollten die internationale Zusammenarbeit im 
Falle eine Pandemie gefördert und die WHO als zentrale Koordinations-
instanz gestärkt werden. Die Gegnerschaft befürchtete hingegen, dass 
dadurch die nationale Souveränität beschnitten werden könnte.  

Untrennbar mit dem Präventionsgedanken verbunden war 2024 zudem 
der Umgang mit Suchtmitteln. Die Frage nach dem geeigneten Ausmass 
an Prävention scheidete jedoch die Geister, wie die Behandlungen von 
National- und Ständerat zur Umsetzung der «Kinder ohne Tabak»-Initia-
tive beispielhaft veranschaulichten. Während dieser Prozess Ende Jahr 
noch nicht abgeschlossen war, trat Anfang Oktober das neue Tabakpro-
duktegesetz in Kraft, in dem ebenfalls verschiedene Präventionsele-
mente – unter anderem ein Abgabeverbot an Minderjährige und neue 
Bildwarnhinweise – enthalten sind. In puncto bereits Suchtmittel konsu-
mierender Personen kann Prävention auch darauf abzielen, den Bezug 
vom Schwarzmarkt zu unterbinden oder die Gefahr von schlechter Pro-
duktequalität zu mindern. Dies ist Teil der Pilotprojekte zur regulierten 
Abgabe von nichtmedizinischem Cannabis in verschiedenen Schweizer 
Städten, über die im Verlaufe des Jahres immer wieder in den Medien 
berichtet wurde. Darüber hinaus lancierte im Frühling ein privates Kol-
lektiv eine Volksinitiative zur Legalisierung von Cannabis. 

Weiter im Zeichen von Prävention stand die 2024 zur Sozialhilfe betrie-
bene Politik. Eine Motion zur Verlängerung des Armutspräventionspro-
gramms und der Verabschiedung einer nationalen Strategie wurde zuerst 
im Rahmen der ausserordentlichen Session zum Thema «Armut in der 
Schweiz» vom Nationalrat und schliesslich in der Herbstsession vom 
Ständerat angenommen. Abgelehnt wurden indes ein Postulat, welches 
die Einführung effektiver Programme zur Sozial- und Überschuldungs-
prävention zum Inhalt hatte, sowie ein Postulat, das zur Verhinderung von 
gesundheitlichen und sozialen Folgeproblemen den Abschluss von Miet-
verträgen mit Obdachlosen forderte. 

Die diesjährige Agenda der Schweizer Sportpolitik wurde durch die Pla-
nung und Durchführung von Grossanlässen bestimmt. Zum einen fand 
im Herbst die Radweltmeisterschaft in Zürich statt, die durch den Unfall-
tod einer Schweizer Juniorin überschattet wurde. Zum anderen kam 
nach der enttäuschenden Nichtberücksichtigung als Austragungsstätte 
für die Olympischen und Paralympischen Winterspiele 2030 im Vorjahr 
Bewegung in eine neue Kandidatur – dieses Mal für die Winterspiele 
2038. Da die Schweiz in den sogenannten «privilegierten Dialog» mit 

https://anneepolitique.swiss/articles/75776
https://anneepolitique.swiss/articles/75776
https://anneepolitique.swiss/articles/72500
https://anneepolitique.swiss/articles/65157
https://anneepolitique.swiss/articles/65157
https://anneepolitique.swiss/articles/57495
https://anneepolitique.swiss/articles/57495
https://anneepolitique.swiss/articles/75783
https://anneepolitique.swiss/articles/74944
https://anneepolitique.swiss/articles/74944
https://anneepolitique.swiss/articles/74118
https://anneepolitique.swiss/articles/74118
https://anneepolitique.swiss/articles/74119
https://anneepolitique.swiss/articles/74119
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dem IOC aufgenommen wurde, hat sie nun die Möglichkeit, bis Ende 2027 
an ihrem Bewerbungsdossier zu arbeiten. Erfüllt dieses die Anforderun-
gen, entfällt ein Wettbewerb mit anderen Kandidierenden. Angesichts 
der Tatsache, dass die Fussball-Europameisterschaft 2025 der Frauen 
hierzulande ausgerichtet wird, beschäftigte sich die Politik auch mit Ent-
scheidungen bezüglich dieses Events. Im Mittelpunkt des Interesses 
stand insbesondere die vom Bundesrat vorgesehene Unterstützung in 
der Höhe von CHF 4 Mio. Stände- und Nationalrat erhöhten diese Mittel 
auf Initiative der ständerätlichen Kommission Ende Jahr hingegen auf 
CHF 15 Mio. (Mo. 24.3011). 

 

ABBILDUNG 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «GESUNDHEIT, SOZIALHILFE, SPORT»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO MONAT 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Gesundheit, Sozialhilfe, Sport» pro Monat gemessen an allen 
Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Monat. 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Total: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport» an allen Artikeln betrug im 
Dezember 2023 7.3 Prozent. 
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ABBILDUNG 2 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «GESUNDHEIT, SOZIALHILFE, SPORT»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO JAHR 

Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Gesundheit, Sozialhilfe, Sport» pro Jahr (Januar bis November) gemessen an 
allen Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Jahr (Januar bis November). 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Gesundheit» an allen Artikeln betrug im Jahr 2024 5.7 Prozent. 
 
 
TABELLE 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «GESUNDHEIT, SOZIALHILFE, SPORT»: ANZAHL WORTMELDUNGEN UND  
GESPROCHENE WÖRTER IM JAHR 2024 

Rang Nr. Reden Wörter Titel 
1 24.041 889 198760 Voranschlag der Eidgenossenschaft 2025 

2 24.031 543 96232 
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den  
Jahren 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Zollgesetz. Totalrevision 
4 23.082 388 84067 Legislaturplanung 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Armeebotschaft 2024 

6 24.026 166 69214 
Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung  
(SteuergerechtigkeitsInitiative). 

7 22.062 149 62790 KVG. Änderung (Massnahmen zur Kostendämpfung, Paket 2) 
8 24.033 190 60260 Stromversorgungsgesetz (Stromreserve). Änderung  
9 24.027 234 56729 Kulturbotschaft 2025-2028 

10 24.049 222 52638 Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2025-2028 

…         
17 23.049 99 30376 Tabakproduktegesetz (TabPG). Teilrevision 
25 23.061 88 23527 Revision EPDG (Übergangsfinanzierung und Einwilligung) 

42 23.076 47 16690 
Programm zur Förderung der digitalen Transformation im  
Gesundheitswesen (Digisanté). Verpflichtungskredit 

94 23.3293 15 5778 

Motion Roduit Benjamin. Numerus clausus. Schluss mit dem Ausschluss von 
Medizinstudierenden aufgrund anderer  
Kriterien als Kompetenzen und Qualität 

99 23.4450 18 5568 

Motion Revaz Estelle. Bekämpfung der Armut durch die  
Verlängerung des Präventionsprogramms und die  
Verabschiedung einer nationalen Strategie  

143 23.3018 25 3808 
Motion WBK-S. Problematischen Einsatz von Nutri-Score  
unterbinden 

161 19.508 15 3326 

Pa.Iv. Crottaz Brigitte. Änderung der gesetzlichen Grundlagen, sodass Swiss-
medic Dosierungen und Packungen von Arzneimitteln auch dann auf die 
Spezialitätenliste setzen kann, wenn das Gesuch nicht vom Hersteller 
stammt 

191 23.309 10 2788 
Standesinitiative Solothurn. Versorgungssicherheit der Kinder- und Jugend-
psychiatrie 

0,0

5,0

10,0

15,0

20,0

25,0

30,0

35,0

2021 2022 2023 2024

An
te

il 
in

 P
ro

ze
nt

Gesundheit Epidemien Sozialhilfe Sport



105 

 

205 23.3854 16 2549 
Motion Hurni Baptiste. Mangel an Ärztinnen und Ärzten in der Schweiz. Vor-
beugen ist besser als Heilen! 

206 23.407 8 2526 
Pa.Iv. Wettstein Felix. Gesundheitsfolgenabschätzung als  
Bestandteil der Botschaften zur Rechtsetzung 

…         
 

 
Legende: Anzahl Wortmeldungen und gesprochene Wörter im Jahr 2024 zu den entsprechenden Geschäften; geordnet 
nach Anzahl gesprochener Wörter; grau eingefärbt: Geschäfte im Themenbereich «Gesundheit, Sozialhilfe, Sport». 
Rang: Tabelle geordnet nach Anzahl Wörter 2024; Nr: Geschäftsnummer; Reden: Anzahl Wortmeldungen 2024 zum 
Geschäft; Wörter: Anzahl gesprochene Wörter 2024 zum Geschäft; Titel: Deutscher Titel der Vorlage 
Lesebeispiel: 2024 wurden zur Teilrevision des Tabakproduktegesetzes in 99 Reden 30’376 Wörter gesprochen; Rang 17 von 
allen Geschäften in diesem Jahr. 
Quelle:  Datensatz der Parlamentsdienste der Bundesversammlung (2024). 
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JAHRESRÜCKBLICK 2024 
 

Sozialversicherungen 

  

BERICHT 
STAND: 31.12.2024 
NIC TÖNY 
 

Mit sechs Abstimmungen war der Themenbereich der Sozialversicherungen im Jahr 
2024 stark von der direkten Demokratie geprägt und sorgte für viel Gesprächsstoff. 
Dies schlug sich auch in der medialen Berichterstattung nieder, in der die Sozialver-
sicherungen im Vergleich zu den Vorjahren deutlich häufiger thematisiert wurden (vgl. 
Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse).  

Gleich zu Beginn des Jahres konnten die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger über 
zwei Volksinitiativen zur Umstrukturierung der Altersvorsorge entscheiden: über die 
Initiative für eine 13. AHV-Rente des SGB und über die Renteninitiative der Jungfrei-
sinnigen. Erstere verlangte eine zusätzliche 13. AHV-Rente pro Jahr für alle AHV-Be-
zügerinnen und -Bezüger und wurde überraschenderweise mit einem Ja-Stimmenan-
teil von 58.3 Prozent angenommen – ein historisches Ergebnis: Erstmals wurde somit 
eine AHV-Initiative von der Stimmbevölkerung gutgeheissen. Gleich nach Annahme 
begannen die Diskussionen um die Frage der Finanzierung der zusätzlichen Rente, 
welche die Initiative nicht definiert hatte. Der Bundesrat entschied sich in seiner Bot-
schaft für eine Erhöhung der Mehrwertsteuer um 0.7 Prozentpunkte. Der Ständerat 
trat in der Wintersession 2024 einstimmig auf die vorgeschlagene Umsetzung der 13. 
AHV-Rente ein, vertagte aber die Debatte über die Finanzierung auf nächstes Jahr, da 
er für einen Entscheid zusätzliche Informationen benötige. 

Keine Mehrheit fand hingegen die gleichzeitig zur Abstimmung gestandene Renten-
initiative, welche eine schrittweise Erhöhung des Rentenalters für beide Geschlechter 
auf 66 Jahre und danach eine Koppelung an die durchschnittliche Lebenserwartung 
forderte. Sie wurde mit einem Ja-Stimmenanteil von 25.3 Prozent abgelehnt.  
Mit dem Zustandekommen der Volksinitiative der Mitte für «faire AHV-Renten auch 
für Ehepaare» Anfang 2024 befand sich bereits die nächste AHV-Initiative in den 
Startlöchern, über welche die Stimmbevölkerung in absehbarer Zeit voraussichtlich 
entscheiden wird.  

Auch die berufliche Vorsorge stand 2024 ganz im Zeichen der direkten Demokratie: 
Nach dem Erfolg der AHV-Reform an der Urne zwei Jahre zuvor stand im September 
die Referendumsabstimmung über die BVG-Reform an. Mit der Reform sollten der 
Umwandlungssatz gesenkt und im Gegenzug die Sparanstrengungen der Versicherten 
verstärkt werden, wobei 15 Jahrgänge zudem einen Rentenzuschlag erhalten sollten. 
Kurz vor der Abstimmung verkündete das BSV, dass es sich bei den Prognosen für die 
AHV in den letzten fünf Jahren um Milliarden verrechnet habe und die erste Säule 
somit besser dastehe, als bisher angenommen. Dies führte erstens zu einer letztlich 
abgewiesenen Beschwerde beim Bundesgericht mit der Forderung, die Abstimmung 
zur AHV 21 zu wiederholen. Zweitens löste diese Nachricht Spekulationen darüber aus, 
ob die Bekanntgabe des Rechnungsfehlers Auswirkungen auf die Abstimmung über 
die BVG-Reform haben werde. Diese wurde in der Tat mit einem Ja-Stimmenanteil 
von 32.9 Prozent von der Stimmbevölkerung abgelehnt. Infolge dieser Ereignisse stieg 
die Zahl der Artikel zum Thema Altersvorsorge im Spätsommer sichtlich an (vgl. Abbil-
dung 1 der APS-Zeitungsanalyse).  

Drei Vorlagen standen 2024 im Bereich der Krankenversicherung zur Abstimmung be-
reit: Im Juni lehnte die Stimmbevölkerung die Prämien-Entlastungs-Initiative der SP, 
die eine Deckelung der Krankenkassenprämien bei zehn Prozent des Einkommens for-
derte, mit einem Ja-Stimmenanteil von 44.5 Prozent ab. Noch deutlicher wurde am 
gleichen Abstimmungssonntag mit einem Ja-Stimmenanteil von 37.2 Prozent die Kos-
tenbremse-Initiative der Mitte verworfen, welche die OKP-Prämien an die Lohn- und 
Wirtschaftsentwicklung koppeln wollte. Bei beiden Initiativen wird stattdessen ein in-
direkter Gegenvorschlag in Kraft treten.  

https://anneepolitique.swiss/fr/articles/72050
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/72049
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/72049
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75241
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75241
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/68153
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/72046
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75585
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Nachdem das Parlament im Jahr zuvor nach vierzehnjähriger Beratung mit der ein-
heitlichen Finanzierung von ambulanten und stationären Leistungen (EFAS) einen 
Systemwechsel in der Finanzierung der Gesundheitskosten verabschiedet hatte, hiess 
im November auch die Stimmbevölkerung diese weitreichende Änderung mit einem 
Ja-Stimmenanteil von 53.3 Prozent gut.  

Alle drei Abstimmungsvorlagen befassten sich direkt oder indirekt mit dem Prämien-
anstieg. Die Relevanz dieses Themas zeigte sich gemäss Medien zudem im September 
2024, als der Bundesrat einmal mehr einen Anstieg der Krankenkassenprämien – dies-
mal um sechs Prozent – zu vermelden hatte. Dies schlug sich schliesslich auch im par-
lamentarischen Diskurs nieder, wo der Entwurf des zweiten Kostendämpfungspakets 
im Gesundheitswesen den Ständerat als Zweitrat nach einer ausführlichen Debatte 
mit Änderungen passierte und der Nationalrat Ende Jahr mit der Differenzbereinigung 
begann (vgl. Tabelle 1 der APS-Analyse der Wortmeldungen).  

Doch nicht nur die Volksabstimmungen prägten den Themenbereich der Sozialversi-
cherungen 2024, auch das strukturelle Defizit des Bundeshaushalts wirkte sich darauf 
aus. So hatte der Bundesrat im Vorjahr vorgeschlagen, das strukturelle Defizit in den 
Finanzplanjahren 2025–2027 unter anderem durch Kürzungen im Bereich der Wit-
wenrente zu tilgen. Dementsprechend führte er 2024 eine Vernehmlassung zur Teil-
revision des AHVG durch, mit der Neuerung, die Hinterlassenenrente nur noch bis zur 
Vollendung des 25. Lebensjahres des jüngsten Kindes auszurichten – also analog zur 
Witwerrente. Somit reagierte der Bundesrat auf ein Urteil des EGMR aus dem Jahr 
2022, welcher der Schweiz eine Ungleichbehandlung von Witwen und Witwern vorge-
worfen hatte. Kurzfristig sollte zudem eine Verringerung des Bundesbeitrags an die 
ALV um CHF 1.25 Mrd. bis ins Jahr 2029 den Bundeshaushalt entlasten.  

Die ALV gab im Parlament zusätzlich zu reden, als sich beide Räte intensiv mit der 
Frage befassten, ob Unternehmerinnen und Unternehmer besser gegen Arbeitslo-
sigkeit versichert werden sollen – ein Überbleibsel aus der Corona-Zeit, als die 
schlechtere Absicherung der Unternehmerinnen und Unternehmer im Vergleich zu 
den Arbeitnehmenden deutlich geworden war. Anfang Jahr gelangte ein ausgearbei-
teter Vorentwurf zur Umsetzung einer parlamentarischen Initiative mit diesem Anlie-
gen in die Vernehmlassung, wo die Meinungen der Vernehmlassungsteilnehmenden 
geteilt waren. Nachdem der Ständerat die Vorlage an die Kommission zurückgewiesen 
hat, ist in dieser Frage noch kein Entscheid in Sicht. Völlig unbestritten war hingegen 
eine Teilrevision des AVIG, die auf die Erhöhung der Rechtsklarheit abzielte und beide 
Räte einstimmig passierte. 

 

  

https://anneepolitique.swiss/fr/articles/73126
https://anneepolitique.swiss/fr/dossiers/139
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/61493
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ABBILDUNG 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «SOZIALVERSICHERUNGEN»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO MONAT 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Sozialversicherungen» pro Monat gemessen an allen Zeitungsberichten zur 
nationalen Politik im Monat. 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Total: Sozialversicherungen» an allen Artikeln betrug im Dezember 
2023 2.9 Prozent. 
 
 
ABBILDUNG 2 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «SOZIALVERSICHERUNGEN»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO JAHR 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Sozialversicherungen» pro Jahr (Januar bis November) gemessen an allen 
Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Jahr (Januar bis November). 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Altersvorsorge» an allen Artikeln betrug im Jahr 2024 6.5 Prozent. 
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TABELLE 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «SOZIALVERSICHERUNGEN»: ANZAHL WORTMELDUNGEN UND  
GESPROCHENE WÖRTER IM JAHR 2024 

Rang Nr. Reden Wörter Titel 
1 24.041 889 198760 Voranschlag der Eidgenossenschaft 2025 

2 24.031 543 96232 
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den  
Jahren 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Zollgesetz. Totalrevision 
4 23.082 388 84067 Legislaturplanung 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Armeebotschaft 2024 

6 24.026 166 69214 
Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung  
(SteuergerechtigkeitsInitiative). 

7 22.062 149 62790 KVG. Änderung (Massnahmen zur Kostendämpfung, Paket 2) 
8 24.033 190 60260 Stromversorgungsgesetz (Stromreserve). Änderung  
9 24.027 234 56729 Kulturbotschaft 2025-2028 

10 24.049 222 52638 Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2025-2028 

…         

33 24.070 67 20671 
Bundesgesetz über die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV  
(Leistungen für Hilfe und Betreuung zuhause). Änderung 

36 20.406 55 19592 

Pa.Iv. Silberschmidt Andri. Unternehmerinnen und Unternehmer, 
welche Beiträge an die Arbeitslosenversicherung  
bezahlen, sollen auch gegen Arbeitslosigkeit versichert sein 

58 23.048 44 10284 
Bundesgesetz über die Krankenversicherung. Änderung  
(Datenaustausch, Risikoausgleich) 

82 24.037 13 7278 KVG (Tarife der Analysenliste). Änderung 

83 19.456 28 7087 

Pa.Iv. Schneeberger Daniela. Leistungen zur Prävention sind im heu-
tigen Umfeld eine wichtige Aufgabe von Wohlfahrtsfonds mit Ermes-
sensleistungen 

112 23.319 9 4574 
Standesinitiative Genf. Für eine öffentliche Einheitskrankenkasse im 
Kanton Genf  

120 23.4088 8 4360 Motion Hegglin Peter. Lockerung des Vertragszwangs im KVG 

133 23.4327 27 3990 
Motion SGK-N. Rückerstattungspflicht der Erben gemäss  
Artikel 16a ELG korrigieren 

147 23.4041 12 3657 

Motion Kuprecht Alex. Sozialversicherung. Umfassende und einheit-
liche Rechtsgrundlage für das elektronische Verfahren schaffen 
(eATSG) 

160 23.466 12 3361 
Pa.Iv. Michaud Gigon Sophie. Die Krankenkassenprämien sind drin-
gend einzufrieren 

…         
 

Legende: Anzahl Wortmeldungen und gesprochene Wörter im Jahr 2024 zu den entsprechenden Geschäften; geordnet 
nach Anzahl gesprochener Wörter; grau eingefärbt: Geschäfte im Themenbereich «Sozialversicherungen». 
Rang: Tabelle geordnet nach Anzahl Wörter 2024; Nr: Geschäftsnummer; Reden: Anzahl Wortmeldungen 2024 zum 
Geschäft; Wörter: Anzahl gesprochene Wörter 2024 zum Geschäft; Titel: Deutscher Titel der Vorlage 
Lesebeispiel: 2024 wurden zum zweiten Kostendämpfungspaket im Gesundheitswesen in 149 Wortmeldungen 62'790 
Wörter gesprochen; Rang 7 von allen Geschäften in diesem Jahr. 
Quelle:  Datensatz der Parlamentsdienste der Bundesversammlung (2024). 
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JAHRESRÜCKBLICK 2024 
 

Soziale Gruppen 

  

BERICHT 
STAND: 31.12.2024 
MARLÈNE GERBER 

Wie bereits 2022 und 2023 trieben im Themenbereich «Soziale Gruppen» auch im 
Jahr 2024 Diskussionen im Asylbereich Politik und Medien um (vgl. Abbildung 2 der 
APS-Zeitungsanalyse). Im Unterschied zu den beiden vorangegangenen Jahren sties-
sen politische Vorstösse zur Verschärfung der Bestimmungen im Parlament indes ver-
mehrt auf Unterstützung. Das Parlament beschloss bei der Beratung des Voranschlags 
2025 zudem Kürzungen beim Betrieb der Bundesasylzentren sowie bei der Sozialhilfe 
für Asylsuchende. Begründet wurde dies mit den nach wie vor zwar hohen, aber im 
Vergleich zu 2023 rückläufigen Asylgesuchszahlen. Der Bundesrat erleichterte im Be-
richtsjahr durch eine Verordnungsänderung den Zugang zur beruflichen Ausbildung 
für abgewiesene Asylsuchende und Sans-Papiers und verordnete Massnahmen zur 
Stärkung der Arbeitsmarktintegration von Personen mit Schutzstatus S, womit auch 
auf diesem Weg eine Senkung der Ausgaben für die Sozialhilfe bezweckt wurde. Die 
Verbesserung der Erwerbsintegration im Asylbereich wurde auch vom Expertisebe-
richt zur Entlastung des Bundeshaushalts empfohlen. National- und Ständerat disku-
tierten im Berichtsjahr ausführlich über eine Änderung des Asylgesetzes betreffend 
Sicherheit und Betrieb der Zentren des Bundes, die als Reaktion auf die 2020 und 
2021 medial begleiteten Gewaltvorfälle in Bundesasylzentren geschaffen worden war 
(vgl. Tabelle 1 der APS-Analyse der Wortmeldungen). Die Differenzbereinigung zum Ge-
schäft wird 2025 in Angriff genommen. Schliesslich lancierte die SVP im Mai 2024 die 
Grenzschutzinitiative, die unter anderem die Einführung eines Kontingents für bewil-
ligte Asylgesuche verlangt.  

2024 kam mit der Volksinitiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!» eine andere Initiative 
aus der Feder der SVP zustande, die den Bevölkerungszuwachs mittels Steuerung der 
Migration stärker kontrollieren will; insbesondere mit Massnahmen im Bereich Asyl 
und Familiennachzug. Eine Erleichterung des Familiennachzugs durch eine Beseiti-
gung der Inländerinnen- und Inländerdiskriminierung bezweckt im Gegenteil dazu ein 
Kommissionsentwurf in Umsetzung einer parlamentarischen Initiative, dem jedoch 
ein Entscheid auf Nichteintreten droht. Die Schlussabstimmungen passierte indes ein 
in Auftrag einer anderen parlamentarischen Initiative ausgearbeiteter Entwurf im Be-
reich der Migration, der durch entsprechende ausländerrechtliche Bestimmungen 
Drittstaatenangehörige besser vor häuslicher Gewalt schützen will.  

Eine Verstärkung des Schutzes vor Gewalt wurde auch für andere Personengruppen 
angestrebt: In der Frühjahrssession überwies der Ständerat eine Motion an den Bun-
desrat, die ein Impulsprogramm zur Prävention von Gewalt im Alter mit Fokus auf Be-
treuung fordert. Darüber hinaus will der Bundesrat in Erfüllung einer Motion auch Kin-
der und Jugendliche besser vor Gewalt schützen. Im September 2024 präsentierte er 
dazu seine Botschaft zur Verankerung des Rechts auf gewaltfreie Erziehung im Zivil-
gesetzbuch. Zudem überwies der Nationalrat 2024 zwei Postulate, die Berichte über 
sexuellen Missbrauch von Minderjährigen in der Familie und in Institutionen für Kinder 
und Jugendliche ausserhalb der Kirche verlangt. Schliesslich sollen Aufrufe zu Hass 
und Gewalt aufgrund des Geschlechts künftig unter Strafe gestellt werden. Nach dem 
Nationalrat gab auch der Ständerat sechs gleichlautenden parlamentarischen Initiati-
ven mit dieser Forderung Folge.  

Gewaltvorfälle wurden im Zusammenhang mit der LGBTQIA+-Gemeinschaft themati-
siert. Im Mai berichteten die Medien über eine starke Zunahme von Hassdelikten ge-
genüber Angehörigen dieser Personengruppe. Für überdurchschnittliche Medienauf-
merksamkeit für LGBTQIA+-Personen sorgte im Mai indes Nemo mit dem Sieg am Eu-
rovision Song Contest und die daraufhin formulierte politische Forderung zur Einfüh-
rung einer dritten Geschlechtskategorie im Personenstandsregister (vgl. Abbildung 1 
der APS-Zeitungsanalyse).  

https://anneepolitique.swiss/fr/articles/70532
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/73068
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75617
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75617
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75701
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75701
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/73066
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/73066
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75385
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75099
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75099
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75565
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75565
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/68386
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75539
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/73327
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/68442
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/68442
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75389
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/73021
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/73021
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/67955
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75345
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75069
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75070
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75070
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/69762
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/69762
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75871
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75576
https://anneepolitique.swiss/fr/articles/75576
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Im Bereich der Familienpolitik verabschiedete das Parlament ohne viel Aufhebens 
aber entgegen dem Willen des Bundesrats eine Änderung des Familienzulagengeset-
zes zur Einführung des vollen Lastenausgleichs in den Kantonen. Deutlich stärker be-
schäftigte sich die Politik innerhalb und ausserhalb des Parlaments hingegen mit der 
Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der ausserfamiliären Kinderbetreuung 
(vgl. Tabelle 1 der APS-Analyse der Wortmeldungen). Nachdem sich der Bundesrat auf-
grund der angespannte Lage der Bundesfinanzen und mit Verweis auf die Zuständig-
keit der Kantone bereits im Vorjahr gegen eine Kostenbeteiligung des Bundes an den 
Betreuungskosten von Eltern gestellt hatte, gab die ständerätliche Kommission im 
März ein Alternativmodell in die Vernehmlassung. Besagtes Modell, das insbesondere 
die Arbeitgebenden in die Finanzierungspflicht nehmen will, stiess in der Winterses-
sion im Ständerat trotz gemischten Vernehmlassungsergebnissen auf deutliche Zu-
stimmung. Anders als der Nationalrat beschloss die Kantonskammer bei der Beratung 
des Geschäfts zudem, den Bund ebenfalls von der finanziellen Beteiligung an der Wei-
terentwicklung des ausserfamiliären Betreuungsangebots zu befreien. Diese Vorlage 
wollte der Ständerat überdies zum indirekten Gegenvorschlag zur im Vorjahr einge-
reichten Kita-Initiative machen. Zur Förderung der Gleichstellung in der Arbeitswelt 
befasste sich der Nationalrat im Berichtsjahr ausführlich mit einer Vorlage zur Ein-
führung der Individualbesteuerung.  

Wie bereits im Vorjahr erhielten Forderungen von Menschen mit Behinderungen 
auch im Berichtsjahr viel Beachtung. Dazu trug insbesondere die Inklusions-Initiative 
bei, welche die rechtliche und tatsächliche Gleichstellung von Menschen mit und 
ohne Behinderungen in allen Lebensbereichen fordert und die im September einge-
reicht wurde. Ende Jahr gab der Bundesrat bekannt, einen indirekten Gegenvorschlag 
zur Initiative ausarbeiten zu wollen. Der Nationalrat überwies im Berichtsjahr zudem 
ein Kommissionspostulat, das vom Bundesrat die Überprüfung von möglichen Mass-
nahmen zur Verbesserung der politischen Teilhabe von Menschen mit Behinderungen 
verlangt, womit das Parlament eine aus der Behindertensession 2023 resultierte For-
derung aufnahm. Zehn Jahre nach Inkrafttreten der UNO-Behindertenrechtskonven-
tion überwies der Nationalrat im Mai ferner ein Postulat, das eine Aufdeckung von 
Widersprüchen zwischen den geltenden Schweizer Rechtsgrundlagen und der besag-
ten Konvention fordert. Denn solche gibt es gemäss den Interessenorganisationen für 
Menschen mit Behinderungen noch einige, die sich auch nicht mit der Ende 2023 in 
die Vernehmlassung geschickten Teilrevision des Behindertengleichstellungsgesetzes 
auflösen liessen. 

ABBILDUNG 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «SOZIALE GRUPPEN»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO MONAT 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Soziale Gruppen» pro Monat gemessen an allen Zeitungsberichten zur 
nationalen Politik im Monat. 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Total Soziale Gruppen» an allen Artikeln betrug im Dezember 2023  
5.4 Prozent. 
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ABBILDUNG 2 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «SOZIALE GRUPPEN»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO JAHR 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Soziale Gruppen» pro Jahr (Januar bis November) gemessen an allen 
Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Jahr (Januar bis November). 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Gleichstellung» an allen Artikeln betrug im Jahr 2024 1.1 Prozent.  
 
 
TABELLE 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «SOZIALE GRUPPEN»: ANZAHL WORTMELDUNGEN UND GESPROCHENE WÖRTER IM 

JAHR 2024 

Rang Nr. Reden Wörter Titel 
1 24.041 889 198760 Voranschlag der Eidgenossenschaft 2025 

2 24.031 543 96232 
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den  
Jahren 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Zollgesetz. Totalrevision 
4 23.082 388 84067 Legislaturplanung 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Armeebotschaft 2024 

6 24.026 166 69214 
Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung  
(SteuergerechtigkeitsInitiative). 

7 22.062 149 62790 KVG. Änderung (Massnahmen zur Kostendämpfung, Paket 2) 
8 24.033 190 60260 Stromversorgungsgesetz (Stromreserve). Änderung  
9 24.027 234 56729 Kulturbotschaft 2025-2028 

10 24.049 222 52638 Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2025-2028 

…         

14 21.403 155 37330 
Pa.Iv. WBK-N. Überführung der Anstossfinanzierung in eine zeitge-
mässe Lösung 

16 24.038 153 32661 
Asylgesetz (Sicherheit und Betrieb in den Zentren des Bundes). Än-
derung 

35 21.504 69 20050 
Pa.Iv. SPK-N. Bei häuslicher Gewalt die Härtefallpraxis nach  
Artikel 50 AIG garantieren 

50 19.464 43 13242 
Pa.Iv. Barrile Angelo. Beseitigung und Verhinderung von Inländerin-
nen- und Inländerdiskriminierung beim Familiennachzug 

68 23.478 55 9371 
Pa.Iv. WBK-S. Verlängerung der Bundesbeiträge an die familiener-
gänzende Kinderbetreuung bis Ende des Jahres 2026 

80 24.3057 16 7797 
Motion Fraktion der SVP. Kein Familiennachzug für vorläufig Aufge-
nommene 

86 23.4440 24 6452 

Motion Gössi Petra. Rückführung von Eritreern, deren Asyl- 
antrag abgelehnt wurde. Abschluss eines Transitabkommens mit ei-
nem Drittstaat 

90 23.4247 14 6035 
Motion Bauer Philippe. Die Anpassung der Praxis bei Asyl- 
anträgen afghanischer Bürgerinnen korrigieren 

101 23.4241 41 5357 
Motion Rutz Gregor. Korrektur der Praxisänderung in Bezug auf Asyl-
gesuche von Afghaninnen 
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107 21.3715 14 4928 
Motion Glanzmann-Hunkeler Ida. Impulsprogramm zur  
Prävention von Gewalt im Alter mit Fokus auf Betreuung 

…         
 

Legende: Anzahl Wortmeldungen und gesprochene Wörter im Jahr 2024 zu den entsprechenden Geschäften; geordnet 
nach Anzahl gesprochener Wörter; grau eingefärbt: Geschäfte im Themenbereich «Soziale Gruppen». 
Rang: Tabelle geordnet nach Anzahl Wörter 2024; Nr: Geschäftsnummer; Reden: Anzahl Wortmeldungen 2024 zum 
Geschäft; Wörter: Anzahl gesprochene Wörter 2024 zum Geschäft; Titel: Deutscher Titel der Vorlage 
Lesebeispiel: 2024 wurden zur Finanzierung der ausserfamiliären Kinderbetreuung in 155 Wortmeldungen 37'330 Wörter 
gesprochen; Rang 14 von allen Geschäften in diesem Jahr. 
Quelle:  Datensatz der Parlamentsdienste der Bundesversammlung (2024). 
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JAHRESRÜCKBLICK 2024  
 

Bildung und Forschung 

  

BERICHT 
STAND: 31.12.2024 
BERNADETTE FLÜCKIGER 

Die Botschaft für Bildung, Forschung und Innovation für die Jahre 
2025–2028 bildete 2024 das Kernstück des Themenbereichs «Bildung 
und Forschung» und wurde im Parlament im Berichtsjahr am zweitaus-
führlichsten aller Geschäfte diskutiert (vgl. Tabelle 1 der APS-Analyse der 
Wortmeldungen). Mit dieser Vorlage stellten Bundesrat und Parlament 
für die kommenden vier Jahre rund CHF 29 Mrd. für Bildung und For-
schung bereit. Das Gros der Rednerinnen und Redner in den Räten wies 
auf die grosse Relevanz von Bildung und Forschung als einzige namhafte 
Ressource für die Schweiz hin, dennoch waren die insgesamt zwölf Kre-
ditbeschlüsse sowie vier Gesetzesänderungen nicht unumstritten. Wäh-
rend sich der Nationalrat mehrheitlich dafür aussprach, die Kredite um 
insgesamt rund CHF 152 Mio. zu erhöhen, pochte der Ständerat aufgrund 
der angespannten Bundesfinanzen darauf, dem Bundesrat zu folgen. Auf 
Initiative des Nationalrates wurde schliesslich insbesondere für den ETH-
Bereich etwas mehr Geld gesprochen, als der Bundesrat vorgeschlagen 
hatte. Der einzige grössere Punkt inhaltlicher Art, der zu reden gab, wa-
ren die Studiengebühren für ausländische Studierende an den ETH. Diese 
sollen neu mindestens dreimal so hoch ausfallen wie die Gebühren für 
Schweizerinnen und Schweizer oder für ausländische Studierende mit 
Wohnsitz in der Schweiz. 

Uneinig waren sich die Räte auch in Bezug auf das Movetiagesetz. Mit 
dieser Vorlage soll Movetia, die Schweizer Agentur für Austausch und Mo-
bilität, in eine öffentlich-rechtliche Anstalt des Bundes überführt wer-
den. Hauptstreitpunkt war die Rolle der Kantone in der neuen Struktur 
respektive die Frage, ob die Kantone mit Annahme der Vorlage nach wie 
vor genug Einfluss auf die strategische Steuerung von Movetia nehmen 
könnten. Während der Ständerat dies verneinte und gar nicht erst auf 
das Geschäft eintrat, war die Mehrheit des Nationalrats anderer Ansicht 
und nahm die Vorlage in der Gesamtabstimmung deutlich an. 

Differenzen gab es auch bei Copernicus, dem Erdbeobachtungspro-
gramm der EU, allerdings nicht innerhalb der Räte, die mit der Überwei-
sung einer Motion den Schweizer Beitritt zu diesem Programm gefordert 
hatten, sondern vielmehr zwischen dem Bundesrat und dem Parlament: 
Der Bundesrat verkündete im Mai 2024, dass er Copernicus aufgrund der 
angespannten Finanzlage vorerst nicht beitreten wolle. 

Die Schweizer Politik befasste sich wie bereits im Vorjahr auch im Jahr 
2024 mit der höheren Berufsbildung. Der Bundesrat eröffnete im Juni 
2024 die Vernehmlassung über das Massnahmenpaket zur Stärkung der 
höheren Berufsbildung. Dieses umfasste insbesondere die Titelzusätze 
«Professional Bachelor» respektive «Professional Master» für Absolven-
tinnen und Absolventen der HBB sowie die Präzisierung des Bezeich-
nungsrechts «Höhere Fachschule». Eine Verbesserung gegen den Perso-
nalmangel von Lehrkräften versuchte eine St. Galler Standesinitiative zu 
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erzielen: Sie forderte, dass der Zugang zur Ausbildung als Primarlehr-
kraft an der Pädagogischen Hochschule für Berufsmaturandinnen und 
-maturanden erleichtert wird. Der Ständerat gab der Initiative in der 
Sommersession 2024 Folge. 

Ausserhalb des Bundeshauses gaben in diesem Themenbereich auch die 
Pro-Palästina-Proteste von Studierenden zu reden, im Zuge derer ei-
nige Universitäten mehrere Tage lang besetzt wurden. Die Medien be-
richteten insbesondere über die Forderungen der Protestierenden – al-
len voran den akademischen Boykott Israels – und interessierten sich für 
die unterschiedlichen Reaktionen der Hochschulen auf die Proteste. 
Während einige Universitätsleitungen das Gespräch suchten und den 
Protest einige Tage duldeten, räumten andere Hochschulen die Beset-
zungen jeweils nach wenigen Stunden. Diese Proteste sorgten im Mai für 
einen veritablen Peak in der Medienberichterstattung zu diesem Politik-
bereich (vgl. Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse). 

Schliesslich sorgte ein im Juni 2024 veröffentlichtes Papier der FDP.Li-
beralen insbesondere aufgrund der Forderung, auf die integrative Be-
schulung zu verzichten und zu Sonderklassen zurückzukehren, für me-
diales Aufsehen. 

  

ABBILDUNG 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «BILDUNG UND FORSCHUNG»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO MONAT 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Bildung und Forschung» pro Monat gemessen an allen Zeitungsberichten zur 
nationalen Politik im Monat. 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Total: Bildung und Forschung» an allen Artikeln betrug im Dezember 
2023 2.4 Prozent. 
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ABBILDUNG 2 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «BILDUNG UND FORSCHUNG»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO JAHR 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Bildung und Forschung» pro Jahr (Januar bis November) gemessen an allen 
Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Jahr (Januar bis November). 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Kinder- und Jugendfragen» an allen Artikeln betrug im Jahr 2024  
0.4 Prozent. 
 
 
TABELLE 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «BILDUNG UND FORSCHUNG»: ANZAHL WORTMELDUNGEN UND GESPROCHENE 

WÖRTER IM JAHR 2024 

Rang Nr. Reden Wörter Titel 
1 24.041 889 198760 Voranschlag der Eidgenossenschaft 2025 

2 24.031 543 96232 
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den  
Jahren 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Zollgesetz. Totalrevision 
4 23.082 388 84067 Legislaturplanung 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Armeebotschaft 2024 

6 24.026 166 69214 
Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung  
(SteuergerechtigkeitsInitiative). 

7 22.062 149 62790 KVG. Änderung (Massnahmen zur Kostendämpfung, Paket 2) 
8 24.033 190 60260 Stromversorgungsgesetz (Stromreserve). Änderung  
9 24.027 234 56729 Kulturbotschaft 2025-2028 

10 24.049 222 52638 Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2025-2028 

…         

49 24.028 45 13476 

Forschungsförderinstrument Sweeter (Swiss Research for the Energy 
Transition and Emissions Reduction) für die Jahre 2025-2036. Ver-
pflichtungskredit 

73 23.072 20 8793 Movetiagesetz 

119 23.304 8 4392 

Standesinitiative St. Gallen. Mit der Berufsmatura prüfungsfrei an die 
pädagogischen Hochschulen. Eine Antwort auf den Lehrpersonen-
mangel 

201 23.3295 7 2616 Motion Grossen Jürg. Titeläquivalenz für die höhere Berufs- bildung 

362 23.4347 5 1362 
Motion WBK-S. Gleichwertigkeit öffentlicher und privater  
Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung 

387 24.3100 5 1288 

Motion Kamerzin Sidney. Gymnasiale Maturität. Den Schülerinnen 
und Schülern mit einer DYS-Störung die Nutzung von Computern er-
lauben 

405 22.4202 3 1227 
Postulat Nantermod Philippe. Wie kann die Attraktivität der Schwei-
zer Berufsbildung sichergestellt werden? 
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446 24.3219 3 1127 

Postulat Porchet Léonore. Nationale Daten zum Verständnis von 
Mobbing in der Schule und zum besseren Schutz der  
Kinder 

463 23.4102 9 1074 Motion Nicolet Jacques. Berufsbildung. Stärkung der Berufsberatung 

519 23.4156 6 976 
Motion Wasserfallen Flavia. Bildungsinhalte zu Pflege von  
Kindern und Jugendlichen sicherstellen 

…         
 

Legende: Anzahl Wortmeldungen und gesprochene Wörter im Jahr 2024 zu den entsprechenden Geschäften; geordnet 
nach Anzahl gesprochener Wörter; grau eingefärbt: Geschäfte im Themenbereich «Bildung und Forschung». 
Rang: Tabelle geordnet nach Anzahl Wörter 2024; Nr: Geschäftsnummer; Reden: Anzahl Wortmeldungen 2024 zum 
Geschäft; Wörter: Anzahl gesprochene Wörter 2024 zum Geschäft; Titel: Deutscher Titel der Vorlage 
Lesebeispiel: 2024 wurden zur BFI-Botschaft 2025–2028 in 543 Wortmeldungen 96’232 Wörter gesprochen; Rang 2 von 
allen Geschäften in diesem Jahr. 
Quelle:  Datensatz der Parlamentsdienste der Bundesversammlung (2024). 
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JAHRESRÜCKBLICK 2024  
 

Kultur, Sprache und Kirchen 

  

BERICHT 
STAND: 31.12.2024 
SARAH KUHN 

Nebst der medialen Diskussion darüber, dass Basel-Stadt 2025 den Eu-
rovision Song Contest ausrichten wird, stand 2024 in der Kulturpolitik 
die Kulturbotschaft für die Periode 2025–2028 im Vordergrund. Das Par-
lament und die Medien diskutierten dabei intensiv über die nachträglich 
eingebrachten Kürzungen im Zuge der Haushaltsbereinigung des Bundes. 
Das Parlament verabschiedete die Kulturbotschaft zudem ohne Ände-
rungen am Natur- und Heimatschutzgesetz: Sowohl der National- als 
auch der Ständerat traten nicht auf die Revision des NHG ein, mit der der 
Bundesrat die hohe Baukultur gesetzlich verankern wollte. In der Winter-
session 2024 lehnte der Nationalrat zudem das bis anhin sistierte Bun-
desgesetz über die Schweizerische Nationalbibliothek ab – ein weiterer 
Entwurf der Kulturbotschaft. Der Ständerat wird sich deswegen noch-
mals mit der Frage beschäftigen, inwiefern Kulturschaffende für die di-
gitale Hinterlegung ihrer Werke entschädigt werden sollen. Ebenfalls of-
fen blieb das Bundesgesetz zum internationalen Kulturgütertransfer, 
welches derzeitig noch in der WBK-SR beraten wird. Dort stellt sich die 
Frage, wie die neu eingeführte Kommission für historisch belastetes Kul-
turerbe ausgestaltet werden soll. 

Wie Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse zeigt, standen Kirchen und re-
ligionspolitische Themen insbesondere zu Beginn des Jahres im Fokus 
der medialen Aufmerksamkeit. Als Reaktion auf den 2023 erschienenen 
Bericht über sexuellen Missbrauch in der katholischen Kirche der 
Schweiz hiess das Parlament 2024 verschiedene Vorstösse rund um die-
ses Thema gut. So verabschiedete der Nationalrat zwei Postulate, welche 
eine genauere Untersuchung von Missbrauch im Kontext von Institutio-
nen für Jugendliche und Kinder forderten und Auskunft darüber verlang-
ten, wie Organisationen für Jugendliche mit internen Fällen von sexuel-
lem Missbrauch umgehen. Um sexuellen Missbrauch von Kindern und Ju-
gendlichen zu verhindern, hiess der Nationalrat zudem sechs gleichlau-
tende Motionen gut, welche die Einführung einer gesetzliche Grundlage 
für ein Schutzkonzept zur Prävention von Missbrauch forderten. Die Me-
dien diskutierten in diesem Kontext etwa, dass es die katholische Kirche 
nicht geschafft habe, versprochene Veränderungen einzuleiten, und dass 
sich das evangelisch-reformierte Kirchenparlament der Schweiz gegen 
einen eigenen Bericht über Missbrauch aussprach. 

Auch andere Themen in Zusammenhang mit Kirchen und Religion be-
schäftigten 2024 die Medien und das Parlament, so insbesondere der im 
Antisemitismusbericht 2023 festgestellte starke Anstieg an antisemiti-
schen Vorfällen in der Schweiz, den der SIG auf den eskalierten Nahost-
konflikt zurückführte. Als Reaktion darauf hiess das Parlament eine Mo-
tion gut, mit der eine Strategie und ein Aktionsplan gegen Antisemitismus 
und Rassismus verlangt wurden, und beschloss ein Verbot von national-
sozialistischen Symbolen in der Öffentlichkeit. Positiv äusserte sich der 
SIG über den Entscheid des Bundesrates, einen Gedenkort für die Opfer 
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des Nationalsozialismus zu schaffen. Schliesslich vermeldeten die Me-
dien Anfang 2024 basierend auf aktualisierten Daten des BFS, dass die 
Konfessionslosen 2022 erstmals die stärkste Bevölkerungsgruppe in der 
Schweiz darstellten. 

Die Sprachpolitik fokussierte sich dieses Jahr insbesondere auf die För-
derung der Mehrsprachigkeit. So hiessen die beiden Räte eine Motion 
gut, mit der neu Zusammenfassungen von Berichten der Bundesverwal-
tung in allen drei Amtssprachen erstellt werden sollen. Ebenfalls ange-
nommen wurde eine Motion mit der Forderung, dass der Sprachaus-
tausch innerhalb der Schweiz gefördert wird. 

  

ABBILDUNG 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «KULTUR, SPRACHE UND KIRCHEN»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO MONAT 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Kultur, Sprache, Religion» pro Monat gemessen an allen Zeitungsberichten 
zur nationalen Politik im Monat. 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Total: Kultur, Sprache, Kirchen» an allen Artikeln betrug im 
Dezember 2023 2.5 Prozent. 
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ABBILDUNG 2 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «KULTUR, SPRACHE UND KIRCHEN»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO JAHR 

Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Kultur, Sprache, Religion» pro Jahr (Januar bis November) gemessen an allen 
Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Jahr (Januar bis November). 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Kulturpolitik» an allen Artikeln betrug im Jahr 2024 1.6 Prozent. 
 
 
TABELLE 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «KULTUR, SPRACHE, KIRCHEN»: ANZAHL WORTMELDUNGEN UND GESPROCHENE 

WÖRTER IM JAHR 2024 

Rang Nr. Reden Wörter Titel 
1 24.041 889 198760 Voranschlag der Eidgenossenschaft 2025 

2 24.031 543 96232 
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den  
Jahren 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Zollgesetz. Totalrevision 
4 23.082 388 84067 Legislaturplanung 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Armeebotschaft 2024 

6 24.026 166 69214 
Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung  
(SteuergerechtigkeitsInitiative). 

7 22.062 149 62790 KVG. Änderung (Massnahmen zur Kostendämpfung, Paket 2) 
8 24.033 190 60260 Stromversorgungsgesetz (Stromreserve). Änderung  
9 24.027 234 56729 Kulturbotschaft 2025-2028 

10 24.049 222 52638 Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2025-2028 

…         

93 23.4335 24 5933 
Motion SPK-N. Für eine Strategie und einen Aktionsplan gegen Ras-
sismus und Antisemitismus 

114 23.4191 20 4554 

Motion Funiciello Tamara. Schutzkonzepte zur Prävention von Miss-
brauch bei Organisationen, die mit Kindern und Jugendlichen arbei-
ten 

344 23.4294 6 1439 
Postulat Fischer Roland. Das Verhältnis von Kirche und Staat auf eine 
klare und transparente Grundlage stellen 

359 24.3473 5 1370 

Postulat SiK-N. Einführung von Bedingungen für die ausländische Fi-
nanzierung von Gebetshäusern und Bildungseinrichtungen in der 
Schweiz 

368 24.3955 6 1353 
Motion Sommaruga Carlo. Französische Sprache beibehalten und so 
Bürokratie und unnötige Kosten vermeiden 

707 23.3592 5 724 
Motion Farinelli Alex. Alle Berichte sollen zumindest eine  
Zusammenfassung in den drei Amtssprachen enthalten 

713 22.3530 5 717 
Motion Reimann Lukas. Vier Sprachen, viel Potenzial. Nationalen 
Sprachaustausch fördern 

780 22.3454 4 621 
Motion Müller-Altermatt Stefan. Das Bundesamt für Kultur soll kultu-
relle Dachorganisationen unterstützen können 

985 22.3739 2 37 
Motion Müller-Altermatt Stefan. Strukturen der Schweizer Musikwirt-
schaft stärken 
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1003 23.3630 1 31 
Motion Python Valentine. Förderung der Gleichstellung der Ge-
schlechter im Schweizer Kulturbereich 

…         
 

Legende: Anzahl Wortmeldungen und gesprochene Wörter im Jahr 2024 zu den entsprechenden Geschäften; geordnet 
nach Anzahl gesprochener Wörter; grau eingefärbt: Geschäfte im Themenbereich «Kultur, Sprache, Kirchen». 
Rang: Tabelle geordnet nach Anzahl Wörter 2024; Nr: Geschäftsnummer; Reden: Anzahl Wortmeldungen 2024 zum 
Geschäft; Wörter: Anzahl gesprochene Wörter 2024 zum Geschäft; Titel: Deutscher Titel der Vorlage 
Lesebeispiel: 2024 wurden zur Kulturbotschaft 2025–2028 in 234 Wortmeldungen 56’729 Wörter gesprochen; Rang 9 von 
allen Geschäften in diesem Jahr. 
Quelle:  Datensatz der Parlamentsdienste der Bundesversammlung (2024). 
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RETROSPECTIVE ANNUELLE 2024 
 

Médias 

  

RAPPORT 
ETAT AU 31.12.2024 
CHLOE MAGNIN 

En 2024, l'acteur principal de la politique des médias en Suisse est sans 
aucun doute la SSR. Ceci a notamment été noté par l'analyse des jour-
naux d'APS, pour laquelle la thématique de la radio et de la télévision 
marque le plus grand pourcentage d'articles politiques répertoriés: 1.7 
pour cent sur les 2.8 pour cent d'articles codés pour l'ensemble de la 
thématique des médias (Figure 2). L'entreprise médiatique financée par 
la Confédération a surtout fait parler d'elle par le biais de l'initiative po-
pulaire «200 francs ça suffit» qui ébranle déjà le service public. La po-
pulation votera sur l'initiative populaire de l'UDC qui veut faire passer la 
redevance radio-télévision de CHF 335 à CHF 200. Dans ce contexte, 
l'institut de recherche Fög a analysé statistiquement un des arguments 
liés à cette initiative populaire dans son annuaire sur la qualité des mé-
dias, plaçant la SSR sous le feu des projecteurs. Le Conseil fédéral a dé-
cidé de contre-attaquer en abaissant progressivement la redevance pour 
atteindre les CHF 300 dès 2029. En 2024, la SSR a prévenu la tempête en 
nommant une nouvelle directrice générale. Ce changement anticipé doit 
permettre une supervision de l'entièreté de la campagne, sans que la fin 
d'un mandat coupe la campagne en deux. En outre, la SSR a annoncé des 
mesures d'économies. D'ici 2029, 1'000 postes seraient supprimés, éco-
nomisant près de CHF 270 millions.  

En 2024, la thématique des médias a aussi marqué l'esprit des parlemen-
taires. Les chambres fédérales ont notamment discuté de plusieurs ob-
jets visant à contrer les difficultés que la presse rencontre. L'aide à la 
presse a été une thématique importante sous la coupole fédérale. Une 
initiative parlementaire adoptée au Conseil national, a été l'objet le plus 
débattu, avec le plus de prises de paroles dans le chapitre des médias 
(voir tableau 1 de l'analyse APS des interventions). Cette initiative vise à 
augmenter l'aide indirecte à la presse pour aider la presse locale et ré-
gionale. Quelques modifications ont été apportées au projet original par 
le Conseil national et les Conseil des Etats, avant que le projet ne soit 
renvoyé à la chambre du peuple. La distribution de la presse associative 
a aussi été discutée par les chambres avec l'adoption d'une motion pour 
supprimer la distorsion de concurrence dans l’aide à la presse associa-
tive et à la presse des fondations. Malgré les discussions politiques, les 
tourments de la presse helvétique n'ont pas pris fin. Le rapport de l'ins-
titut de recherche Fög indique que même si la qualité des médias reste 
bonne, l'intérêt du lectorat pour les nouvelles a diminué ces dernières 
années. Il met ainsi en exergue la situation de la presse en évoquant no-
tamment l’augmentation de la concentration médiatique. En 2024, l'ins-
titut de recherche conclut donc que «le secteur médiatique est sous 
pression». Et, les événements de la fin de l'année l'ont confirmé. Après 
les nombreuses suppressions de postes dans la presse helvétique en 
2023, CH Media a annoncé en novembre la fermeture de six portails ré-
gionaux et de 34 licenciements.  
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En parallèle, les nouvelles technologies de l'IA et leur acceptation par les 
lecteurs et lectrices dans le journalisme, les tromperies de type 
«deepfake» et le rôle des médias en ligne ont rythmé l'année 2024. En 
effet, le Conseil national a accepté une motion visant à subventionner les 
médias numériques produisant du contenu journalistique, indépendam-
ment du canal de diffusion, avant que le Conseil des Etats ne rejette fi-
nalement la motion. Aussi, la digitalisation a engendré de nombreuses 
craintes, que ce soit concernant la variété des informations obtenues ou 
leur véracité. La presse a évoqué cette thématique complexe, en men-
tionnant une étude de TA-SWISS qui a souligné la difficulté que repré-
sente l'identification de deepfakes. Conscients de l'obstacle que repré-
sentent ces technologies, les médias ont sensibilisé la population à leur 
présence sur internet. Avec la création de l'organisation faîtière «Use 
The News», une utilisation en autonomie des médias est recherchée. 

 
FIGURE 1 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE SUR LES «MÉDIAS»: POURCENTAGE D’ARTICLES DE JOURNAUX PAR MOIS  
 

 
Explication: Proportion d’articles de journaux par mois sur le sujet «Médias» en comparaison à l’ensemble des articles de 
journaux sur la politique nationale au cours d’un mois. 
Example: La proportion d’articles de presse sur le thème «Total: Médias» par rapport au nombre total d’articles était de  
2.0 pour cent en décembre 2023. 
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FIGURE 2 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE SUR LES «MÉDIAS»: POURCENTAGE D’ARTICLES DE JOURNAUX PAR  
ANNÉE 
 

 
Explication: Proportion d’articles de journaux par année (janvier à novembre) sur le sujet «Médias» en comparaison à 
l’ensemble des articles de journaux sur la politique nationale au cours de l’année (janvier à novembre). 
Exemple: La proportion d’articles de presse sur le thème «Presse» par rapport au nombre total d’articles était de 0.8 pour 
cent en 2024. 
 
 
TABLEAU 1 DE LA RÉTROSPECTIVE ANNUELLE SUR LES «MÉDIAS»: NOMBRE DE PRISES DE PAROLE ET DE MOTS  
PRONONCÉS EN 2024 

Rang No 

Prises 
de  

parole Mots Titre 
1 24.041 889 198760 Budget de la Confédération 2025 

2 24.031 543 96232 
Encouragement de la formation, de la recherche et de  
l'innovation pour la période 2025-2028 

3 22.058 351 93206 Loi sur les douanes. Révision totale 
4 23.082 388 84067 Programme de la législature 2023-2027 
5 24.025 314 73467 Message sur l'armée 2024 

6 24.026 166 69214 
Pour une imposition individuelle indépendante de l'état civil (initia-
tive pour des impôts équitables). 

7 22.062 149 62790 
LAMal. Modification (Mesures visant à freiner la hausse des coûts, 2e 
volet) 

8 24.033 190 60260 
Loi sur l'approvisionnement en électricité (Réserve d'électricité). 
Modification 

9 24.027 234 56729 Message culture 2025-2028 
10 24.049 222 52638 Stratégie de coopération internationale 2025-2028 

…         

28 22.423 119 22570 
Initiative parlementaire Bulliard-Marbach Christine. Pour une presse 
écrite indépendante, il faut adapter les montants de l'aide indirecte 

85 22.498 16 6972 
Initiative parlementaire Romano Marco. Soumettre la Société suisse 
de radiodiffusion et télévision au Contrôle fédéral des finances 

193 24.3817 10 2748 

Motion CTT-N. Introduction d'une aide aux médias électroniques in-
dépendante du canal de diffusion et du modèle  
d'affaires 

598 22.3110 3 846 
Motion groupe des Verts. Journalisme. Soutenir la qualité 
et le travail de recherche 

724 22.3123 4 698 
Motion Borloz Frédéric. La redevance radio-TV pèse  
injustement sur nos prestations de retraite 

825 22.3926 3 521 
Motion Reimann Lukas. Obligation de se récuser pour les  
collaborateurs de la SSR intervenant dans les médias publics 
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897 24.3895 4 341 

Motion Poggia Mauro. Redevance radio-télévision pour sourds ou 
aveugles. Il est temps de changer une réglementation  
cynique! 

923 16.4027 4 237 

Motion Fluri Kurt. SSR et industrie audiovisuelle indépendante. Ren-
forcer le marché indépendant, intensifier la  
coopération et éviter les distorsions de la concurrence 

1007 22.3319 1 25 

Motion Quadri Lorenzo. Quote-part de la redevance de radio-télévi-
sion attribuée aux diffuseurs privés. Augmentation  
possible? 

1011 24.3818 1 25 
Motion CTT-N. Supprimer la distorsion de concurrence dans l'aide à 
la presse associative et à la presse des fondations 

…     
 

Légende: Nombres de prises de parole et de mots prononcés en 2024 concernant les objets correspondants; classés par 
nombre de mots prononcés; en gris: objets relevant du domaine thématique « Médias ». 
Rang: Tableau classé par nombre de mots en 2024 ; No: Numéro d’objet ; Prises de parole: Nombres de prises de paroles 
en 2024 sur l’objet ; Mots: nombre de mots prononcés en 2024 sur l’objet ; Titre: Titre français du projet 
Exemple: en 2024, 22'570 mots ont été prononcés sur l'objet «Initiative parlementaire Bulliard-Marbach Christine. Pour 
une presse écrite indépendante, il faut adapter les montants de l'aide indirecte» en 119 prises de parole; 28e rang parmi 
tous les objets de cette année. 
Source: jeu de données des Services du Parlement de l'Assemblée fédérale (2024). 
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JAHRESRÜCKBLICK 2024 
 

Parteien 

  

BERICHT 
STAND: 31.12.2024 
HANS-PETER SCHAUB 

Die Wahrnehmung der Parteien in Öffentlichkeit und Medien war 2024 
stark von ihrem Abschneiden bei kantonalen Wahlen, ihrer Positionie-
rung zu Abstimmungsvorlagen und anderen politischen Themen sowie 
von parteiinternen Konflikten geprägt. 

Die SVP hatte mit Abstand die höchste Präsenz in den Medien, insbeson-
dere im Frühjahr (vgl. Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse). Dies lag zum 
einen an der Wahl von Marcel Dettling zum neuen Parteipräsidenten. Zum 
andern sorgten Kontakte der neuen Spitze der JSVP zu Rechtsextremen 
für heftige Kontroversen. Auch das Verhältnis der Mutterpartei zum 
Rechtsextremismus wurde in der Presse verhandelt. Bei den kantonalen 
Parlamentswahlen konnte die SVP als einzige Partei unter dem Strich zu-
legen, und zwar deutlich. In Glarus gewann sie zudem einen Regierungs-
ratssitz hinzu. Weniger erfolgreich war die Partei an der Abstimmungs-
urne, acht der zwölf eidgenössischen Abstimmungsvorlagen gingen für 
sie verloren. Für Diskussionen sorgte dabei vor allem, dass sowohl bei der 
13. AHV-Rente als auch bei der Renteninitiative und der BVG-Reform 
grosse Teile der SVP-Sympathisierenden entgegen der Parteiparole ab-
stimmten. In den Medien und auch parteiintern kam deshalb die Frage 
auf, ob die SVP ihre Basis auf Dauer mit ihren aussen- und migrationspo-
litischen Kernthemen zufriedenstellen kann oder in der Sozialpolitik ei-
nen stärker linken Kurs einschlagen müsste. Mit der 2024 erfolgten Ein-
reichung der «Nachhaltigkeitsinitiative» und der «Neutralitätsinitiative» 
sowie der Lancierung der «Grenzschutzinitiative» sorgte die SVP jeden-
falls selber dafür, dass ihre Kernthemen auch künftig auf der politischen 
Agenda stehen werden. 

Die SP konnte 2024 überdurchschnittlich viele Abstimmungssiege feiern: 
Bei neun der zwölf Abstimmungen stand sie auf der Siegerseite. Mit der 
13. AHV-Rente fand dabei erstmals überhaupt eine linke Initiative zum 
Ausbau des Sozialstaats eine Mehrheit bei Volk und Ständen. Die Medien 
führten die Abstimmungserfolge unter anderem darauf zurück, dass die 
SP zusammen mit den Gewerkschaften ihrer bürgerlichen Konkurrenz bei 
der Kampagnenführung überlegen sei. Ein Wermutstropfen war für die 
SP die Ablehnung ihrer Prämienentlastungs-Initiative. Inhaltlich machte 
die SP etwa auch mit einer Distanzierung von der Asylpolitik ihres Bun-
desrats Beat Jans und mit Forderungen nach einer Aufhebung der Schul-
denbremse von sich reden. Auch die «Initiative für eine Zukunft» der 
Juso generierte viele Schlagzeilen. Für parteiinterne Kontroversen sorgte 
die Positionierung zum Konflikt im Nahen Osten; manche Stimmen sahen 
die SP dabei unter dem Einfluss antisemitischer Ideen. Bei den kantona-
len Parlamentswahlen konnte die SP unter dem Strich einige Sitze zule-
gen, ihr Wählendenanteil sank aber ganz leicht. In Uri und Schaffhausen 
büsste die Partei je einen Regierungsratssitz ein. Ausbauen konnte die 
Partei hingegen ihre Mitgliederbasis, im November vermeldete sie eine 

https://anneepolitique.swiss/articles/75901
https://anneepolitique.swiss/articles/73982
https://anneepolitique.swiss/articles/72050
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https://anneepolitique.swiss/articles/75539
https://anneepolitique.swiss/articles/75902
https://anneepolitique.swiss/articles/72050
https://anneepolitique.swiss/articles/72048
https://anneepolitique.swiss/articles/70010
https://anneepolitique.swiss/dossiers/1508
https://anneepolitique.swiss/articles/73980


133 

 

rekordhohe Zahl an Parteieintritten als Gegenreaktion zu den US-Wah-
len. 

Die FDP profilierte sich 2024 mit Forderungen nach einem raschen Aus-
bau des Armeebudgets und konsequenten Entlastungsmassnahmen in 
den anderen Bereichen des Bundeshaushalts. Für Schlagzeilen sorgten 
auch die freisinnigen Forderungen nach Verschärfungen in der Asylpoli-
tik und ein Positionspapier zur Bildungspolitik, in denen die Presse einen 
gezielten Schwenk der Partei nach rechts als Reaktion auf die Niederlage 
bei den eidgenössischen Wahlen 2023 ortete. Elektorale Misserfolge gab 
es zunächst auch bei den kantonalen Wahlen 2024, bevor der FDP in der 
zweiten Jahreshälfte zumindest eine Stabilisierung gelang. Unter dem 
Strich blieb die Bilanz aber sowohl bei den Parlaments- als auch bei den 
Regierungsratswahlen negativ. Bei sechs von zwölf Abstimmungsent-
scheiden fanden sich die Freisinnigen auf der Verliererseite; am 
schwersten wiegen dürften aus ihrer Sicht die Niederlagen bei der 13. 
AHV-Rente, der von den Jungfreisinnigen lancierten Renteninitiative, 
der BVG-Reform und dem Autobahnausbau. 

Während die kantonalen Parlamentswahlen für die Mitte von Stabilität 
geprägt waren, konnte sie in Uri und im Jura je einen Regierungssitz da-
zugewinnen. Im Urner Regierungsrat hält sie nun gar eine absolute Mehr-
heit. Die Abstimmungsbilanz fiel für die Mitte mit sechs Siegen und sechs 
Niederlagen gemischt aus, die parteieigene Kostenbremse-Initiative 
wurde deutlich abgelehnt. Dafür kamen ihre Zwillings-Initiativen zur Ab-
schaffung der «Heiratsstrafe» bei den Steuern und der AHV zustande.  
Parteipräsident Gerhard Pfister wiederholte verschiedentlich seine Vi-
sion, mit der Mitte einen «dritten Pol» in der Parteienlandschaft zu bil-
den. Die Medien interpretierten dies als Versuch, die Mitte stärker als 
sozialliberale Kraft zu etablieren und das konservative Erbe der CVP hin-
ter sich zu lassen, orteten aber in der Fraktion starke Widerstände gegen 
einen solchen Kurs. Derweil strichen mehr als drei Jahre nach der natio-
nalen Partei mit Obwalden und Uri auch die letzten beiden Kantonalpar-
teien die Bezeichnung «CVP» aus ihrem Parteinamen. Für mediales Auf-
sehen sorgte, dass die Mitte in einer Mitgliederbefragung die Unterstüt-
zung für eine Parteifusion mit der GLP auslotete; letztlich wurde die Idee 
wieder begraben. 

Die Grünen machten zu Jahresbeginn am meisten Schlagzeilen, als es um 
mögliche Kandidaturen für das Parteipräsidium ging (vgl. Abbildung 1 der 
APS-Zeitungsanalyse). Letztlich wurde Lisa Mazzone konkurrenzlos ge-
wählt. Bei den kantonalen Parlamentswahlen mussten die Grünen von al-
len Parteien die deutlichsten Verluste hinnehmen. An der Abstimmungs-
urne wurde mit der Biodiversitäts-Initiative zwar ein grünes Anliegen ab-
gelehnt, doch insgesamt konnten die Grünen neun Abstimmungssiege 
feiern – mit dem Ja zum Stromgesetz und dem Nein zum Autobahnaus-
bau betrafen zwei davon auch ihre ökologischen Kernthemen. Die Grü-
nen machten auch klar, dass in der direktdemokratischen Arena weiter-
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hin mit ihnen zu rechnen ist: Nicht nur drohten sie bereits mit Referen-
den gegen das geplante Sparpaket des Bundes und gegen eine mögliche 
Aufhebung des Neubauverbots für Atomkraftwerke, sondern sie kündig-
ten angesichts der Mehrheitsverhältnisse im Parlament eine regelrechte 
«Referendumslegislatur» an. 

Die GLP hatte im zwanzigsten Jahr ihres Bestehens mit einigen Widrig-
keiten zu kämpfen. Bei den meisten kantonalen Parlamentswahlen büsste 
sie Wählendenanteile und Sitze ein. Immerhin konnte sie ihren Regie-
rungsratssitz in Basel-Stadt verteidigen. Der allgemeine Zustand der GLP 
wurde in Medienkommentaren meist negativ eingeschätzt: Die Themen-
konjunktur spreche gegen sie, und Verankerung und Strukturen der GLP 
seien schwächer als bei ihren Konkurrentinnen. Den vor allem von aus-
serhalb der GLP aufgebrachten Gedankenspielen, mit der Mitte oder der 
FDP zu fusionieren, erteilte die Parteispitze eine Absage. Ihr Profil als eu-
ropafreundlichste Partei pflegte die GLP, indem sie sich früh auf die Un-
terstützung eines neuen Vertragspakets mit der EU festlegte. Am stärks-
ten in die Schlagzeilen geriet die GLP aber im September (vgl. Abbildung 
1 der APS-Zeitungsanalyse) mit dem «Fall Ameti». Nach einem kontrover-
sen Social-Media-Post der Zürcher Stadtparlamentarierin wurde ein Par-
teiausschlussverfahren eingeleitet. In Öffentlichkeit und Medien wurde 
die Partei für diese Reaktion unterschiedlich beurteilt. Manche Kom-
mentare sahen den Fall auch als Ausdruck eines umfassenderen Rich-
tungsstreits in der Partei.  

Zu den relativ stark beachteten Ereignissen bei den Kleinparteien ge-
hörte die Gründung der Revolutionären Kommunistischen Partei. Mit 
Aufrecht Schweiz gelang im Thurgau zudem erstmals einer aus den Co-
vid-19-Protesten hervorgegangenen Gruppierung die Wahl in ein 
Deutschschweizer Kantonsparlament. 

Im Übrigen bestätigte sich 2024 die Faustregel, dass Nachwahljahre für 
die Parteizentralen «Flugjahre» (NZZ) sind: Bei der SVP, der SP, der FDP, 
der GLP und der EVP kam es zu personellen Wechseln an der Spitze des 
Generalsekretariats, bei den Grünen wurde ein solcher für 2025 ange-
kündigt.  

Im Berichtsjahr wurden erstmals gemäss Transparenzgesetzgebung die 
Einnahmen der Parteien veröffentlicht. Demnach floss am meisten Geld 
zur SP, mit deutlichem Abstand gefolgt von SVP, FDP, Mitte, Grünen und 
GLP. Allerdings herrschte Einigkeit, dass diese Zahlen nur beschränkt 
aussagekräftig sind, weil Abstimmungskampagnen des bürgerlichen La-
gers meist über Verbände oder Komitees statt über die Parteizentralen 
finanziert werden und zudem die Einnahmen kantonaler Parteisektionen 
sowie Spenden an einzelne Kandidierende bei Wahlen nicht in den ver-
öffentlichten Zahlen enthalten sind. 
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ABBILDUNG 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «PARTEIEN»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO MONAT 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Parteien» pro Monat gemessen an allen Zeitungsberichten zur nationalen 
Politik im Monat. 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Total: Parteien» an allen Artikeln betrug im Dezember 2023 9.2 
Prozent. 

 
 
ABBILDUNG 2 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «PARTEIEN»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO JAHR 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Parteien» pro Jahr (Januar bis November) gemessen an allen 
Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Jahr (Januar bis November). 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Mitte» an allen Artikeln betrug im Jahr 2024  
1.4 Prozent.  
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JAHRESRÜCKBLICK 2024 
 

Verbände 

  

BERICHT 
STAND: 31.12.2024 
HANS-PETER SCHAUB 

Im Machtgefüge der Schweizer Verbandslandschaft kam es 2024 gemäss 
Einschätzungen in der Presse zu Gewichtsverschiebungen. So konnten 
die Gewerkschaften ihre Position stärken: An der Urne feierten sie mit 
der Annahme der von ihnen selbst lancierten Initiative für eine 13. AHV-
Rente sowie mit der Ablehnung der BVG-Reform und der Mietrechtsre-
formen bedeutende Erfolge. Auch in der innenpolitischen Diskussion um 
ein neues Vertragswerk mit der EU blieben die Gewerkschaften eine prä-
gende Stimme; ihre Zustimmung machten sie von ausreichenden flankie-
renden Massnahmen zum Lohnschutz und zu Arbeitsmarktkontrollen ab-
hängig. Dass die Gewerkschaften trotz einer seit Längerem erodierenden 
Mitgliederbasis in der mehrheitlich bürgerlichen Schweiz eine so ein-
flussreiche Position erlangten, wurde in den Medien mitunter dem stra-
tegischen Geschick und der bodenständigen Art des Spitzenpersonals 
insbesondere beim Schweizerischen Gewerkschaftsbund zugeschrie-
ben. Die gestiegene (wahrgenommene) Bedeutung der Gewerkschaften 
spiegelte sich auch darin wider, dass sie eine höhere Medienpräsenz hat-
ten als in den Vorjahren (vgl. Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse). 

In einer geschwächten Position sah die Presse derweil die traditionellen 
Gegenspieler der Gewerkschaften: Die Wirtschaftsverbände, angeführt 
von der Economiesuisse, mussten 2024 wie schon in den Vorjahren 
mehrere empfindliche Abstimmungsniederlagen hinnehmen – ausser bei 
den AHV-, BVG- und Mietrechtsvorlagen auch beim abgelehnten Auto-
bahnausbau. Manche Medienkommentare orteten eine fundamentale 
Entfremdung zwischen Wirtschaft und Bevölkerung, und einige sahen 
den Stuhl der Economiesuisse-Direktorin wackeln. Der Verband selbst 
beschloss eine neue Strategie für seine politischen Kampagnen. Im 
Herbst musste Economiesuisse zudem einen Austritt hinnehmen: Nach-
dem der Dachverband mitgeteilt hatte, den Bundesratsvorschlag für die 
Aufhebung des AKW-Neubauverbots zu unterstützen, kehrte ihm der 
Stromkonzern Alpiq den Rücken. 

Für Beachtung sorgte ein europapolitischer Kurswechsel des Schweize-
rischen Gewerbeverbands: Der Verband, der sich in den letzten Jahren 
kritisch zur Zusammenarbeit mit der EU positioniert hatte – namentlich 
beim Rahmenabkommen –, äusserte sich mit Blick auf ein neues EU-Ver-
tragspaket nun dezidiert positiv und kompromissbereit. Die Verbands-
spitze kündigte an, mit dem neuen Verbandsdirektor generell einen kon-
zilianteren Stil pflegen zu wollen als in den letzten Jahren. An der Abstim-
mungsurne fuhr der SGV unter anderem mit der von ihm angeführten Ja-
Kampagne zum Autobahnausbau eine schmerzhafte Niederlage ein. Und 
gegen die BVG-Reform, bei der der SGV mit seiner Ja-Parole letztlich 
ebenfalls unterlag, regte sich auch in den eigenen Reihen Widerstand, 
etwa bei GastroSuisse oder beim Coiffeurverband. 
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Stark thematisiert wurde in den Medien die Rolle der Umwelt- und Na-
turschutzverbände in der Energiepolitik, weil einige Ausbauprojekte für 
Solar-, Wasser- und Windkraftwerke mit Verbandsbeschwerden be-
kämpft wurden. Kritikerinnen und Kritiker warfen den Verbänden vor, die 
Energiewende zu propagieren und gleichzeitig zu hintertreiben, und For-
derungen nach einer Schwächung des Verbandsbeschwerderechts wur-
den laut. Die Umweltverbände hielten dem entgegen, dass sie nur gegen 
wenige, besonders problematische Energieprojekte vorgingen und aus 
Sicht des Naturschutzes durchaus schmerzhafte Kompromisse zuguns-
ten der Energiewende eingingen, wie auch ihre fast einhellige Unterstüt-
zung des Energie-Mantelerlasses zeige. Um den Ausbau von Windkraft-
projekten politisch zu unterstützen, trat 2024 mit Pro Wind Schweiz ein 
neuer Verband auf den Plan; er vereinigte eine Reihe kantonaler Organi-
sationen, die sich mit demselben Zweck in den letzten Jahren gegründet 
hatten.  

Zu den bedeutenden strukturellen Entwicklungen in der Schweizer Ver-
bandslandschaft gehörte sodann die Gründung des neuen Krankenkas-
senverbands Prioswiss, der der politisch exponierten Branche nach Jah-
ren einer konfliktreichen Spaltung zwischen Santésuisse und Curafutura 
wieder eine geeinte Stimme geben soll. Eine Wiedervereinigung kleine-
ren Ausmasses gab es beim Versicherungsverband, indem die Axa in des-
sen Reihen zurückkehrte. Demgegenüber kochten beim Frauendachver-
band Alliance F wie schon im Vorjahr Spaltungsdiskussionen hoch; weil 
der Verband die Ja-Parole zur BVG-Reform ausgab und nach Darstellung 
von Kritikerinnen in den letzten Jahren generell nach rechts gerückt sei, 
erwägen die SP-Frauen einen Austritt. 

Bei zahlreichen Verbänden kam es zu personellen Neuerungen. Diese 
wurden teilweise von internen Konflikten begleitet, so etwa der Präsidi-
umswechsel beim VCS, der von manchen als partei- und regionalpolitisch 
motivierter «Putsch» interpretiert wurde. Auch beim Schweizer Tier-
schutz wurde die bisherige Präsidentin gegen ihren Willen abgewählt; die 
Konflikte um organisatorische Reformen setzten sich indessen auch un-
ter ihrem interimistischen Nachfolger fort. Zu Turbulenzen kam es auch 
in der Operation Libero, deren Co-Präsidentin Sanija Ameti mit einem 
Instagram-Post heftige öffentliche Kritik auf sich zog. Weil der nationale 
Vorstand an ihr festhielt, trat der Ostschweizer Regionalvorstand aus 
Protest geschlossen zurück. Einen neuen Präsidenten erhielt Gastro-
Suisse. Dass sich dabei in einer Kampfwahl ein Reformkandidat von aus-
serhalb des bisherigen Vorstands durchsetzte, wurde in der Presse als 
Signal für einen Neuanfang interpretiert, nachdem der bisherige Amtsin-
haber den Verband politisch stark exponiert und eher im rechtsbürger-
lichen Lager positioniert hatte. Ohne öffentliche Kontroversen wurden 
derweil die Spitzenämter bei der SGG, dem HEV und dem SIA neu besetzt, 
nachdem in den letzten Jahren auch in diesen Organisationen um die 
politische Ausrichtung gestritten worden war. Für einige mediale Auf-
merksamkeit sorgten schliesslich die Neubesetzung der Präsidien bei 

https://anneepolitique.swiss/articles/74177
https://anneepolitique.swiss/articles/75788
https://anneepolitique.swiss/articles/70662
https://anneepolitique.swiss/articles/72405
https://anneepolitique.swiss/articles/75508
https://anneepolitique.swiss/articles/75508
https://anneepolitique.swiss/articles/75580
https://anneepolitique.swiss/articles/72405
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Swiss Olympic und beim Israelitischen Gemeindebund sowie die Tatsa-
che, dass die neue Direktorin von HotellerieSuisse wegen Diskussionen 
um mögliche Interessenkonflikte nach wenigen Monaten im Amt bereits 
wieder ihren Rücktritt ankündigte. 

 

ABBILDUNG 1 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «VERBÄNDE»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO MONAT 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Verbände» pro Monat gemessen an allen Zeitungsberichten zur nationalen 
Politik im Monat. 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Total: Verbände» an allen Artikeln betrug im Dezember 2023  
3.5 Prozent. 
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ABBILDUNG 2 ZUM JAHRESRÜCKBLICK «VERBÄNDE»: ANTEIL ZEITUNGSBERICHTE PRO JAHR 
 

 
Legende: Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Verbände» pro Jahr (Januar bis November) gemessen an allen 
Zeitungsberichten zur nationalen Politik im Jahr (Januar bis November). 
Lesebeispiel: Der Anteil Zeitungsberichte zum Thema «Landwirtschaftliche Verbände» an allen Artikeln betrug im Jahr 2024 
0.3 Prozent. 
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Technischer Anhang 

 Datengrundlage: 

ABBILDUNG 1 Datensatz der «Grünenfelder Zumbach GmbH» basierend auf Daten der Parlaments-
dienste (2024) 

TABELLEN 1 & 2 Datensatz der Parlamentsdienste (2024) 

ABBILDUNG 2 APS-Zeitungsausschnittssammlung 

AUSWAHL DER PRESSETITEL FÜR DIE  
ZEITUNGSAUSSCHNITSSAMMLUNG 

In der vorliegenden Analyse wurden 36 Pressetitel berücksichtigt. Neben den wich-
tigsten überregionalen Presseerzeugnissen wurde für jeden Kanton mindestens eine 
Zeitung ausgewählt, wobei die Auflagenstärke (gemäss WEMF 2015) als Selektionskrite-
rium diente.  

ZEITUNGSAUSSCHNITTS- 
SAMMLUNG 

Die Mitarbeitenden von Année Politique Suisse legen die Zeitungsausschnitte aller 
Ausgaben der folgend aufgelisteten Zeitungen elektronisch unter einem oder mehre-
ren von etwa 470 thematischen Codes ab. Unterschieden wird dabei auch zwischen 
nationalen und kantonalen politischen Ereignissen.  

  

TABELLE A.1 
ERFASSTE PRESSETITEL Titel Sprachregion Kanton/Region 

Aus-
gabe/ 
Woche 

 

ÜBERREGIONALE  
TAGESPRESSE 

Neue Zürcher Zeitung Deutschschweiz überregional  6 

Le Temps Romandie überregional  6 

REGIONALPRESSE Aargauer Zeitung Deutschschweiz AG  6 

 Appenzeller Zeitung Deutschschweiz AR  6 

 Appenzeller Volksfreund Deutschschweiz AI  4 

 Basler Zeitung Deutschschweiz BS  6 

 Basellandschaftliche Zeitung Deutschschweiz BL  6 

 Berner Zeitung Deutschschweiz BE  6 

 Bote der Urschweiz Deutschschweiz SZ  6 

 Bund, Der Deutschschweiz BE  6 

 Neue Luzerner Zeitung Deutschschweiz LU  6 

 Neue Nidwaldner Zeitung Deutschschweiz NW  6 

 Neue Obwaldner Zeitung Deutschschweiz OW  6 

 Neue Urner Zeitung Deutschschweiz UR  6 

 Neue Zuger Zeitung Deutschschweiz ZG  6 

 Schaffhauser Nachrichten Deutschschweiz SH  6 

 Solothurner Zeitung Deutschschweiz SO  6 

 St. Galler Tagblatt Deutschschweiz SG  6 

 Südostschweiz, Die (Glarus) Deutschschweiz GL  6 

 Südostschweiz, Die (Graubünden) Deutschschweiz GR  6 

 Tages-Anzeiger Deutschschweiz ZH  6 

 Thurgauer Zeitung Deutschschweiz TG  6 

 24 heures Romandie VD  6 

 Arc Info Romandie NE  6 

 Liberté, La Romandie FR  6 

 Nouvelliste, Le Romandie VS  6 

 Quotidien Jurassien, Le Romandie JU  6 

 Tribune de Genève Romandie GE  6 
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 Corriere del Ticino Ital. Schweiz TI  6 

BOULEVARDPRESSE Blick Deutschschweiz überregional  6 

SONNTAGSPRESSE Schweiz am Wochenende Deutschschweiz SG  1 

 SonntagsBlick Deutschschweiz überregional  1 

 Sonntagszeitung Deutschschweiz überregional  1 

WOCHENPRESSE Weltwoche Deutschschweiz überregional  1 

 WOZ Die Wochenzeitung Deutschschweiz überregional  1 

ONLINEMEDIEN Republik Deutschschweiz überregional  
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Annexe technique 

 Base de données 

FIGURE 1 Données de «Grünenfelder Zumbach GmbH», basé sur les données des Services du 
Parlement de l’Assemblée fédérale (2024) 

TABLEAUX 1 & 2 Données des Services du Parlement de l’Assemblée fédérale (2024). 

FIGURE 2 Documentation de presse de APS 

SÉLECTION DES JOURNAUX  
POUR LA DOCUMENTATION  
DE PRESSE APS 

Notre analyse a porté sur 36 journaux. Outre les principaux titres de la presse supra-
régionale, au moins un journal a été sélectionné pour chaque canton, le tirage (selon 
REMP 2015) servant de critère de sélection. 

DOCUMENTATION DE PRESSE APS Les rédactrices et rédacteurs de Année Politique Suisse classent électroniquement les 
coupures de presse de toutes les éditions des journaux mentionnés ci-dessous en les 
attribuant à un ou plusieurs des quelque 470 codes thématiques. Les articles sont éga-
lement distingués en fonction des événements politiques nationaux et cantonaux.  

  

TABLEAU A.1 
SÉLECTION DES JOURNAUX 

Titre Région linguistique Canton/région 

Editi-
ons/ 
se-
maine 

 

PRESSE SUPRARÉGIONALE Neue Zürcher Zeitung Suisse alémanique Interrégional  6 

Le Temps Suisse francophone interrégional  6 

PRESSE RÉGIONALE Aargauer Zeitung Suisse alémanique AG  6 

 Appenzeller Zeitung Suisse alémanique AR  6 

 Appenzeller Volksfreund Suisse alémanique AI  4 

 Basler Zeitung Suisse alémanique BS  6 

 Basellandschaftliche Zeitung Suisse alémanique BL  6 

 Berner Zeitung Suisse alémanique BE  6 

 Bote der Urschweiz Suisse alémanique SZ  6 

 Bund, Der Suisse alémanique BE  6 

 Neue Luzerner Zeitung Suisse alémanique LU  6 

 Neue Nidwaldner Zeitung Suisse alémanique NW  6 

 Neue Obwaldner Zeitung Suisse alémanique OW  6 

 Neue Urner Zeitung Suisse alémanique UR  6 

 Neue Zuger Zeitung Suisse alémanique ZG  6 

 Schaffhauser Nachrichten Suisse alémanique SH  6 

 Solothurner Zeitung Suisse alémanique SO  6 

 St. Galler Tagblatt Suisse alémanique SG  6 

 Südostschweiz, Die (Glarus) Suisse alémanique GL  6 

 Südostschweiz, Die (Graubünden) Suisse alémanique GR  6 

 Tages-Anzeiger Suisse alémanique ZH  6 

 Thurgauer Zeitung Suisse alémanique TG  6 

 24 heures Suisse francophone VD  6 

 Arc Info Suisse francophone NE  6 

 Liberté, La Suisse francophone FR  6 

 Nouvelliste, Le Suisse francophone VS  6 

 Quotidien Jurassien, Le Suisse francophone JU  6 

 Tribune de Genève Suisse francophone GE  6 
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 Corriere del Ticino Suisse italophone TI  6 

PRESSE «PEOPLE» Blick Suisse alémanique interrégional  6 

PRESSE DOMINICALE Schweiz am Wochenende Suisse alémanique SG  1 

 SonntagsBlick Suisse alémanique interrégional  1 

 Sonntagszeitung Suisse alémanique interrégional  1 

PRESSE HEBDOMADAIRE Weltwoche Suisse alémanique interrégional  1 

 WOZ Die Wochenzeitung Suisse alémanique interrégional  1 

MÉDIAS EN LIGNE Republik Suisse alémanique interrégional  
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